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Zum Gruß und zum Gelöbnis.

Hiermit geht die erste Nummer unserer

Zeitschrift d!cs Zeutralverbanldes der

Angestellten ins Land, ber am 1. Okto¬

ber 1919 aus ber Verschmelzung des Zentral¬
verbandes der HaudlungÄrehilfen mit dem

Vorhand ber Burc«,uangestcllten unld dem

Verband der Versicherungsbeamten ent¬

standen ist. Da gehört es sich wohl, dem

neuen Verbands als auch dem Blatte einige
Worte zum Geleit zu sagen, wie auch die bis¬

herige Entwicklung der einzelnen Teile unserer

nunmehr vereinigten Gewerkschaften den Le¬

sern im nachstehenden von bicimfenen Federn
in Erinnerung gebracht wird.

Der Zentralverband der An¬

gestellten wird in wirtschaftlichen Dingen
der Führer unserer Berufsgenossen sein, wie

bisher schon der Zentralverband der Hand¬
lungsgehilfen und der Verband der Bureau¬

angestellten die treibenden Kräfte der Ange¬

stelltenbemegung gewesen sind. Mancher mag

sich öen Blick haben trüben lassen, weil

es neben uns zahlenmäßig größere Verbände

gegeben hat. Der gewaltige Zustrom von

Mitgliedern, dessen wir uns seit Jahresfrist
zu erfreuen huben, zeigt aber nun auch äußer»
l'i' jenen, die weniger tief denken, welche Be¬

deutung von uns vertretenen Ideen ge¬

wonnen hvben.
- Die Sachen stehen jetzt anders als ehe¬

mals. Statt grundsätzlich den Kampf zur Ver-

besserung ihrer Lebenslage zu führen, ließen

sich die Angestellten zu allen möglichen an-

deren Dingen gebrauchen. Immer betonten

sie das Vertrauensverhältnis, in dem sie an¬

geblich zum Unternehmertum standen. Dabei

ging es mit ihrer wirtschaftlichen Lage immer

mehr zurück. Die Angestelltenverbände woll¬

ten bei keiner Kaisergeburtstagsfeier fchlcn
und noch im März 1918 betrachteten es der

Deutschnationale Handlungsgchilfenverdand,
der Verband deutfcher Handlunigsgichilfen usw.
als ihre Aufgabe, Wilhelm II. „unver¬

brüchliche Treue" zu geloben. Sie wiesen in

einem Telegramm an ihn alle Vci"suche, „das

Gefühl der Zusammengehörigkeit zwischen
deutschen Fürsten und deutschem Volk zu trü¬

ben, aufs entschiedenste zurück und halten un¬

wandelbar fdst am monarchischen Gedanken,

der das deutsche Gemüt beseelt und durch ge¬

schichtliche Ueberlieferung für alle Zeiten ver¬

ankert ist". Diese Verbände waren eben nicht
nur die Stützen der kapitalistischen Unter¬

nehmer, sondern zugleich Säulen der bisheri¬

gen politischen Machtlzaber, und sie trieben die

Heuchelei soweit, daß sie sich nicht selbst,
sondern uns den Vorwurf machten, partei¬
politische Bestrebungen zu verfolgen. Aber sie

haben ihren Lohn dahin: sie sind als unter¬

nehmertreu erkannt und in Scharen wenden

fich die Berufsgenossen von ihnen ab, auch
wenn sie nun Tarifverträge abfchließen, oder

gar gelegentlich aus Angst vor uns zum Streik

greifen müsscn.

Das gegenwärtige Verhältnis zwischen
Kapital und Arbeit zu beseitigen, die Ange¬
stellten von der Beherrschung öurch das Unter¬

nehmertum zu hefreikn, ift unser Zwl. Nichts
mehr und nichts weniger. Davon werden wir

uns nicht abbringen lassen, und ein Kämpfer
auf diesem Wege wird „Der freie Ange»
stellte" sein. Das ganze Geheimnis,
warum uns das Unternehmertum und seine
Söldlinge anfeinden, liegt darin, daß unserer

gewerkschaftlichen Arbeit eine klare Erkenntnis

über die wirtschaftlichen Dinge, namentlich
über das Verhältnis zwischen Kapital und Ar¬

beit zugrunde liegt. Karl Marx sagt: „Wel¬
ches ist nun das allgemeine Gesetz, das das

Fallen und Steigen des Arbeitslohnes und

des Unternehmerprofites in ihrer wechselseiti¬
gen Anziehung bestimmt. Sie stehen im um¬

gekehrten Verhältnis. Der Anteil des Kapi¬
tals, der Profit, steigt in demselben Verhält¬
nis, worin der Anteil der Arbeit, der Lohn,
fällt, und umgekehrt. Der Profit steigt in

dem Maße, worin der Arbeitslohn fällt, er

fällt in dem Maße, worin der Arbeitslohn
steigt." Das ist's, ,worauf von uns immer

wieder hingewiesen worden ist. Daher haben

wir uns die Gegnerschaft aller derjenigen zu¬

gezogen, die von der Ausnutzung der mensch¬
lichen Arbcitskraft, d. h. von der Beibehal¬
tung der kapiwlistischen Wirtschaftsordnung,
Vorteil Hetzen. Wir werden uns nicht
irre machen lassen, und insbesondere wird

„Der freie Angestelltc" die Aufgabe haben, die

volkswirtsckzaftliche Aufklärung unserer Be¬

rufsgenosfen zu fördern. Es wird eine wich¬
tige Aufgabe unserer Zeitschrift fein, die

wissenschaftliche Erkenntnis der ökonomischen
Zusammenhänge weiter zu verbreiten und zu

vertiefen. Wissen wir doch, daß die großen
bevorstehenden wirtschaftlichen Kämpfe nur

erfolgreich'geführt werden können, wenn eine

geistig geschulte Kämpferschar im Zentralver¬
band der Angestellten vereinigt ist.

Das Unternehmertum weiß seit langem

genau, bei uns lzaben die AngestMen ihnc,

wahre Vertretung. Duhcr wivd man noch wie

vor eifrig bestrebt sein, die Angeftellten durch

offene und versteckte Mittel von uns fernzu¬
halten. Das Unternehmertum hat viele solchc
Mittel. Die kapitalistischen Zeitungen stehen

ihm zur Verfügung, um vor uns graulich zu

machen. Es wird auch nicht zögern, den an¬

deren Angestelltenvereinen wie bisher nam¬

hafte Summen zuzuführen, nut denen diese in

den Stand gesetzt werden sollen, den Kampf

gegen die Angestellteninteressen und nament¬

lich gegen uns zu führcn. Im übrigen wird

man versuchen, die Lehrlinge und die jüngeren
Angestellten in jene Angestelltcnvereine
hineinzutreiben, um sie dort für deren Ge¬

dankengänge empfänglich zu machen.
Aber je mehr das Unternehmertum und

die, die in seinein geistigen Bann stehen und

noch nicht frei geworden sind, in dieser Weise
wirtschaften, desto mehr werden die Angestell¬
ten die Ueberzeugung gewinnen, daß 0er

Zentralverband der Angestell¬
ten die Kampfformation ist, durch hie ihre
Wirtschaftlichen Interessen verfochten werden.

P a ul Ls nge.

Der ilmschwung
in der AngestMenSewegung.

Als „Revolutionsgewinn" haben mißgün¬
stige Gegner den nach der S^vemberumwäl»
zung eingetretenen starken Mitgliederzuwachs
unserer freien Angestelltengewerkschaften be¬

zeichnet. Zweifellos ist die gewaltige Sinnes¬

änderung der deutschen Angestellten durch die

revolutionären Ereignisse Mächtig gefördert
worden. .Aber ste hatte ihre eigentliche Ur¬

sache in 'den Erfahrungen der Angestellten
während der Zeit vor der Revolution.

Unzureichendes Gehalt, schlechte Behand¬
lung, Rechtlosigkeit im Arbeitsverhältnis
machen auch das friedfertigste Gemüt rebellisch.
Jn kaum einer Berufsschicht war deshalb so
viel dumpfer Groll, soviel Verbitterung aufge¬
speichert, als bei den Angestellten. Alles in

ihnen bäumte sich auf gegen die Unterdrückung
ihrer Pcrsönlicksteitsrechte, gegen die völlige
Ausschaltung bei der Gestaltung der Gehalts-
unld Anstellun'gshedingun.gen. Die Angestell¬
ten wollten nicht länger mehr Werkzeug in

den Händen der Betriebsunternehmer sein,
sondern selbstschöpferisch mitarbeiten an der

Gestaltung der Betriebs- und Wirtschaftsver¬
hältnisse.

Dicsem Bestreben trat naturgemäß das

Unternehmertum energisch entgegen. Wenn

auch in etwas abgemilderter Form wollte es

nach wie vor dcn „Herrn «in Hause" spielen.
Jn der Bekämpfung dieses Standpunktes konn¬

ten die AngestcllKn selbswerständlich keine

Stütze finden in den bestehenden antigewerk¬
schaftlichen Angestelltenverbänden. Diese
waren eingeschworsn auf den Harmoniestand»
Punkt, fie sahen in einem Ausgleich der wider¬

streitenden Interessen, der meistens zugunsten
der Arbeitgeber ausfiel, das AMieilmittel. Je¬
dem ernsthaften Kampf gingen diese Verbände

und Vereinchen ängstlich aus dem Wege.
Daß unter diesen Umständen die großen

Massen dcr zu neuem Leben «wachten An¬

gestellten kein Vertrauen zu diesen veralteten
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EebilÄm hatten, darf niemanden wunder-

nehmen. Sie strömten deshalb tn Scharen
den freigoluerkschaftlichen Angestelltenver-
bäuden zu.

Die inzwischen geführten schweren
Kämpfn h.vbcn bewiesen, dasz die An<zestellbcu
aus dcm rechten Wege waren. Jn ber Frage
öcr tariflichen Regelung der Gehalts- uud

Anstellungsbedingui!>gcu, der Erringung und

Sicherung öes Mitbcstinnuungsrcchts der An-

gestelltcnverk-ctiiiiacn habcu unsere jetzt ver¬

einigten Verband-? mehrfach Schulter an

Schulter gestanden. Es ist nber auch nicht

zu leugnen, daß das N^bencinanderbestcheu
von brei gleichgerichteten Verbänden, deren

Werbetätigkeit sich teilweise nuf die glichen
Augestclltcngruppen erstreckte, «uch manche

Erschwerung dcr Tätigkeit für die wirtschaft¬

liche Besserstellung der Angestelltcn mit sich

brachte. Auch auf deu Erfolg der Werbe¬

tätigkeit War >daS naturgemäß nicht ohne

Einfluß.
Die Zusamntenschwe'ißttng der brei bishcr

getrennt marschierten Hcerhmifen zu einem

geschlossenen Ganzen gibt der freigewerk-
fchaftlichcn Bewcgung bor deutschen Hand¬
lungsgehilfen und Burcauarlgestellten, einen

neuen' gewaltigen Anstoß. Kein noch fo miß¬

günstig gesinnter Gcgner wird uns
,

diesen

Erfolg streitig machen können.

Erfüllen sich die von uus allen an den Zu¬

sammenschluß gcknüvfkn Hoffnungen, und

sie müssen sich erfüllen, dann bedeutet

dicscS Ereignis allerdings einen „Nevolu-

tionsgewinn", auf den wir stolz sein können.

Josef Aman.

Ein gefchichMchsr Tag!
Der 1. Oktober 1319 wird als Beginn

eincr neuen Epoche in der deutschen Gewerk¬

schaftsbewegung bewertet werden. Ein wuch¬

tiges Ereignis.ist allein schon dcr Zusammen¬

schluß von rund LNU00 Kopfarbeitern zu

zielbewußter EcwerksckMsarbeit. Wer ver¬

mag jetzt schoir die Tragweite dieser Konzen¬
tration bisher zersplitterter Kraft, recht zu

würdigen! Der darin inkarnierte Solidari¬

tätswille bedeutet eine gewaltige Verschiebung
des Machtverhältnisscs zwischen Arbeitgebern
und uns. Welch ein Unterschied gegen früher!

Ehedem der ohnmächtige, Weil für sich

„rümpfende" Arbeitnehmer, der die ökonomi¬

schen Zusammenhänge nicht sieht und deshalb

verzweifelte an seiner Kraft und an einer

besseren Zukunft. Heute die klar erkannte

Einsicht: im Zusammenhalten liegt unsere

Stärke, denn auch wir sind „Masse", die nur

in geordneten Knmpfesfonnationen siegen
kann.

Organisation allein tuts freilich nicht.
Mustern nicht auch die gegnerischen Vereini¬

gungen zusammeu zehntausende Mitgliedcr —

und trotzdem bedeuten sic keincn Machtfaktor.
Von welchem Geist, welchem Willcn die Or¬

ganisationen getragen sind, bedingt ihren
Wert. Wer immer wieder „Verstänbigung"
predigt, führt die BerlMgcnofsen irre und

lähmt die Entwickelung. Nicht ci»en Kampf
um des Kampfes willen — aber die Kamvfes-

fähigkeit für den sozialen Aufstieg dcs Arbeit¬

nehmers, sie muß geschaffen, gestärkt und dau¬

ernd erhalten wcrdcn.

Aus solchem Geiste wurde der Zeniral¬
verband der Angestellten geboren. Und so er¬

klärt sich die jubelnde Zustimmung unserer
Mitglieder zu sciner Gründung. Ob kauf¬
männische Angestellte oder Bureauangestellte,
alle begrüßen ihn als starken Träger ihrer
Hoffnungen und als Wegbereiter einer besseren
Zukunft. Und daS wird er scml

Die bisherige Zersplitterung unserer Mit¬

glieder wirkte hemmend, minderte die Position

und vergeudete auch Zeit und Kraft an Grenz-
streitigkelten und anderen Differenzen
zwischen den Organisationen trotz beiderseiti¬
gen guteu Willens. Dafür sorgte die wirt¬

schaftliche Entwickelung. Heute, Handlungs¬
gehilfe, morgen Bureallangestellter und umge¬

kehrt. Uud zwar nicht nur in den Privatwirt»
schafllictM Unternehmungen: iu dcn gemein-
wirtschaftlichen Betrieben, den Verwaltungen
unscrcr Reichs-, Staats- und Kommmral-

behörden zeigt sich ein gleiches Bild. Die öko¬

nomische Entwickelung zum Großbetrieb in

Handcl, Industrie und Verkehr brachte die Ar¬

beitsteilung und gliederte letzten Endes breite

Massen dcr Angestellten als kleine Teilrädchen
in den Gesamtmech.mismus dcr kaufmänni¬
schen oder bureaumäßigcU Gesamtverlvaltung
ein. Die beruflichen Grenzen zwischen den An¬

gestellten wurden dadurch immer mchr ver¬

wischt. Für die bei Bchördcn aller Art be¬

schäftigten Angestellten läuft die Entwickelung
in gleicher Richtung. Die größte Anzahl ist
zwar heute noch in den Verwaltungsbureaus
dieser Behörden tätig. Aber bereits erheben
sich neben ihnen auch in Reich und Freistaaten
gemeinwirtschaftliche Unternehmungen, in¬

dustrielle Betriebe mit kaufmännischen Zielen
und Verwaltungen. Diese Entwickelung hat
erst eingesetzt. Künftig werden hier abcrzchn-
taufende Angestellte beschäftigt sein, die, weil

sie aus der Privatwirtschaft komnien und ge¬

nötigt sein können, zu ihr einmal wieder zu¬

rückzukehren, auch den Zusammenhang mit ihr
nicht entbehren wollen. Andererseits gelangen
sie an die Seite der behördlichen Angestellten.
Aus diescr unmittelbaren Nachbarschaft treten

Wechselwirkungen ein, die auf eine Einheits¬
front aller durch und bei Behörden auf Privat¬
dienstvertrag beschäftigten Angestellten hin¬
drängen. Daß auck? gewichtige Gründe der

Taktik dafür sprechen, lehren zur Genügc die

reichen Erfahrungen unseres bisherigen Ver¬

bandes der Bureauaugestellten. Bei jeder Ge¬

halts- und Tarifbewegung vor und nach der

Revolution war der einheitliche Aufmarsch ein

Gewinn der organisierten Kollegen. Ob im

Steuerburcau oder in der Verwaltung eines

Regiebetriebes beschäftigt, war minder bestim¬
mend, aber die Einheitlichkeit und Geschlossen¬
heit im Kampfe war oft genug geradezu ent¬

scheidend. So knüpfen sich die Zusammen¬
hänge vom behördlichen Angestellten zu dem

Kopfarbeiter in Handel,'Industrie und Ver¬

kehr und erst recht werden die Berussgenossen
in der sozialen Versicherung, der Rechtspflege
und andere mit umschlossen.

Daß diese große Einheitsarmee in beruflich
gegliederten Kolonnen marschieren muß, ist
eine Notwendigkeit, die unser Zentralverband
der Angestellten in vollstem Maße respektiert.
Das Eigenleben und die Sonderbedürfnisse
der Berufe und Berufsgruppen soll keines¬

wegs verkümmern, dcnn ihr gewerkschaftliches
Aufgehen in dem Solidarbündnis aller An¬

gestellten ist kein Untertauchen. Nein, jeder
Beruf wird durch Fachgruppen in wirtschaft¬
lichen Berufsgruppen Selbstverwaltung ge¬

nießen und wird über.seiner örtlichen Fach¬
gruppenleitung eine zentrale Leitung in einem

Reichsausschv.ß aufrichten. Kein Beruf gibt
mithin etwas preis. Er verliert nichts an

innerem Znsammenhang, aber er gewinnt
kräflesteigcrndcn Nücklzalt an einer achtung- und

einflußl)cischcnden gewerkschaftlichen Groß¬
macht, dcn EinheitSvcrbandl Die Oeffentlich¬
keit ist ein Faktor, nrit dem jeder zu rcchncn
hat, heute mehr denn je. Auch wir Burcau»

angestellte sind gewohnt, damit zll rechnen,
und in besonderem Maße gilt das von innern

Berussangehörigen bei den Behörden aller

Art. Wir haben doch ganz gut verstanden, die

öffentliche Meinung für unsere berechtigten
Bestrebungen in Anspruch, zu nehmen. Wer¬

den aber in der öffentlichen Meinung 350 UV0

Streiter nicht einen anderen Eindruck aus¬

lösen, als die mancherlei nach der Revolution
aufgepäppelten kleinen schwächlichen Berufs¬
vereine?

Wie immcr wir Zweckdienlichkeit und

Nützlichkeit der Gründung unserer neuen

Kampfgemeinschaft untersuchen, wir gelangen
immer zu dem Ergebnis: dieses Zusammen¬
fassen liegt iin Zuge unserer gesellschaftlichen
und staatlichen Entwickelung, der sich auch die

gewerkschaftliche Organisntionsform anzu¬

passen hat.
Diesem sicher gegründete Ueberzeugung

spornt uns allesamt an, dem neuen Träger
unserer Bestrebungen und Zukunftshofsnun-
gen ebenso die Treue zu bewahren, die wir dem

Verband der Bureaiiangesiiellten gelobt und

gehalten haben. Jn mühevoller Arbeit, in

zäher Ausdauer schufen wir Ms eine achtung¬
gebietende Berufsorganisation. Dicscs Ziel
unverriickbar vor Augcn, schellten wir nicht
Anstrengung und Opfer. Jetzt winkt unö ein

größeres Ziel. Die Solidaritätalle c

will werden!

Bureaunngestellte, zeigt Eure gewerk¬
schaftliche Schulung, zeigt Eure aufbauende
Kmftl Auf an die Arbeit!

Carl Giebel.

Der Asnimwsrbtzmö.
der HsnöZunßSgshiffsn.

Ein Rückblick.

Kleine Scharen überzeuguugstreuer und

mutiger Handlungsgehilfen vereinigten sich
in den Jahren 1889 bis 1892 in öen verschie-
densten Orten Deutschlands, um besouders
den Kampf für die vollständige Sonntags¬
ruhe im Handelsgewerbe zu führen. Die erste
„Freie Vereinigung" wurde im Jahre 1889

in Berlin gegründet. Von hier strahlte die

junge klafsendewußte Beloegung aus. Bald

wurden in Braunschweig, Chemuitz, Dresden,
Fürth i. B., Frankfurt a. M., Hamburg, Han¬
nover, Leipzig, Mannheim, München, Nürn¬

berg, Stuttgart usw. „Freie Vereinigungen"
gegründet, die durch eine in Berlin seit
Oktober 1892 herausgegebene Zeitschrift
„Der Handelsangestellte" miteinander in

Verbindung traten.

Durch die damaligen Ausnahmegesetze
gegen die Sozialdemokratie »und gegen die

Gewerkschaften hatten diese Vereinigungen
fchwer zu leiden und wurden in ihrer Ent¬

wicklung gehemmt. Aber völlig unterbunden

oder vernichtet konnten fie nicht werden. Gar

bald kamen die örtlichen „Freien Vereinigun¬
gen" zu der Ueberzeugung, daß es im Inter¬
esse der Handlungsgehilfen liege, die Bewe¬

gung zu zentralisieren. Und am 1. Juli 1897

trat der Zentralverband der Handlungsgchilfen
und -gehilfinnen Deutschlands mit dem Sitz
in Hamburg ins Leben.

Schon damals, als noch fast jeder Hand¬
lungsgehilfe glaubte, sich später selbständig
macheu zu können, erkannte der Zentralver¬
band den Verlauf der wirtschaftlichen Ent¬

wicklung im Handelsgewerbe. Sein Pro»

'gramm war inhaltlich dasselbe wie das Heu»

tige. So hieß es in dem ersten Programm
u. a. wörtlich, „daß im Handclsgewerbe eine

wirtschaftliche Entwicklung wirksam ist, lvelche
dahin geht, einerseits dnrch immer größere,
kapitalkräftige Verkaufsgeschäfte für die ver»

schiedeilsten Artikel an den Mittelpunkten.des
Verstchrs (Basare, Warenhäuser) die kleine¬

ren Geschäfte und damit auch die Möglichkeit
zu vernichten, daß die Mehrzahl der Gehilfen
selbständig werden kann; andererseits durch
immer größere Arbeitsteilung in den EngroS»
und Bankgeschäften, sowie durch umfassende
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Heranziehung leiblicher Kräfte die Stellung
des Handlungsgehilfen immer unsicherer und

weniger lohnend zu machen". Ferner, „daß
diese Entwicklung durch kein Mittel aufzu¬
halten war und nur durch sch ließ lichc
Beseitigung desjenigen Ver¬

hältnisses zwischen Kapital und

Arbeit zu überwind en ist".
'

Die bürgerlichen, von, den Unternehmern
mit ausgehaltenen Verbände hatten durch das

SckMenken mit dem roten Lav'^n ein leich¬
tes Spiel. Der Standesdünkel wurde von

diesen Verbänden mit Erfolg gepflegt, trotz

überlanger Arbeitszeit an Werk- und Sonn¬

tagen, schlechter Bezahlung und erbärmlicher
Behandlung, unter denen die Handlungs¬
gehilfen zu leiden hatten.

Jn Wort und Schrift wurden die Be¬

rufskollegen von uns aufgeklärt über den

Interessengegensatz zwischen Arbeitgeber und

Angestelltes, über die fortschreitende Konzen¬
tration des Kapitals im Handelsgewerbe,
über die schlechte Bezahlung und unwürdige
Behandlung und darüber, daß nur auf dem

Boden des Klafsenkampfes die wirtschaftliche
Lage öer Angestellten gebessert werden kann.

Ungeheure Schwierigkeiten stellten sich diescr
AufklönmgSarheit infolge des Standesdün¬

kels der Handlungsgehilfen in den Weg.
Nur langsam stieg die Mitgliederzahl,

und nur der aufopfernden Tätigkeit einer

kleinen Schar der Vorkämpfer ist die stete
Fortentwickluttg unseres Verbandes zu dan¬

ken, die aus folgender Ausstellung ersicht¬
lich ist:

Mitgliederzahl

Mwmliche
Mitglieder

Vciblichc
Mitglicder Zusammen

Ende IM. . . 219 36 S3S

1893. . . 432 4S 477

1899. . . so« 65 665

1900. . . 707 110 817

1901. . . 774 614 1333

1902. . . 933 1036 2024

1903. . . 154« 1514 3054

1904. . . 1853 1854 3712

1905. . . 2817 8038 5905

190g. . . 3004 8623 6S92

1907. . . 3031 4SS3 8194

1903. . . 3307 4997 8804

1909. . . 4139 5731 9370

1910. . . 4870 751« 12380

1911. . . 698Z 9520 1S502

1LZ2. . . 7104 11385 18139

1913. . .
11259 1355« 2480S

Vorkämpfer.
Durch die Jahrhunderte hindurch zeigt sich

immer- wieder, wie so viele wahrhaft große
Männer von ihren Zeitgenossen und namentlich
bun ihren zeitgenössischen Machthabern bekämpft,
ja als Volksfeinde und Verbrecher verfolgt wor¬

den siud.
Auf dem Gebiete der Naturkunde sind

es insbesondere Giordano Bruno und Galileo

Galilei, die sich die Wut der Mächtigen und

der ihnen anhängenden Massen zugezogen

hatten. Bruno wurde im Jahre 1600 zu

Noin als Ketzer verbrannt, an derselben Stelle

hat man ihm 1889 ein Denkmal errichtet!
Galilei, der Entdecker des Gesetzes der Fall-
geschwindigkeit, des Fernrohrs, des Mikroskops,
konnte fein Leben nur dadurch retten, daß er

1033 bor den Kardinälen der Inquisition seine
physikalischen Lehren nbschlrmr.

Jmmanuel Kant, der Philosoph und

Professor an der Universität Königsberg, wurde

1794 jm Alter von 70 Jahren wegen seiner Leh¬
ren bon dem preußischen Könige wie ein Schul¬
bube mit der Maßregelung bedroht, wenn er sich
nicht „bessere". Das in Betracht kommende Buch
Kants war gleichzeitig nuf allen preußischen Uni¬

versitäten verboten. Aehnliche Erfahrungen hatte
der Philosoph Johann Goltlieb Fichte gemacht,
der deswegen 1793 anonlun eine Schrift ver-

Die alten Mitglieder können ein Lied¬

chen davon fingen, welche Schwierigkeiten ste
in der Agitation bei öcn Unternehmern und^j
gcgen die bürgerlichen HandlUngsgeiMenver» U
bände zu überwinden hatten. Es gehörte
Mut dazu, sich als ZenlralvcrbLndlcr zu be¬

kennen. Mit Hochmut und Verachtung sahen
damals dic durch die bürgerlichen Verbände

irregeführten Handlungsgehilfen auf den

Zentralverband hiirab. Wir wurden stets als

der kleine Verband mit dem großen Namen

bezeichnet. Allen Widerständen zum Trotz
waren wir von der Nichtigkeit unserer Ideen
überzeugt. Jn allen von uns einberufenen
öffentlichen Versammlungen traten die Mit¬

glieder, der bürgerlichen Verbände an, um

uns durchihr Mafsenaufgebot zu überwinden.

Und wenn, öie geistigen Waffen öazu nicht
ausreichten, so versuchte man uns durch tät¬

lichen Angriff mundtot zu machen. Der

Dcutschnationale Handlungsgehilfenverband
hatte sich damals besonders hervorgetan. Jn
einer öffentlichen Versammlung in Berlin

hatte z. V. ein Deutschnationaler zur Be¬

kämpfung der ZcntralvcrbäiMer sogar einen

Gummiknüppel verwendet. Ohne von den

gegnerischen Verbänden provozierte Tätlich¬
keiten ging es in vielen Versammlungen nicht
ab. Es würde zu weit führcn, alle Enrzel-
heiten hier zu schildern. Nur eine dn

schlimmsten Versammlungen sci kurz gesiW-
dert, um zu zeigen, wie damals der Zentral¬
verband „bekämpft" wurde. Im Warenhause
Psingst u. Co., Berlin, wurde eine Dame von

einem Vorgesetzten geohrfeigt. Wir veranstal¬
teten eine Versammlung mit dem Thema:
„Der schlagende Hcrr Cohn im Warenhaus«
Pfingst". Während öeZ Vortrages drangen
arbeitgebertreue Gehilfen und Hausdiener in

'den Saal ein uild verhinderten dcn ruhigen
Verlauf der Verhandlungen. Als man diese

Ruhestörer Ws dem Saale weisen wollte,

warfen fie mit Bierseideln'und schlugen mit

den Stühlen auf die Versammlungsbesucher
ein. Die vielen weiblichen Angestellten flüch¬
teten durch die Fenster dcs im Erdgeschoß
liegenden Saales. Ein Trümmerfeld Zer¬

brochener Fensterscheiben, Biergläser und

Stühle war dcr Schauplatz nach Schluß diefer
Versammliing.

Aehnlich erging eS uns bei den Sonn¬

tagsruhekontrollen. Hundertc von Angestell¬
ten haben durch unsere Kontrollkommissionen
die gesetzwidrige Sonntagsarbeit einstellen

BreZlaucr

müssen. Als Tank dafür waren die Teil¬

nehmer dieser Konlrol'cn nicht feiten den

gröbsten tätlichen Angriffen ausgesetzt,
iichts, auch die größte Gefahr, konnte uns

davon abhalten, die Interessen der Hand¬
lungsgehilfen wahrzunehmen.

Auch die gewerkschaftlichen Machtmittel
zur Erringnng besserer Lohn» und Arbeits¬

bedingungen haben wir schon zu den Zeiten
angewendet, als öie bürgerlichen Verbände

die Anwendung des Streiks inr Handels¬
gewerbe bekämpften und als nicht standes»
gemäß verurteilten. Im Jahre 19Ü3 wnrdcn

von uns fünf Streiks geführt. Erwähnens¬
wert ist besonders der Adressenschreiberstreik
bei der Firma Robert Tcßiner, Berlin. Es

wareil daran 136 Angestellte beteiligt. Die

„Soziale Praxis" schrieb am Schlüsse eines

Berichls über dcn Streik:

„Tamit ist der erste größere Arbeitskampf
im Handelsgewerbe zu cincm vollen Erfolg
durchgekämpft und der Beweis geführt worden,
wie hicr ebenso gut wie innerhalb des Kreises
dcr Lohnarbeiter durch einiges 'Zusammen¬
halten und Ausbau der Organisation Besse¬
rungen der Lohn- und Arbeitsbedingungen zu

erzielen sind."
So hat der Zentralverband der Hand¬

lungsgehilfen trotz alledem und alledem ge¬

werkschaftliche Erziehungsarbeit und Pionier-
arbeit in der Handlungsiichilfenbeluegung ge>

leistet. Alle seine im Gründungsjahr 18S7

aufgestellteu Grundsätze sind noch heute ak¬

tuell und richtig. Er hat es nicht nötig ge¬

habt, sein Programm und seine Meiuun" zu

wechseln, wie es durch die Revolution die

bürgerlichen Verbände zu tun verpflichtet
waren, um sich den Schein einer Gewerkschaft
zu sichern.

Durch öie Revolution ist cin neuer Geist
in die Köpfe der Angestellten eingezogen.
Sie wurden von. den Ketten und der Knecht¬
schaft der Arbeitgeber befreit und traten zu

Taufenden unserer Organisation bei, den

Kampf gegen dcn Kapitalismus zur Errin¬

gung besserer Lohn- und Arbeitsbedingungen
zuführen. Kollegen und Kolleginnen! Scharr

Euch um die frcigewerkschaftliche Angestclltcn»
bewegung, werdet Vorkämpfer und sorgt für
die Ausbreitung unscrcr Ideen. Die frei»
gewerkschaftliche Angcstelltcnbewegung mar¬

schiert durch den neugeschaffenen Einheitsver¬
band, den Zentralverband der An¬

gestellten. Otto Urban.

öffentlichte übcr die „Zurückforderung der Dcnk-

freihcit von den Fürsten Europas/ die si« bisher
unterdrückten".

Die Dichter sind nicht weniger mißhandelt
worden. G. E. Lessing hatte sich als Schöpfer
der „Minna von Barnhelm" und der «Einilia

Galotti" einen Namen gemacht, aber durch seinen
„Nathan, den Weisen" und seine religionsphilo-
sophischen Schriften sovicl Anstoß erregt, daß daS

Wiener Burgthcater 1795 eincn Beitrag für ein

Lesfingtheater verweigerte, lveil er mit feinen

Schriften „schlechte und irrige Lebren gegcn dic

souveräne StaatZverfassung hinterlassen habe".
Und Friedrich Schiller! Er mußte aus Würt¬

temberg fliehen; uud wie schwer ist ihm sein
Leben geworden, weil die damals Herrschenden in

feinen "Dramen Anklagen gegcn die gesellschaft¬
lichen Zustände ihrer Zeit fanden.

Nach dem Kriege von 1313, durch den

sich das deutsche Voll von der französischen Fremd¬

herrschaft befreite, zugleich nber die Ketten schmie¬
dete, mit denen es von seinen angestammten
Fürsten gefesselt wurde, schien Fahrzehnte schwer¬

ster Unterdrückung des dcutschen Volkes "«in.

Ernst Moritz Arndt wurde von 1819 b!S

zum Tode Friedrich Wi'chclmZ III. verfolgt,
der Turnvater Iahn von 1819 bis 1825 von

Festung zu Festung geschleppt, Ludwig.Uh l n n d

in Württemberg gemaßregelt; mau dcnke an Hcin¬

rich Laube, Karl Gutzkow, Fritz Rcutcr. Der

Universitätsprofessor Hoffmann
von FallerSleben ward 1842 wegen seiner demo¬

kratischen Lieder gemaßregelt und irrte bis 1843

in Dcutschland heimatlos umher. Er war dcr

Dichter des Liedes „Deutschland, Deutschland über

alles". Seine Feinde schändeten scin Grab, indem

sie dieses Lied schlicßlich im bismärckisch-wilhel«
minischcn Sinne umdeuteten.

Es folgte die Revolution von 1843

und nachher die Nnche der 1849—50 wieder zur

Macht gekommenen alten Herrscher. Der Dichter
Ferdinand Freiligrath in Köln wurde steck¬
brieflich .gesucht wegen «Teilnahme an einem

Komplott zum Umsturz der Staatsregierung",
der damalige Königliche Kapellmeister Richard
Wagner in Dresden aus dcm gleichen Grunde,
Robert V l u m in Wien erschossen usw.

Nun folgen die sozinlistischcn Kämpfer und

Märtyrer: Karl Marx und Friedrich Engels,
die nach Paris, Brüssel und England flohen,
Ferdinand Lass alle mit scincn zahlreichen
Strnfprozcssen. Dazu die lange Liste der nach
dcm Kricge von 1870/71 von Bismarck auf Grund

dcs Sozialistengcsctzes vcrfolgten Sozialdemo¬
kraten, die von ihm ausgewiesen von Ort zu Ort

irrten und schlicßlich im Auslande sich recht unld

schlecht ein neues Heim aufschlugen.
Nach Jahrzehnten und Jahrhunderten fan¬

den dicsc Männer Nuhm und Anerkennung; ihre
Mitwelt war zumeist zu klein und erbärmlich. ,
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3O Lahre Handlungsgehilfen¬
bewegung. S

Wenn, der Wanderer an einen. Meilen»

stein kommt, dann Pflegt er wohl seine Augen
rückwärts zu wenden, um den Weg zu über»

schaueu, He7l er gegaaigeil ist. Al!'h können

auch wir heute (bei der Bildung des Zentral»
Verbandes der Angestellten) rückwärts schauen
auf den Anfang unserer Bewegung, nachdem
diese in der letzten Zeit endlich den groszen
Au5'^wung genommen, hat. Bereits im

Jahm 1883 wurde die „Freie O r g a n i -

sa t i o n ju n g e r Kau f l eu te" in Berlin

gegründet, die fich als Hauptziel die Errin-

gung der Sonntagsruhe gesetzt hatte.' Diefe
Vereinigung, die auch eiue Zeitung her«us°
gab,'war leider nicht dauernd lebensfähig in°

folge der allzugroßen Gleichgültigkeit der Ge»

hilfeuicKaft. Die überlange Arbeitszeit an

Sonn- und Werktagen, bis zu 16 Stunden

täglich und darüber, ließen, den Angestellten
keine Zeit, fich um ihre Interessen zu küm¬

mern. Andererseits hielt auch der Standes¬

dünkel die- Kollegen ab. sich glcich der

Arbeiterschaft einer Orgcmisution anzu¬

schließen, welche energisch ihre Jntieeesstn den

Chefs gegenüber vertrat. Viele von ihnen
hofften noch -auf eine Verständigkeit: ste be¬

trachteten ihre Stellung nur als Durchgangs-
stadrum, um dann chrerseits ihre ehemaligen
Kollegen auszubeuten. Sie ahmten daher
auch schon frühMtig die Allüren ihrer Prin¬
zipale n«ch und vergaßen darüber ganz ihre
Menschenwürde.

Einige Mitglieder der Freien Organi¬

sation junger Kaufleute machten dann Ende

September 1889, also vor numnehr dreißig
Jahren, abermals den Versuch, eine moderne

HandlungSgehilfeubewegung ins Leben zu

rufen. Der Kollege, Albert Auerbach schrieb
ein Flugblatt mit der Überschrift: „Hand¬
lungsgehilfen wacht auf!" Er forderte die

Kollegen auf, an einer öffentlichen Versamm¬
lung teilzunehmen, die Ende ^ptember im

Deigmüllerfchen Saale in der Alten Jakob¬
straße stattfand, und in der er übsr die Lage
der Handelsangestcllten referierte. Die anti¬

semitischen Handlungsgehilfen ven'uchten

zwar, die Versammlung zu sprengen, um die

geplante Vercinsgründung zu hintertreiben,
es gelang ihnen jedoch nicht, und das Ergeb¬
nis der Versammlung war die Gründung
der „Freien Vereinigung der

Kaufleute zu Berlin". Die Zahl der

Mitglieder der Vereinigung war zwar klein,
der Geist aber, der die Kollegen beseelte, war

ein guter. Es wurden große öffentliche Ver¬

sammlungen iu Berlin veranstaltet mit sozial-
demokwtischen Führern als Referenten:
Bebel, Liebknecht, Singer, Bruno Schönlank
und andere haben wiederholt in diescn ge¬

sprochen; dic Versammlungen wurdeu in den

größten Sälen Berlins abgehalten und waren

oft h'o überfüllt, daß sie polizeilich abgesperrt
Wurden. Trotzdcm ging die Bewegung nur

sehr langsam weiter. Von Albert Wilde
wurde eine Fachschrift herausgegeben: „Die
kaufmännische Rundschau". Diese kam aber
über ein paar Nummern nicht hinaus und

mußw wegen Mangels an Mitteln ihr Er¬

scheinen einstellen. Im Jahre 1891 gab «dann

Kollege Türk ein Organ heraus, welches vier

zehntägig unter dem Titel: „Der Han¬
dels a n g estel >lt e", Organ für die Inter.
essen der Handlungsgehilfen nnd Gehilfinnen
erschien und bis zum Jahre 1898 bestand.
Noch Türk verlegten das Blatt die Kollegen
Penn, Lisssuer, Swienty u. a. Es wurde An

fang der neunziger Jahre zur Gründung
einer Agitationsrommission geschritten, um

die Bewegung über ganz Deutsch
land ausMdchnen. In verschiedenen Groß'

tcidten wie Hambu rg, F ll r th, N ü r n -

berg, Leipzig, Dresden, Mann¬

heim, Magdeburg, Chemnitz,
München wurdlen Lokalorganisationen
n«ch Berliner Muster gegründet und überall

wurde« für die wirtschaftliche Besserstellung
der Gehilfen und Gehilfinnen gewirkt. Der

Handelsangestellte" war das Organ sämt¬
licher Vereinigungen und lieferte zum Teil

das Rüstzeug zum Kampfe und sorgte für
Aufklärung. Lebhafte Kämpfe wurden vou den

Freien Vereinigungen geführt Mir Herbei¬
führung der Sonntagsruhe, Einführung
einer einheitlichen Ladenschlußstunde, Einfüh¬
rung einer Minimalkündigungsfrist, Aus¬

dehnung der Gewerbegerichte auf die Hand¬
lungsgehilfen. Zu diesen und anderen.wich¬
tigen Fragen nahm auch der erste Kon¬

greß aller «uf dem Boden der modernen

Arbeiterbewegung stehenden HoNdlungsgehil-
fen und "gehilfinnen Deutschlands Stellung,
welcher zum 5. und 6. April 1896 von unserem
Kollegen Penn nach der Berliner Refsource
einberufen wurde. 12 Punkte wurden auf
demselben behandelt und 13 Referenten
sprachen dazu. Ueber die Lage der weiblichen
Angestellten im Handelsgewerbe rcfcricrte die

Kollegin Klara Haase, jetzige Stadtverord¬
nete Frau Dr. Weyl. Beim Punkt: „Unsere
Taktik", zu dem ein Referent und ein Kor¬

referent sprachen, kam es zu Meinungsver¬
schiedenheiten. Es siegte jedoch die Berliner

Richtung, in der Kollege W. Friedländer eine

führende Rolle hatte, welche vorläufig noch
für Beibehaltung der Lokalorganiscrrionen
war, während diie, Hamburger Kollegen unö

ein Teil der süddeutschen uuter Führung
des Kollegen Jofephfohn-Hamburg für Zen-
traliisatwn eintraten. Trotzdem wurde äm

Jahre 1897 der ZentWlverbanld der Hand¬
lungsgehilfen gegründet und Josephsohn sein
Vorsitzender. Als Orgpn gab der Verband

das „Handlungsgehilfenblatt" heraus, welches
später „HaMlungsgehilfen-Zeiwug" benannt

wurde.

Einige VermnnMngen behielten ihren
Charakter als LokalorganisMonen bei. dar¬

unter auch Berlin, Dresden ufw. Diese lösten
sich erst im Jahre 1898 auf und traten dem

Zentralverbande der. Aber schwere Arbeit

und zähe Ausdauer war erforderliche um den

Verband zu seiner jetzigen Größe zu bringen.
Bei der Verschmelzung der letzten Lokal¬

organisationen hatte der Verband im Jahre
1898 kaum die Zahl von 600 Mitgliedern
überschritten»

Viel Arbeit ist bon den chrenamtlich täti¬

gen Kollegen in den 30 Juhren geleistet wor¬

den und wird heute noch geleistet. Das Wachs¬
tum des Verbandes setzte aber erst ein nach
Anstellung von Beamten, die sich ganz der

Agitation widmen konnten. Möge dicker

kleine Rückblick .die Kollegen anspornen, noch

mehr als bishcr dcm Verbände ihre Kräfte

zu widmen, damit bald auch ber letzte Kol¬

lege und die letzte Kollegin für dcn Verband

gewonnen wird, und wir als geschlossene
Phalanr dem Unternehmertum im Handels'
gewerbe gegenüberstehen I A. P enn.

Oie Fachgruppe
öer Genossenschaftsangesielltsn.

An demselben Tage, cm dem die Zeitun
gen die frohe Botschaft für alle fortschrittlich
gesinnten Angestellten verkündeten, daß am

9. September in Weimar der Zcntralvcrband
der Angestellten gegründet wurde, — an dem¬

selben Tage des Jahres 1912 beschloß in Köln

a. Rh. die letzte Generalversammlung des

Verbandes der Lagerhalter und Lagerhalle-
rinnen Deutschlands die Vereinigung mit

dem Zentralverband der HandlungSgehilsen.

. Eine verhältnismäßig kleine Schar war

es, die in dem im Jahre 1893 von sächsischen
Kollegen gegründeten Lagerhalterverband sich
zusammeWeschlosfen hatte.- Dem Ausbrei-
tungsörang dieser Organisation, die sich von

Anfang an der Gene.valkommisfion der Ge¬

werkschaften Deutschlands angeschlossen hatte,
waren enge Grenzen gezogen. Das Werbe»
gebiet erstreckte sich nur auf die Lagerhalter,
oder wie sie im süddeutschen vielfach genannt
werden, der Ladenhalter und Ladenhalterin»
nen der Konsumgenossenschaften.

Die Konsumgenossenschaften nahmen und

nehmen noch heute innerhalb des Wirtschafts»
lebens infolge ihrer auf Selbsthilfe beruhen»
den Organisationsform eine besondere Stel»
lung eiu. Können sie sich inmitten eines kapi»
taliftischen Staatswesens auch dem kapitalisti¬
schen Einfluß nicht entziehen, fo sind dach in
ihnen infolge besonderer organisatorischer
Einrichtungen unö der mehr oder weniger
demokratischen Zusammensetzung der Verwal»

tungskörperfchaften die Keime einer sozialisti¬
schen Gesellschaftsform enthalten. Daraus er¬

klärt es sich auch, daß vor dem Zusammen¬
schluß des ^gerhalterverbandes nnt dem
Zentralverband der HandlungsgeWfen sich-
das Zusammengehörigkeitsgefühl der Ge¬

nossenschaftsangestellten derart bemerkbar
machte, daß ernstlich die Gründung eines Ver¬
bandes genossenschaftlicher Angeftellten er¬

örtert wurde. Ein solcher Verband 'besteht in
England, der Wiege der Konsumsenoffen-
schaften, und dieses Vorbild schwebte auch
vielen deutschen Genossenschaftsangeftellten
vor Augen.

So notwendig es auch ift, datz die Ar¬
beiter und Angestellten des einen Landes von

den Angestellten und Arbeitern eines andern
Landes lernen — woraus fich auch für den

Zentralverl>anö der Angeftellten die Not»

wendigkeit ergibt, internationale Verbindun¬
gen wieder anzuknüpfen —, so ist es doch nicht
zweckdienlich, in allen Fällen fchablonen-
mäßig die Einrichtungen eines Landes in
einem anderen Lande nachzuahmen. Aus
diesen und anderen Erwägungen heraus
konnte der Vorstand des damaligen Lager-
lMltewerbandes die Bestrebungen, die ans die

Gründung eines Verbandes der Genossen»
schaftSangestellten gerichtet waren, nicht unter¬

stützen. Aber auch der übergroße Teil der

Mitglieder war der Ueberzeugung, daß er

seine wirtschaftliche und soziale Lage nur ver¬

bessern könne in treuer Waffenbrüderfchaft
mit öen Angestellten in Privatbetrieben.

So kam es nach zwanzigjährigem Be¬

stehen des Lagerhalterverbandes znr Vereini¬

gung mit dem Zentralverband der Hand¬
lungsgehilfen Es muhte Abschied genommen
werden von liebgewordenen Einrichtungen.
Verschiedene Einrichtungen allerdings, so das

Fachorgan, besondere Tagungen der Lager¬
halter blieben mich nach der Verschmelzung
noch bestehen. Freilich muß fo manches, was

erhalten blieb, im Zentralverband öer Hand¬
lungsgehilfen, in dem einer halben Million

Mitglieder zustrebenden Zentralverband der

Angestellten teils verschwinden, teils umge»

wanöelt werden. Eine 'derartig große Orga¬
nisation muß auf anderer Grundlage ruhen,
wie ein nur wenige Zehntcrusende umfassen»
der VerHand. Aber dennoch kann ein solcher,
nach Hunderttausenden zählender Verband

den Mitgliedern wiederum mehr geben. Auch
im Zentralverband der Angestellten können

durch die Errichtung der Fachgruppen die be¬

ruflichen Interessen der Angestellten m den

verschiedenen Wirtschaftszweigen besser ge¬

wahrt werden wie in einem kleinen, isoliert
dastehenden Berufsverband. Auch die Inter¬
essenvertretung der Lagerhalter kaun eins
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Förderung erfahren. Sie kommen wohl nnt

sämtlichen Angestellten in eine organisa¬
torische Verbindung, kommen aber durch öie

Errichtung von Fachgruppen in enge Fühlung
nrit den übrigen Genossenschaftsangestellten.
Wie notwendig dies ist, hat u. <K öie Wahl
zur Unterftützungskasse des Zentralverbandes
deutscher Konsumvereine gezeigt. Das Tarif»
Verhältnis mit öiesem Verband berührt die
Genossenschaftsangestellten gleichermaßen.
Aber auch die volkswirtschaftliche Bedeutung
der Konsum» und öer mit diesen verbundenen

ProöuMvgenofsenschaften berühren die

Interessen öer Genossenschaftsangestellten in

gleicher Weise.
So mancher Genossenschaftsangestellte,

der diese gleichen Interessen erkannte und

deshalb der Gründung eines Verbandes der

Genossenfchaftsangestellten das Wort redete,
sieht sein Traumbild in vollkommener

Weise verwirklicht. Jn enger organisatorischer
Verbindung mit allen Angestellten wird es

ihm durch die geschaffene Fachgruppe ermög»
licht, das Arbeitsverhältnis in den Genossen»
schiften so zu gestalten, wie es den neuen Zeit»
Verhältnissen entspricht. Den Fachgruppen,
und das gilt nicht nur für die der Genossen»
schaftsangestellten, Leben, Bedeutung, Aner»

kennung zu verschaffen, das mutz Aufgabe der

Mitglieder sein. Darüber hinaus darf aber

das große Ziel nicht aus dem Auge gelassen
werden, das sich der Zentmlverbcmd der An»

gestellten gesteckt hat: Die Befreiung der Ar»

beit aus den Fesseln des Kapitals, das auch
im neuen republikanischen Staatswescn die

alles beherrschende Rolle, spielt.

Georg Döhnel.

Der Weg zur beruflichen Einheit
der Versicherungssngefieltten.
Die Versicherungsbeamtenbewegung spie°

gelt ausgeprägt das orWnisatorische Werden

der Angestelltenschaft wider. Die Tendenzen
der Vereins» und Zusanrmenschluhbestrebun»
gen haben in ber Versicherungsangestellten-
schaft hauptsächlich daher einen befonders auf»
nahmefähigen Boden gefunden, weil dieser
Angestelltenberuf sofort als grotzbetriebliche
Angestelltenschaft ins Leben trat.' So ent°

standen bereits in den Gründungsiohrzehnten
(1830—1880) in der Mehrheit der deutschen

Privawersicherungs - Unternehmungen teils

Firmenvereinigungen teils lokale Vereine dsr

Versicherungsangestellten. Der Zweck dieser

Zusammenschlüsse war mchr oder minder

überwiegend ein geselliger oder unter»

stütziingsvereinlicher. Daneben wurde mit der

Zeit und gemäß der beginnenden Entwicklung
der Angestelltenbewcgung (Gründung der

HaudlungSgehilfcnverbände usw.) auch Inter¬
essenvertretung erstrebt, in der Art, wie sie dem

damals unmtwickelten Arbeitnehm^rbewuht»
fein genügte. Charakteristisch war jedenfalls
fiir die VersicherungsanMstelltcnschaft. daß die

Handluimsgehilfen- oder Bureauangestellten»
verbände der Mehrheit dieser Berufsangehöri»
Mn Nicht geeignet erschienen, trotzdem immer

wieder bei einer Anzahl der VersicherungS»
angestellten aus früheren Berufstätigkeiten
dic, Zugehörigkeit zu solchen Verbänden vor»

banden war. Die Gründe für dieses organi¬
satorische Sonderftreben waren einmal die

berechtigten befonderen beruflichen Interessen,
mit denen eine als Selbstzweck verfolgte Ar¬

beitnehmerinteressenvertretung als Krönung
der Intensität ihres Wirkens rechnen muh,
dirs aber in einer Angestelltenbeivegung, die

vor allem als Mittel für deutschnationale,
demokratisch?, christliche u. a. m. Parteien und

Anschauungen getrieben wird, niemals zu fin¬
den sein kann. Zum anderen fällt neben dem

damals überwiegenden Zuschnitte der Tätig»

keit jener allgemeinen Organisationen auf
kleinbetriebliche Verhälwisse ausschlaggebend
die Zersplitterung der allgemeinen Handels»
angestellten» und Bureauangestelltenbewegung
ins Gewicht, die wiederum ihren Grund darin

hat, das jene Organisationen, in der Arbeit»

nchmerinterefsenvertretung der Angestellten
nicht ihren Endzweck erblicken, Jn der Sonder»

organisationsbestrebung der Versicherungs¬
angestellten sind die treibenden inneren Kräfte
somit das Streben nach besonders intensiver
Berufsinteressenvertretung und die Ableh¬
nung jeder Zersplitterung, also der Drang
nach der Einheitsorganisation.

Aus diesen Verhältnissen heraus erfolgte
dann im Jahre 1907 nach längeren Be¬

mühungen zwischen den einzelnen lokalen Ver¬

sicherungsangestelltenvereinigungen der Zu¬
sammenschluß der Mehrh.it solcher Verein«

zum „Vorbande der deutschen Versicherungs»
beamten E. V., Sitz München". Jn der- näch¬
sten Zeit faßte dieser Verband durch Neu¬

gründungen von Ortsgruppen in den Ver-

sicherungsangcstelltenscheften aller nennens¬

werten deutfchen Verficherungsplätze Fuß.
Damit war die erste äußere Form für eine

umfassendere Interessenvertretung der Ver¬

sicherungsangestellten geschaffen.
Die Arbeit der nächsten sieben Jahre war

vor allcm der Klärung des Inhalts diefer

Verbandsbewegung gewidmet. Es kamen

Jahre des Dranges und des Irrens mannig¬
facher Art, wie sie der gesamten Angestellten¬
bewegung jener Jahre eigen.waren, während
die besondere Ausprägung des Kampfes gegen

die gelben Bevormundungsversuche durch die

Arbeitgeber eine Folge der großbetrieblichen
und großkapitalistischen Verhältnisse war.

Die grundsätzliche Klärung der Versiche-
rungsangestelltenbewegung brachte anfangs
1914 die Annahme eines Programmes ge¬

werkschaftlicher Interessenvertretung. „Dieses

Programm bedeutet für den Verband der

deutschen Versicherungsbeamten eine gewisse
Wendung nach der Seite der aM«rkschaftlichen
Angestelltenbewegung hin", so stellte im Juni
1914 die „Soziale Praxis" fest. Charakteri¬
stisch beschrieb jene Wendung das österreichische
freigewerkschaftliche „Organ der Versiche¬
rungsangestellten" : „Schon wer die beiden im

Monat Mai erschienenen Nummern des Mün¬

chener „Versicherungsbeamten" und speziell
die Artikel „Unser Programlm" gelesen und

dann auch das Echo vernommen hat, welches
sie gefunden haben, der wird konstatiert haben,

dah sich im Verband der deutfchen Versiche¬
rungsbeamten eine Aenderung vorbereitete.

Die Unternehmer sind nicht mehr mit dem

Verbände der Beamten zufrieden, sie lesen

sein? Zeitung nur mit „gemischten Gefühlen",
sie finden seine Taktik nkcht mehr wie bisher
als „recht geschickt", sie bezweifeln die diplo¬
matischen Fähigkeiten der Leitung. Ja, was

ist denn geschehen? Die Leitung war so

verwegen, ein neues Programm unverhüllt
zu veröffentlichen. Die armen, deutschen
Asset^anzbeherrscher I — Für nns aber sind
die erwähnten Artikel des „Versicherungs»
beamten" ein hocherfreuliches Zeichen der

Schwenkung, die der Verband der reichsdeut¬
schen Berussgenossen beginnt."

Wie Rauhreif in die Frühlingsnacht, so
fiel der Ausbiuch des Weltkrieges in diefe
Entwicklung hinein. Nicht nur verminderten

die Einziehungen zum Heeresdienst die Z'bl
der Mitglieder und damit die Arbeitsfähigkeit
der Organisation, sondern gerade der gewerk¬

schaftlich geschultere Teil der Mitglicder im

mittleren und jüngeren Lebensalter wurde

der Mitarbeit entzogen. Außerdem übten be¬

kanntlich alle Vcrhältnissc dcr Kricgszcit auf
die gesamte Arbeitnehmerbcwegung eine reak¬

tionäre Wirkung aus. Trotzdem schloß sich

die Versichernngsangestelltenbewegung der Ar¬

beitsgemeinschaft für einheitliches Angestellten-
recht an. Unter dem Einfluß der gesamten
Lage der Angestelltsnbcweaung im Jahre
1917 nahm sie an der Gründung der Arbeits¬

gemeinschaft freier Angestelltenverbände nicht
teil. Dagegen wurde damals in der Annahme,
durch die Arbeitsgemeinschaft knufmäimischer
Verbände zu iciner Einh.it mit dem Selbst¬
zwecke der unabhängigen Interessenvertretung
der AngestellteNfchaft zu gelangen, die Mit»

arbeit dort aufgenommen. Die Enttäuschung
wurde hervorgerufen durch das „bürgerliche"
parteipolitische Helotentum der Verbände

dieser Arbeitsgemeinschaft, das die Arbeitneh»
merinteressen der Angestellten verraten muhte.

Die Revolution zerbrach die vielfältigen
Bande, welche die gesamte Arbeitnehmerschaft
und ihre Interessen niederhielten. Sofort in

den ersten Novembertagen 1918 begann der

„Verband der deutschen Versicherungsbeamten"
unter Ausnützung der veränderten Verhält»
nisse mit dem Ausbau seines alten gewerk¬
schaftlichen Zieles der entschiedenen Arbeit-

Nehmerinteressenvertretung im Versiche¬
rungsgewerbe. Es galt, ohne die Stunde zu

versäumen, das zu verwirklichen, was jahre¬
lang geplant war. Der berufspolitische Haupt¬
inhalt der Verbandsbewegung in den Jahren
191S—17 war der Vorbereitung einer um¬

fassenden, wrifvertraglichen Regelung der

Dienstvertrags' und. Gehaltsverhältnisse im

privaten Verficherungsgewerbe gewidmet ge¬

wesen. Eingehende Untersuchungen und Ver¬

öffentlichungen, so das Buch: „Die Beamten
und die Unternehmungen des privaten Ver»

sicherungswefens" und ebenso polemische Er¬

örterungen des Darifvertragsproblems mit
den Verbänden und Vereinigungen des Unter»

nehmertums hatten stattgefunden. Unter dem

5. Dezember 1918 verpflichtete sich dann als

Abschluß längerer Vorverhmrdlungen der

Zentralverband dgriPrivatversicherungsuntcr»
nehmungen auf Grund einer Abstimmung der

Untcrnehmungsleimngcn deS privaten Per»

sicherungsgewerbes dcm Verband der deutschen
Versicherungsbeamten gegenüber: „daß im

Laufe des Jahres 1919 Gchaltsrcgulative
angestellt werden sollten". Anfang Janmar
1919 führte der Vorband der deutschen Ver»

ficherungsbeamten den ersten deutschen Ver»

sicherungsangestelltenstreik, an dcm sich rund

6000 Hamburger Versicherungsangestellte
beteiligten. Der Erfolg des dreitägigen
Arbeitskampfes tvar der erste lokale Tarif¬
vertrag. Die Neigung zum^eichstarif war

verstärkt und das Vorbild sür vorberei¬

tende örtliche Abkommen war gegeben tvorden.

Zwischenzeitliche Kollektivverträge wurden

dann vom Januar bis März an allen großen
deutschen Versicherungsplätzen getätigt. Die

Bewegung der Versicherungsangestelltcn in

Berlin nur anfangs dadurch kompliziert, datz
der größte Teil der Berliner grvßbetrieblichen
VersicherungsiangcstclltcNsHaft sich in der Re¬

volutionszeit im Zentralverbaiid dcr Hand¬
lungsgehilfen als.besonders Sektion organi¬
siert hatte. .

Das Zusammengehörigkeits¬
gefühl der Versick>erungsNngestelltenschaft er¬

wies sich jedoch als so stark, dah bald die

Einheit durch Zusammenarbeit der beteiligten
Verbände hcrbcigeführt wurde. Auch der

Zentralverband der Handlungsgehilfen trat

für die einheitliche Bewcgung zur Errcichung
eines RcichHtarifcs- für ,dic Versicherungsan¬

gestellten ein. Die vereinte Kraft der in dcn

kartellierten Verbänden organisierten Ver¬

sicherungsangestellten erreichte im Abschlutz
dcs NeichStarifvertmges am 12. M«i 1919

ein jahrelang erstrebtes Ziel der organisierten
VersicherungSangcstclltcnschaft.

Bei der Bewegung zum Reichstarifvertrag
zeigte eS sich klar, daß die Versicherungsange»
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stellten sich mit Ausnahme weniger zersplitter-
ter einzelner im Verbände der deutfchen Ver»

ficherungsbeamten im Zentralverbande der

Handlungsgehilfen oder im Verband der

Bureauangestellten organisiert waren. Die

Angestelltenausschüsse der Versicherungsun-

ternehmungeu hatten sich ebenfalls ins¬

gesamt für eiue dieser Organisationen
als Interessenvertretung ausgesprochen. Die

Verbände des sogenannten bürgerlichen Ge¬

werkschastsbundes wie des Reichsoerbandes der

Angestellten u. a. m. erreichten dagegen nir¬

gends irgendwie ins Gewicht fallende An¬

hängerschaft und Mandate. Alle organisierten
Versicherungsangestellten erklärten sich für die

sreigewerkschaftlichen Grundsätze. Der einheit¬

liche gelvcrkschaftliche Inhalt für die Versiche-
rungStMgestelltenbewegung war damit ge¬

schaffen. Eine Folge diefer tatsächlichen Ent-

Wicklung war es dann, dasz eine Neichskonfe¬

renz der Versicherungsangestellten am 11. Mai

sich grundsätzlich für die Vereinigung des Ver¬

bandes der deutschen Versicherungsbeamten
mit dem Zentralverband der Handlungs¬
gehilfen zum Zwecke der Schaffung eines all¬

gemeinen einheitlichen freigcwerkfckx.st!ichen
Angestclltenverbandes niit Selbständigkeit in

der Berufsintercssenvcrtrctung erklärte. Der

Verbandstag des Verbandes der dcutschen Vcr-

ficherungsbeamten am 24. nnd 25. Mai 1919

schlug dann dem Zentralverbande der Hand¬
lungsgehilfen einen Vcreinigungscmtrag ein¬

stimmig vor, den der Verbandstag des Zen¬
tralvcrbandes der Handlungsgehilfen am

19. Juni in Nürnberg annahm.
Nicht nur im Wollen, fondern auch or¬

ganisatorisch und damit im gesamten Wirken

ist nunmehr mit dem 1. Oktober 1919 die

Einheit aller organisierten Versicherungsange¬
stellten erreicht worden. Das organisatorische
Ziel dcr Versicherungsangestellten, als fie
einst in Abwehr der parteipolitischen wie reli;
giösen Zersplitterung der Versicherungsange¬
stellten (vor allem in deutschnationale, katho¬
lische, demokratische, volksparteiliche und ähn¬
liche Helotengruppen des Arbeiigebertums)
ihren Sonderverband gründeten, war erfüllt.
Einheitlich stcht die Versicherungs-angestellten-
schast, soweit sie organisierten Einfluß aus¬

üben kann, auf dem Boden der freigewerk¬
schaftlichen reinen Arbeitnehmerinteressen¬
vertretung. Parteipolitische wie religiöse Ab¬

hängigkeiten sind endgültig ausgqchaltet.
Den restlos einheitlich und ohne Zersplitte¬
rung lediglich nach dem Arbeitgeberinteressen¬
gesichtspunkte organisierten Direktionen ist als

bitter notwendiges Gegengewicht die Einheit
der Angestellten entgegengestellt. Vor allem

jedoch ist auch der Kerninhalt des selbständigen
Vcrbandsgedankens der Versicherungsange¬
stellten, die höchstmögliche Intensität der be

ruflichen Interessenvertretung zu erreichen
nicht nur bewahrt, sondern zu vollendetster
Form entfaltet worden. Wie der Vereint,

gungsvertrag ausweist, ist die Versicherungs-
bcamtcnintcressenvcrtretung keineswegs ab¬

geblaßt, sondern in der „Neichsberufsgruppe
der Versicherungsangestellten" mit voller Selb¬

ständigkeit in der beruflichen, örtlichen wie

zentralen Interessenvertretung bestehen ge¬
blieben. Zugleich ist darüber hinaus dsr or¬

ganisatorische Anschluß der Versicherungsange-
stelltenschaft an die freigewerkschaftliche Ange¬
stellten- und Arbeiterbewegung erreicht und'

so die Macht der Arbeitnehmcrinteressenver-
tretung auch für die Berufsgruppe erhöht
worden.

Die Zukunftsarbeit im frei gewerkschaft¬
lichen Einheitsverbande der Angestellten, dem

Zentralverbeurde der Angestellten, wird auch
von der Versicherungsangestelltenschaft einen

intensiven Ausbau ihrer gewerkschaftlichen
Organisati,n und eins Erfüllung mit frei»

gewerkschaftlichem Geiste verlangen. Eine

Hauptaufgabe für die großbetrieblichen Ver¬

sicherungsangestellten ist dabei die glückliche
Vereinigung der freigewerkschaftlichen Organi¬
sation mit dem brauchbar verwirklichten Be¬

triebsrätegedanken. Es legte aus diesem
Grunde der Verband der deutschen Versiche-
rungsbeamtzn- beispielsweise bereits im Ver¬

einigungsvertrag Gewicht darauf, daß zur

Geltung kam, daß das enge Zusammenarbei¬
ten der Reichsbcrufsabtcilung der Versiche¬
rungsangestellten mit den Betriebsräten (An-
gestclltenausschüssen) des Versicherungsgewer-
bcs gewahrt ist. Die Versichcrungsangestellten-
schaft setzte daher ihre «organisatorische Macht
e-in, um ein tarifvertmgliches Betriebsräte-'

recht zu erreichen, das über den bestehenden
gesetzlichen Zustand wie über die zurz eilige
Regierungsvorlage hinausgeht. Als die Zu-
kunftsaufgabe von weitgehendster Bedeutung
für die Entwicklung und die ständige, getreue
Erfüllung des Neichswrifvertragsverhältnisscs
wird der Ausbau des Rechtes der Betriebs¬
räte (Angestelltenausschüfse) im privaten Ver¬
sicherungsgewerbe zu Pflegen sein. Wenn in
der einheitlichen, freigewerkschaftlichen Organi¬
sation, der Berufskollegen die starken Wurzeln
unserer Kraft liegen, so müssen ebenso als
deren Organe die Betriebsräte (Angestellten¬
ausschüfse) und ihre betrieblichen Berechti¬
gungen die Angelpunkte werden, in denen die
soziale wie wirtschaftliche Fortentwicklung des
privaten Versicherungswesens einsetzt.

. Dr. W. Vollb recht.

Oie Beirsissihungen in Weimar.
Schwerwiegende, für die gesamte Auge-

stelltenbewegung bedeutsame Beschlüsse waren es,
die die V ei/r rite des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen und des Verbandes der

Bureauangestellten am 8. und 9. September 1919
in Weimar zu fassen hatten. Es zeugt von

dem Ernst, mit dem diese Körperschaften an ihre
Aufgabe herangingen, daß es trotz der mancherlei
Gegensätze, die noch bestanden, gelang, das Werk
der Vereinigung der Heiden Verbände zu
vollenden.

Wichtige Vorarbeit für die Zusammen¬
führung der Verbände hatte bereits der letzte
Verbandstag des Zentralverbandes der Hand-,
lungsgehilfen in Nürnberg geleistet. Er hatte
auch beschlossen, daß zur Beschleunigung der Ver¬

schmelzung die Beiräte der Verbände an die
Stelle des Verbandstages treten sollten.

Trotzdem waren erst umfangreiche getrennte
Vorverhandlungen nötig, um insbesondere über
die vorliegenden Verschmelzungsbedingungen
eine Einigung herbeiführen zu können. Der be¬
reits in Nürnberg vereinbarte Grundsatz der Ge-

währleistung der parteipolitischen
Neutralität wurde durch die- einstim¬
mige Annahme der an anderer Stelle nieder¬

gelegten Entschließung''festgelegt.
Bei der Durchberatung der bereits in einem

Vorentwurf der Verbandsvorstände niedergeleg¬
ten Satzung waren tiefgehende Meinungsverschie¬
denheiten nicht zn überwinden. Die wichtigsten
Bestimmungen sind in einem besonderen Aufsatz
über „D« neue Satzung" niedergelegt. Die Re¬

digierung der zunächst getrennt von hen beider¬

seitigen Vorständen und dann in gemeinsamer
Sitzung beschlossenen Satzung wnrde einer sieben-
gliedrigen Kommission, bestehend aus den Kolle¬

gen Cohn, Berlin, Radlof, Hamburg, und

Wucher, Berlin lZentralverband der Hand¬
lungsgehilfen), Dr. W. Voll brecht (Verband
der Versicherungsbeamten), Vrenke, Berlin,
Krüger, Berlin, und Lehmann, Dresden

(Verband der Bureauangestellten), übertragen.
Diese erledigte in einer besonderen Sitzung am

19. September 1919 die ihr gestellte Aufgabe.
Die Sitzung beschäftigte sich dann mit den

an verschiedenen Orten in der letzten Zeit ent¬

standenen besonderen Zeitungen. Abgesehen von

den erheblichen Kosten, di« durch die Herausgabe
besonderer Gau- und Ortsgruppenzeitungen ent¬

stehen, wurde 'in deren Herausgabe in der bis»

herigen umfangr«ichen »eise «ich eir» Schädi¬

gung der eigentlichen Verbandszeitung erblickt.

Es wurde deshalb beschlossen, daß derartige
Mitteilungsblätter, für deren Herausgabe die

Genehmigung des Verbandsvorstandes Voraus»

setzung ist,^lur zur Bekanntgabe tatsächlicher Mit¬

teilungen über örtliche Bewegungen und örtliche
Verwaltungsangelegenheiten dienen sollen. Dieser
Beschluß hat rückwirkende Kraft.

Der Beirat wird sich in Zukunft aus L6 Per¬
sonen zusammensetzen. Entsprechend den Ver¬

schmelzungsbedingungen wird er gleichmäßig «US

Mitgliedern der 'beiden Verbände gebildet.
Als gleichberechtigte Vorsitzende lourdcN ge¬

wählt die bisherigen Vorsitzenden der beiden Ver¬

bände Urban und G i e b e l, als Redakteure

der Verbandszeitschrift ,,T« freie Angestellte" die

Kollegen Lange und Aman. ^

Der Vorstand setzt sich wie folgt zusammen:
Vorsitzende: Urban nnd Giebel;

Wucher als Kassierer; ferncr Döhnel, Ucko

lHandilungsgehi'lfen), Dr. Vollbrecht (Versiche¬
rungsbeamte), Brenke, Haußherr (Bureau-
angestellte). Drei weitere Sitze sind noch offen.
Davon steht vereinbarungsgemäß einer dem

Verbände der. Bureauangestellten, zwei dem

Handlungsgehilsenverbände zu.
Der Ausschuß hat seinen Sitz in Hamburg,

die Beschwerdekommission der Pensionskasse dcn

ihrigen in Stuttgart.
An den Mitgliedern unseres neuen Verban¬

des wird es jetzt liegen, die durch die. Vergröße¬
rung unserer Mitgliederzahl und die Erweiterung
unseres Werbegebiets erhöhte Kampskrast unse¬
res Verbandcs zu nützen. Die Gegenwart ver¬

langt eine einheitliche und geschlossene freige-'
werkschaftliche Angestelltenbewegung. Wird aller»

orten von diesem Grundsatz ausgegangen, wird
überall auf die Eigenheiten der einzelnen Berufs¬
gruppen die gebührende Rücksicht genommen, dann
wird ebenso wie auf der Tagung der Beiräte in

Weimar auch in allen Ortsgruppen im Reiche
ein gedeihliches Zusammenarbeiten erfolgen zum
Wohle unseres gesamten Berufes.

'

Oie neue Satzung.
Die Verfassung des nenen Verbandes, die

auf der Weimarer Tagung am 3. und 9. Sep»
tsmber beschlossen worden ist, bringt in orgrmi»
satorischer Beziehung «in« Reihe wichtiger Neu»

erungcn.
Die neue Organisation umfaßt alle mann-

lichen und weiblichen Händlungs»
gehilfen und" Bureauangestellten
in Handel, Verkehr, Industrie und Sandwirtschaft',
die Angestellten der Versicherungsträger, der Ver»

sicherungsgchellschusten!, der Rechtsnnwälte und
anderer freier Berufe, die Bureauangestellten in

den Verwaltungen und Betrieben von Reich,
Staat und Gemeinden und sonstigen öffentlichen
Körperschaften.

Um den tm^chaftlichen Interessen unld Be»

swebungen all dieser BerufsMeige Rechnung
tragen gu können, soll sowohl in der Hauptver¬
waltung als auch in den Ortsgruppen die Fach-
gruppenglisdevung streng dnr°chgssührt werden.

Mit idcr Leitung jeder dieser Neichsberufs»
grup pen wind in der Hauptverwaltung ein

Serretär beauftragt. Ihm zur Seite steht der

Reichsfachausschuß, der aus je. einem Vertreter

aus höchstens 7 Orten besteht unld nach Bedarf-
zusammentritt. Auf Antrag des RcickMrchaus»
schusses kann der Verbandsvorstand ReichÄbernfs-
grllppenkonferenFen zur Beratung wichtiger Be¬

rufsangelegenheiten, wie.allgemeine, Anstellunns-
bodingungen, Tarifverträge usw., einberufen. Jn
Ortsgruppen, in denen die Angehörigen eines

BernfsIweiges in größerer Zahl dein Venbands

angehören, werden Fachgruppen gebWet.
Diese sind für die Förderung der wirtschaftlichen
Interessen des BerufIgwoiges znstäuldig. Sie

unterstehen der Ortsleitung. Die Fachgruppcn-
leiter haben Sitz nnd Stimme in der Ortsver¬

waltung. Auf diese Weise wird iden- besonderen
Bedürfnissen ver einJelnen Bernfsgvnppen weit¬

gehend Rechnung getragen
Die Träger der Orgamsation sind die

Ortsgruppen. Sie haben sowohl in orga¬

nisatorischer als auch in agitatorischer und Wirt»

schaftlicher Beziehung wichtige Aufgaben zu er¬

füllen. Durch die Zufammenlegiing der an der

Verschmelzung beteiligten Verbände werden eine

Anzahl sehr «roßer Ortsgruppen entstehen. Um
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dieselben arbeitsfähig zu erhalten, Zann in Orts¬

gruppen mit über Mitgliedern- die beschlie¬
ßende Mitgliedcrverfarilmlung ans Vertretern
der MitgKeder gebildet wcrden. Jn Ortsgruppen
mit über 10 000 Mitgliedern ist diese Bestim¬
mung Jtoang. "Die Vertreter sind iil geheimer
V«häUnisür«hl nach dem System der gebundenen
Listen zu wählen.

Zur Förderung der Agitation und zur Un¬

terstützung der Ortsgruppen bei wirtschastlichen
Bewegungen sind die Gauleitungen berusen. Die
Gaue sollcn sich in der Regel aus eine Provinz
oder einen Freistaat erstrecken uiid wcrden vom

Verbandsvorstand eingeteilt. An der Spitze der

Ganieilmngen steht ein besoldeter Beamter. Znr
Förderung ihrer Ausgaben könncn die Gau-

Leitungen jährlich einmal Gallkonferenzen ab¬

halten. Die Gnukonferenzen setzen sich aus Ver¬
tretern der Ortsgruppen zusainmen.

Di« Leitung des Verbandes liegt in den

Händen des V e rb« nd s v o r st a n de s, der

rms Hauptamtlich täligen Kollegen, nnd Zwar nus

zwei gleichberechtigten Vorsitzenden, dem Kassierer
und 8 Sekretären gebildet wird. An den Vor-

standRsitzungen nehmen, die Hauptschriftleiter teil.

Dem Vorstand steht der B eirat zur Seite.

Dieser besteht aus 2S Mitgliedern, die aus die

einzelnen Landesteile verteilt sind. Der Beirat

hat die Täliigkeit des Vorstandes zu überwachen.
Er hat nach Bedarf, in der Regel vierteljährlich,
Sitzungen abzuhalten, in denen der Vorstand
übcr seine Tätigkeit und seirie Maßnahmen Be¬

richt zu erstatten hat. Vorstand und Beirat be¬

raten und beschließen gemeinsam Wer alle wich¬
tigen Verbandsailgelegenheiren.

Znr Prüfung der Kassengeschäfte ist eine

Revisionskommission, 7 Mitgliedcr
stark, eingesetzt, die von der Ortsgruppe am Sitze
i^s Verbandsvorstandes zu wählen ist.

Als Vrschwerdoinstanz fungiert der aus 7

Kollegen bestehende Verbandsausschuß
Die höchste Vertretung des Verbandes ist de

Verbandstag, der alle drei Jnhre zu¬

sammentritt.
"

Er beschließt endgültig über alle

Vcrbandsaugelcgeicheiten> insbesondere stellt er

den Haushaltsplan anf, nimmt die Berichte des

Verstandes und der Schriftleitung entgegen und

beschließt über deren Entlastung; er wählt den

Vorstarö>, die Schriftleiter und den Beirat.

Außerordentliche Verbandstage können durch ge¬

meinsame Beschlüsse des Vcck«ndsvorstnndcs unb

des Beirats einberufen werden Der Vcrbands-

tag setzt sich aus Vertretern der Mitglieder, dem

Verbandsvorstand, den Hauptschristleitern, den

Vorsitzenden dcs Ausschusscs und der Revisions¬
kommission, 4 Mitgliedern des Beirats, sowie den

Gauleitern zusammen. Stimmberechtigt sind nur

die Vertreter der Mitglieder. Auf 1S00 Mit¬

glieder entfällt cin Vertreter, auf 4000 Mitglieder
entfallen Mvei, auf 7000 Mitglieder drei unb aus
je weitere 6000 Mitgliedcr ein weiterer Vertrctcr.

Ortsgruppen mit ISA) Mitgliedern bilden sM°
ständige Wahlbezirke. Die kleineren Ortsgruppen
wenden zu gemeinsnmen Wahlkreisen'zusammen¬
gelegt. Jn Ortsgvuppen init 7000 und mehr
Mitgliedern ist die Wahl der Vertreter durch Ur¬

abstimmung vorzunehmen, unter Nnwendung der

Verhältniswahl mit gebundenen Listcn.
Die VerbrrndSzeitschr ifr „Der freie

Angestellte" wird jedem Mitglied kostenlos ge¬

liefert. Die vom Verband herausgegebenen
Fachzeitschriften können die Mitglieder nur im

P o sta bonneane nt beziehen^
Jn besonderen Abschnitten lvcrden die ge¬

werkschaftlichen Kämpfe und die Unter¬

stützung l>ei Streiks fowie die Stellenver¬

mittlung behandelt.
Die größeren Anfgaben und Anforderungen,

die an den Verband heute gestellt werden,, einer¬

seits, und die Entwertung des Geldes anderer¬

seits haben eine Erhöhung der Beiträge not¬

wendig gemacht. Bei eincm Monatseinkommen,

zu dein auch Teuerung»- und sonstige Zulagen
gu rechnen sind, von 300 Mk. und mehr beläust
sich der Beilrag auf 4 Mk. (Klasse 1), bei einein

Ginkommen von 200 Mk. bis wcniger als SM Mk.

auf 3 Mk. (Klasse 2) und bei einein llZinkoinmen

bis zu 2N0 Mk. auf 2 M5 (Klasse Si) monatlich;
für Jllgendliche unter 17 Jahren mit einem Mo¬

natseinkommen bis 10« Mk., Mo für Lehrlinge,
beträgt der Monatsbcitrag 75 Pf.
^

Die Stellenlosenunterstützung ist

festgesetzt wordcn auf 2,50 Mk., 2 Mk. uns 1 Mk.

täglich in den Beitragsklnssen 1—3 und wird

gcwährt auf die Dauer von 4 WoSen nach ein¬

jähriger Mitgliedschaft, steigend bis zu
18 Wochen nach 10 Jahrcn. Sie wird gezahlt
nach zweiwöchiger Erwerbslosigkeit. Liegt
Maßregelung vor, dann erhöht sich diese
Unterstützung nuf mindestens das Anderthalb,
fache. Aehnlich ist die Krankenunter¬

stützung geregelt. Sie beträgt 1.2S Mk„ 1 Mk,
und 75 Pf. täglich und wird ebenfalls vom Be¬

ginn der 3. Woche nach Eintritt dcr Krankheit,
und zwar auch.oann gezahlt, wenn das Mit¬

glied das Gehalt weiter bezicht. Sie wird ge¬

währt auf die Dauer von 4 Wochen nach einjäh¬
riger Mitgliedschaft, steigend bis zu 13 Wochcn
nach 10 Jahren. In besonderen Notfällen
kann nach einjähriger Mitgliedschaft eine ein¬

malige Unterstützung bis zu 100 Mk. durch den

Vcrbandsvorstand bewilligt werden, Sterbe¬

geld kann nach zweijähriger Mitgliedschaft ge¬

zahlt werden in Höhe von 80 Mk.. 7« Mk. und

6« Mk. in dcn Klassen 1—3, steigend bis zu
200 Mk., 175 Mk. und 150 Mk. nach 20 Jahren.

Rechtsschutz wird bereits nach fechs-
monatiger Mitgliedschaft gewährt.

Jn vorstehendem sind die wichtigsten Be¬

stimmungen der neuen Satzung kurz skizziert.
Dic Beratung derselben hat die lveitans meiste
Zeit der Tagung in Weimar in Anspruch ge¬

nominen. Mit Ernst und Eifer und gelragen von

dem einmütigen und festen Willen, etwas Brauch¬
bares zu schaffen, dem treuen Verbandsgelxiude
ein Fundament zu geben, auf dem cs fcst und

unerschütterlich ruht, haben sich die beteiligten
Kollcgcn der ihnen obliegenden Ausgabe unter¬

zogen. Mögen die Wünsche und Erwartungen,
die sich an dii Beratungen geknüpft haben, in

Erfüllung gehen. H. Brenke.

Die Moral.
Die Moral ist nach Josef Dietzgcn der

Inbegriff der verschiedenen sittlichen Gesetze,
die den gemeinsamen Zweck haben, die Hand¬
lungsweise der Menschen derart zu regeln, daß
bei der Gegenwart auch die Zukunft und neben

dem einzelnen auch die Gesamtheit berücksich¬

tigt wird. Der Mensch kann nicht leben, ohne
die Gegensätze der Liebe uiid der Selbstsucht
miteinander zu versöhnen. Er ist sich selbst und

seinen Mitmenschen zum Zwecke des gegen¬

seitigen Nutzens bestimmte Rücksichten schuldig.
Diese Nüöfickltcn bilden das Wesen der

Sittlichkeit; in dicscm Sinne ist sie
ewig und heilig, da das menschliche Leben auf
ihr beruht.

Der Inhalt der Sittlichkeit jedoch ist

flüssig und wandelbar; ein fiir alle Zeiten
geltendes Maß dcs Guten und Rechten gibt
es nicht. Das menschliche Bedürfnis ist das

einzige Maß der moralischen Wahrheit, und. so

verschieden cs zeitlich und räumlich ist, ebenso

verschieden ist das, was als sittlich und recht

gilt. Das menschliche Heil, die menschliche
Entwicklung, das heißt die lvachfcnde Macht
dcr Menschen, sich die Natur dienstbar zu

machen, das ist der allgemeine große Zweck
aller menschlichen Handlungen, dem alle ande¬

ren Zwecke untergeordnet werden müssen.
Die Vsrwaiwlung des duldcndcn An-

gestellten und Arbeiters in einen Kämpfer um

seine wirtschaftliche Befreiung verlangt eine

Umwertung aller sittlichen Werte, die nur be¬

schleunigt wcrdcn kann durch klare Einsicht dcs

sittlich Nechtcn und Heiligen. Die alten Tu-

gcnden der Unterdrückten: Geduld, Zufriedenn
heit, Genügsamkeit, Demut, sind tugendhast,

solange cs für die Unterdrückten aussichtslos

ist, cin besseres Leben zu erobern. Sobald je-

doch eine Aussicht zur Befreiung sich öffnet,

kehren sich jene Tugenden in Untugenden. Ar-

beitsamkeit darf nicht'verhindern, daß dem Be¬

schluß der Verufsgcnosscn, die Arbcit gemein-
sam niederzulegen, Folge geleistet wird. Der

ncne heilige Zweck,, das große Wcrk der VolkS-

befreiung und die zilj dicscm erforderlichen
Eigenschaften und Handlungen müssen im all¬

gemeinen die Grcnzcn bilden, hinter die alles

andere als untergeordnet zurückzutreten hat.
Das Gebot der Solidarität ist einer der Grund¬

pfeiler unserer Sittlichkeit. Sie ist die beson¬
dere Form, in die die gcsellschiftliche Entwick¬

lung das gegenseitige Hilfsbedürfnis fiir die

Arbeiterklasse kleidet.

Der Versuch einer besonderen Zeit oder

einer einzelnen Klasse, ihre eigenen Zwecke
oder Mittel fiir das absolute Heil der Mensch¬
heit auszugeben, führt zu unerträglicher Un¬

duldsamkeit und zum Widerstand gegcn die

geschichtliche Entwicklung. Jn wirtsckzaftlicher
Hinsicht versuchen cs die Unternehmer, die

kapitalistische Wirtschaftsordnung als die allein

mögliche hinzustellen. Die Nutznießer der

Monarchie redeten dem Volke ein, daß in der

monarchischen Staatsverfassung das wahre
Heil der Bevölkerung liegt.

Die Einsicht von der sittlichen Berechti¬
gung neuer Zwecke und Mittel untcr neuen

Bedingungen lenkt unscre Krast auf das Er¬

reichen bestimmter praktischer Ziele uud er¬

füllt uns mit dcr nötigen Rücksichtslosigkeit
gegcn das Althergebrachte. Die Betrachtungs¬
weise, die auch die Moral als veränderlich und

flüssig auffaßt, vermittelt uns dns Verständ¬
nis der Vergangenheit; fie lehrt uns, in den

sittlichen Anschiuungcn und Handlungen frühe¬
rer Zeiten deren damalige Notwendigkeit und

Vcrnünstigkeit schätzen. Sie macht uns die

Bedingungen der herrschenden Ordnung er¬

klärlich und erfüllt uns nrit doppeltem
Kamfesmut, für eine neue, unseren Idealen
entsprechende Wcltorduung.

Die Unternehmer

gegen öie Betriebsrats.

Obwohl der Gesetzentwurf über die Be¬

triebsräte für die Angestellten durchaus un¬

genügend ist, da er ihnen kein wirkliches Mit¬

bcstimmungsrecht bci Einstellungen und Ent¬

lassungen uud kein Mitverlvclltiingsrccht in

den Betrieben bringt, so laufcn doch die

Unternehmer dagegen Sturm. Nach der Zeit¬
schrift „Handel und Gewerbe" hat sich die

Handelskammer zu Leipzig wie

folgt erklärt:

„Die Kammer steht auf dem Standpunkt, daß
die Einrichtung von Betriebsräten vom Stand¬

punkte der Förderung von Handel und Judustrie
keine unbedingte Notwendigkeit ist,

das; sie im Gegenteil die Gefahr mit sich
bringt, den Untcriichmergeist und die Bewe¬

gungsfreiheit des einzelnen Unternchmers zu

lahmen und damit dic freie Entwicklung des

Wirtschaftslebens zu schädigen. Die Kammer er¬

kennt aber an, daß die Einrichtung von Betriebs¬

räten notwendig geworden ist, nachdem bindende

Zusagen der Reichsregicrung, im besonderen iin

mitteldeutschen Strcikgebict, gcmacht wordcn sind,
nnd daß ihre Nichteinführung zu neuen katastro¬
phalen Stockungen und politischcn Störungen

größerer Art führen würde. Unter dieser Vor¬

aussetzung hält die Kammer den Entwurf für
eine geeignete Grundlage zur Besprechung."

Der Hansabund gibt sich dcn Anschein,
als ssi cr für die Betriebsräte, um sie in Wirk¬

lichkeit zu bekämpfen. Er hat beschlossen:
„Der Hansabund ist von dcr Notwendigkeit

durchdrungen, die Frage der Mitwirkung der Ar¬

bciter und Angestellten in den Betrieben gesetz¬
lich zn regeln, vertritt jcdoch die Ansicht, dnß oer

Gesetzentwurf über Betriebsräte nur gleichzeitig
mit der vom Arbeitsminister ausdrücklich ange¬

kündigten Vorlage der Gesamtregelung deZ soge¬
nannten Nätesystems verabschiedet lverden kann.

Der Hansabund erhebt dagegen Einspruch, daß

einzelne Teile der zukünftigen Gesamtordnung
jetzt vorweggenommen und dnmit eine einheit¬
liche Stellungnahme zum Gesamtproblem unmög¬
lich gcmacht wird. Einer solchen Gesetzgebung«»
technik, die übrigen? nur dazu dienen kann, Un¬

sicherheit und Unzufriedenheit bei allen Betei»
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ligten hervorzurufen, mufz 'oer Hanfabund
grundsätzlich widersprechen."

Eine Ablehnung des Entwurfs befllrwor-
ten die Handelskammern zu Frankfurt a. O.,
Plauen i. V. und Worms:

- Frankfurt a. O.: „Bei objektiver Be¬

urteilung des Entwurfes wird man geradezu er¬

schreckt, inwieweit der freie Unternehmer im ein¬

seitigen Interesse der Arbeitnehmer gefesselt wer¬

den, ssll. Dem Entwurf kann in keiner

Weise zugestimmt werden; er sollte
eigentlich kurzerhand abgelehnt werden, weil cr

«IS hauptsächliche Neuerungen Bestimmungen ent¬

hält, die geeignet sind, die Gesamtleistungen
herabzumindern und die Schaffensfreudigkeit,
den Unternehmergeist zu ersticken,"

Plauen: „Die Kammer nimmt dem Ge¬

setzentwurf gegenüber grundsätzlich eine ab¬

lehnende Haltung ein."

Worms: „Die Kammer lehnt den

Entwurf einmütig und entschieden
ab. So sehr sie den Anspruch der Arbeiter und

Angestellten anerkennt, durch ihre Ausschüsse bci

dcr Regelung der Lohn- und Arbeitsverhältuisse
mitzuwirken, so wenig kann sie ihn^'n ein Recht
nuf Mitbestimmung' über die Leitung des Be¬

triebes zubilligen."
Die Handelskammer zu Ham¬

burg zeigt sich natürlich in ihrer bekannten

Unternehmerbrutalität:
„Zusammenfassend musz gesagt werden, dafz

die Betriebsräte in dieser Form eine nicht zu

ertragende Fessel für die freie Entfal¬
tung des Unternehmungsgeistes darstellen. Die

gegenwärtige Lage bedingt für den Unternehmer
in Handel und Industrie sreieste Entfaltung aller

sciner Kräfte, VerantwortungZfreudigkeit und un¬

gehemmte Betätigungsmöglichkeit. Er mufz Kopf
und Hand freibehalten, um fich regen zu können,
und alle Sinne auf das eine Ziel zu richten,
sein Geschäft wieder aufzubauen und damit

einen Baustein zu liefern zum Neubau der ge¬

samten Gcsamtwirtschaft. Die Betriebsräte in

dieser Form bedeuten eine Verschwendung von

Kräften auf völlig unproduktivem Gebiet und einc

Erdrosselung kaufmännischen und

industriellen Wagemuts, wie sie an¬

gesichts des uns bevorstehenden Kampfes um.
unser wirtsckzaftlicheS Dasein durch Nichts zu

rechtfertigen find."
Die rheinisch- we st fälischen

Handelskammern zu Bielefeld, Bochum,
Dortmund, Düsseldorf, Duisburg, Elberfeld-
Barmen, Essen, Hagen, Lüdenscheid, Minden,
Münster, Remscheid, Siegen und Solingen
verhandelten am 18. August über den Entwurf
eines Gesetzes über Betriebsräte. Sie er¬

klärten.
„daß sie in dem Gesetz nicht das verheißungs¬
volle Mittel sehen, den Arbeitsfrieden zu sichern,
Arbeitslust und -leistung zu fördern und die Ar¬

beitsfreudigkeit sowie die Mitverantwortung der

Arbeitnehmer am Produktionsprozeß zu erhöhcn.
Sie erblicken vielmehr in den Betriebsräten, wie

sie die Vorlage vorsieht, geradezu eins sehr
schwere Gefährdung für das Wirtschaftsleben.
Wir richten an den Reichstag die dringende Mah¬
nung, die Vorlage nicht in dieser Form Gesetz
werden zu lasscn."

Der Mittelrheinische Fabri¬
kantenverein und der Verband

Mitteldeutscher Industrieller
sprachen sich wie folgt gegen den Entwurf
aus:

„Derartige Befugnisse seien mit der Selbst¬
bestimmung, der Selbstverantwortlichkeit und dem

Risiko des Unternehmers, ja mit dem Wesen des

Privateigentums schlechterdings unvereinbar. Das

Gesetz würde schlimmer wirken als eine Soziali¬
sierung, denn bei dicser übernähme die Gemein

schaft die Verantwortung und daS Risiko, während
bei dicscm Gesetz unverantwortliche Personen
mitzuwirken hätten, das volle Risiko aber dein

Unternchmcr verbliebe. Die Vereine erheben
schärfsten Einspruch gegen das Gesetz, dessen Ein¬

führung nach ihrer pflichtgemäßen Ueberzeugung
zur vollkommenen Untergrabung der Privat¬
wirtschaft führen und das Wiederaufleben unse¬
rer Industrie zur Unmöglichkeit machen würde."

ArbeiineHmerpolitik,Miiielstsnös-
politik und EinHettsorgsmsaiion.

Ueber dieses Thema sprach in einer am

9. September im Kaisers««! zu Altona abge¬
haltenen vom Zentralverbnnd der Handlungs¬
gehilfen einberufenen öffentlichen Angestellten-
Versammlung , Kollege Ehrenteit. Er

führte dabei folgendes aus:

Der Zentralverband steht auf dem Stand-

Punkt, daß zwischen Kapital und Arbeit keine

Jnteresscnüberciustimmuna vorhanden ist. Der

Angestellte hat als Arbeitnehmer einzig und

allein das Interesse, sein einzigstes Kapital,
seine Arbeitskraft, dem Unternehmer so teuer

ivie nur irgend möglich zu verkaufen. Genau
das gegentgiligc Interesse hat der Unterneh¬
mer. Er will aus scinem Betrieb einen mög¬
lichst großen Gewinn herausholen, und er wird

sich nicht scheuen, diescn Gewinn auf Kosten
der Gesundheit und des Einkommens seiner
Angestellten.zu vergrößern. Das sind Gegen¬

sätze, die sich nicht vereinigen lassen. Alle dem

Zentralverband der Handlungsgehilfen (jetzt
Zentralverband der Angestellten) gegenüber¬
stehenden Handlungsgehilfcnverbände nehmen
den entgegengesetzten StandpuUkt ein. Nicht
uur, daß diese Verbände noch heute von Unter¬

nehmergeldern subventioniert werden, stehen

sie auch jetzt noch trotz der Beilegung des Na¬

mens Gcwcrh'chcift auf dem Standpunkt der

Harmonie der Interessen zwischen Kapital und

Arbeit. Sie sehen ihren ganzeik Zweck darin,
den Angestellten den grundsätzlichen und un-

überbrückbgren Gegensatz von Kapital und

Arbeit zu verschleiern. Anstatt das Gerede

von „Mitarbeitern" und „Vertrauens¬
männern" richtigzustellen, machcn sie es mit.

Anstatt die miserablen Zustände im Beruf als

die unausbleiblichen Folgen des kapitalistischen
Systems uud der kapitalistischen Ausbeutung
aufzuzeigen, suchen sie die Schuld auf einzelne
schlechte Menschen im Unternehmertum abzu¬
wälzen, die nur belchrt und zum Guten be¬

kehrt zu.wcrden brauchten. Inzwischen schrei¬
tet die Pcoletarisierung der Angestelltenschaft
Tag für Tag mit Riesenschritten weiter.

Immer und immer wieder wird in den Köpfen
der Angestellten der Standesdünkel geweckt,
der Standesdünkel, der soviel Unheil angerich¬
tet hat und der es vollbrachte, daß die An¬

gestellten jetzt noch schwere Kämpfe führen
müssen, uui den Handarbeitern wenigstens
einigermaßen in ihrer Lebenshaltung gleich-
gcstellt zu werden. Die Arbeitgeber wissen
genau, daß auch heute noch trotz aller radika¬

len Phrasen die dem Zentralverband der An¬

gestellten entgegenstehenden Verbände die

willigen Helfer des^ Kapitals sind. Jn zahl¬
reichen Fällen haben die Arbeitgeber dcn soge¬
nannteil Gewerkschaftsbünd kaufmännischer
Angestelltenverbände bei Tarifverhandlungcn
gegen den Willen der Angestellten hinzuge¬
zogen in der Hoffnung, dadurch besser wegzu¬
kommen. Leider ist dieses Vorgehen der

Unternehmer durch die verräterische Taktik

der auf dem Boden der Mittelstandspolitik
stehenden Organisationen nur zu oft gelungen.

Wer noch heute der Meinung sei, daß An¬

gestellte und Arbeitgeber gemeinsame Inter¬
essen haben, der diirfe sich nicht Wundern, wenn

er als „wirtschaftsfricdlich" oder „gelb" bezeich¬
net würde. Wenn neuerdings die übrigen
Organisationen, durch die Verhältnisse ge¬

zwungen, vorgeben, daß-sie auch dic Waffen
des gewerkschaftlichen Kampfes anzuwenden
wisscn, so sei darauf verwiesen, daß jederzeit
der Beweis geliefert werden könne, daß die

Verbände nicht willens und fähig seien, in

dieser Beziehung von der' frcigewcrkfchaftlich
organisierten Arbeiterschaft zu lernen. — Es

müßte auch vou den Angestellten festgehalten

verden, daß die Arbeitnehmer als Klasse der

kapitalistischcn Klasse gegenüberstehen und daß
schon aus diesem Grunde zwischen Kapitalisten
und Arbeitnehmern 'keine Gemeinschaft der

Interessen existiere.
Es käme auch nicht darauf an, wie groß

die Verbände seien, fondern welcher Geist in

der Organisation herrsche. Zahl und Geist
"seien die Gewähr dafür, daß die. gesteckten
Ziele der Angestelltenbemegung erreicht wer¬

den. — Schon zu Friedenszeiten hatten dis so¬
genannten bürgerlichen Verbände mit ihren
großen Mitglicdcrzahlen geprunkt, hatten ge¬

fordert, geschrien, gebettelt, aber erreicht hatten
sie nichts. Das kam daher, daß die gesetzgeben¬
den Körperschaften und die'Unternehmer auf
die Forderungen, der Angestellten gepsiffen
hatten, weil sie wußten, daß kein ernster Willc

in der Angestelltenbemegung steckte, daß die

Angestelltenbcwegung innerlich schwach lvar

und die Angestellten als Einzelperson Angst
vor der eigenen Courage hatten. Es könne

nicht mehr Aufgabe der Angestelltenbewegung
sein, nach dem alten System loszuwurstelm
Auch die AngestMen hätten sich nicht aus die

Gesetzgebung zu verlassen, sondern auf ihre
eigene Kraft. Wirksam könnten AngestMen-
forderungen nur betrieben werden, wenn die

Angestellten, sich ganz auf den Boden der Ar¬

beitnehmerpolitik stellen und ihren bisherigen
Standesdünkel der Mittelstandspolitik, der die

Angeftelltenschaft nur ins Elend geführt habe,
verlassen würden.

Zur Frage der Einheitsorganisation über¬

gehend, betonte er, daß der Zentralverband
der Handlungsgehilfen von jeher den Gedanken

verfochten habe, daß die Angestelltenbewegung
schlagkräftiger sein würde, wenn die Orgcmi-
sationszersplitterl'.ng aufhören würde. Es

müsse den Angeftellten klarwerden, daß jetzt
keine Zeit sei, die Bewegung durch verschiedene
Organisationen mit verschiedenen Tendenzen
teilweise lahmzulegen. Aus der Entwicklung
der Arbeiterbewegung, müßten die Angestellten
lernen und versuchen, daraus die richtigen
Folgerungen zu ziehen, die darin bestänhen,
daß sie in ihrem Kreis darauf dringen, daß
die Ocganisationszersplitterung aufhört und

alle Verbände zu einer großen Organisation
zusammengefaßt würden, die reine Arbeit-

nehmerpolitik nach dem Muster der Arbeiter-

gewerkschasten treibt.

Jn der Diskussion sprach als erster Red¬

ner Herr Behrens bom Deutschnationalen
Handlungsgehilfenverband. der aufs lebhafteste
bedauerte, daß fein Verband fortgesetzt als

„gelb" bezeichnet würde, um im gleichen Atem¬

zuge zu versichern, daß der Deutschuatioualc.
Handlungsgehilfenverband seine antisemitische,
wirtschaftsfriedliche Tendenz um seiner selbst
willen beibehalten müsse. Er gab zu, daß das

Unternehmertum von Tag zu Tag reaktionärer

würde, war aber auf der anderen Seite der
Ansicht, daß es nicht nötig wäre, der geschlosse¬
nen Front der Unternehmer eine geschlossene
Front dcr Angcstelltcn gegeniibcrzustellcn, son¬
dern daß es genüge, wenn die verschiedenen
Organisationen mit verschiedenen Tendenzen
getrennt marschieren würden, aber den Ver¬

such machen sollten, vereint zu schlagen.
HerritTegetoff vom Kaufmännischen

Verein von 1838 anerkennt den Gegensatz
zwischen Kapital und Arbeit, will aber die im

S8er Verein sitzenden Arbeitgcbermitglieder
nicht missen. Er ist der Meinung, daß der

Zcntralvcrband auf Grund der Tatsache, daß
er im Sozialismus die höhere Form des Wirt¬

schaftslebens erkennt," mit diesem Verein, der

auf dem Standpunkt des Individualismus
steht, nicht zusammenkommen könnte. Nach
seinein Dafürhalten könnten die Beftrebungeri«,
aller Arbeitnehmer unter eincn Hut gebracht
wcrdcn, aber die bisherigen Organisationsfor-
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men der Angestellten müßten beibehalten wer

den. Er glaubt, daß der Kampf zwischen
Kopf- und Handarbeitern sich herausbilden
würde, weil die Arbeiterschaft für die Sonder¬

bewegung der Angestellten kein Verständnis
besitze.

Jn seinem Schlußwort ging Kollege

Ehrenteit, während seiner Ausführun

gen bon den Wirtschaftsfriedlichen durch

Zwischenrufe wiederholt unterbrockzen, auf den

Standpunkt seiner Vorgänger ein und wies

nach, daß beide hinsichtlich der Folgerung dcs

Kampfes zwischen Kapital und Arbeit- aus

halbem Wege stehengeblieben wären. Wer

konsequent aus den Vorgängen im Wirtschafts¬
leben Folgerungen ziehe, der könne nur zu

dem Standpunkt kommen, daß auch in der

Angestelltenbewegung reine Arbeitnehmer

Politik betrieben werden müsse und daß die

Angestelltenbewegung nach dem Muster der

freien Gewerkschaftsbewegung ihren Wcg zu

gehen habe und daß in der Tacifpolitik nur

eine Etappe läge. Die Angestcllten müßten

sich ftei machen von dem Gedanken, daß alle

Ziels und Forderungen durch den kollektiven

Arbcitsvertrag geregelt werden könnten. Da

Grundübel der heutigen Wirtschaft sei, daß sie

kapitalistisch ist und darum hätten auch die An

gestellten barauf zu dringen, daß an Stelle der

kapitalistischen Wirtschaft die höhere Form der

sozialistischen träte. ,

Der verlorene Streik.
So habt Ihr denn Euren Streik ver¬

loren. Ihr tut mir leid.

Doch wer sagt, daß Ihr besiegt seid?
Eure Herren? Aber das Wort Eurer Herren

ist nicht Niederlage.
Oder sagt Ihr, daß Ihr besiegt seid?

Wenn Ihr sagt, daß Ihr besiegt seid, dann

seid Ihr cs.

Eine Niederlage zugeben, heißt gestehen,
daß man sich des Kampfes schämt. Sie leug¬

nen, heißt die Schlacht wieder aufnehmen.

Ich gebe nichts zu. Keinc Ziffer. Ge¬

stände ich etwas zu, so wäre ich dem Glauben

abtrünnig, in dem ich lebe.

Die Zeitschrift des Allgemeinen Verban¬

des dcr Bankbeamten hat über den für die

Angestellten verlorenen Hamburger
Bankbeamten streik folgende Betrach¬

tungen gebracht, die für alle Angestellten-

grrrppen von Wert sind:
Der Ausgang des Hamburger Streiks beweift

zunächst dos eine: daß für den Erfolg nicht die

moralische Güte der Sache, um die gekämpft
wird, entscheidend ist, — sonst wären die Bnnk-

leitungen, gegen die drei Schiedssprüche zeugten,

rettungslos verloren gewesen — sondern, daß

derjenige den Sieg davonträgt^-der von den ihm

zur Verfügung stehenden Machtmitteln den best¬

möglichen Gebrauch mcrchk Entscheidend ift, daß
alle Mittcl, die dem zu erreichenden Ziele för¬

derlich sind, im gegebenen Moment rücksichtslos

eingesetzt werdcn. Dem Leitgedanken: „Wie er¬

ringe ich -den Sieg", müssen alle anderen Be¬

denken untergeordnet werden., Untcrnehmer-

brutalität durch Aesthetik überwinden zu wollen,

ist hoffnungsloses Beginnen. Von zwei Ring-

'tampfern wird derjenige todsicher unterliegen, der,

während des Kampfes statt seine ganze Aufmerk¬

samkeit restlos auf den Kampf selbst zu konzen¬
trieren und seine ganze Kraft bis zur äußersten
Leistung angespannt, zur Niederringung des

Gegners einzusetzen, ins Publikum schaut, ängst¬

lich darauf bedacht, ob seinc Bewegungen form¬

vollendet, seine Stellungen elegant und geschmack¬
voll sind. Einem solchcn Gegncr gegenüber hat
der Partner leichtes Spiel; er Packt ihn, hebt ihn

aus dcr schönsten Stellung aus und schleudert

ihn zu Boden.

Die Position dcr Hamburger Kollcgenschaft
war stark; stärker als die der Bankleitungcn.

Daß sie 'auf den größten Teil der ihr zur Ver¬

fügung stehenden Kräfte verzichtete, es ablehnte,

die in ihier Haud liegenden Trümpfe auszu¬

spielen, wi',r ihr Fehlcr,,,dcr ihre Niederlage be¬

siegelte. Wie war die Situation bei Streik¬

beginn? Die Aktion war technisch glänzend or¬

ganisiert, die Solidarität der Streikenden aus¬

gezeichnet, die Zahl der. Arbeitswilligen verschwin¬
dend gering. Ueber 7S Proz. dcr Streikenden

hatten sich gleich am ersten Tage zum Streik-

postenstchen zur Verfügung gestellt. Deshalb
mußte der Schachzug der Bankleitungen, durch
Truppen des Korps Lettow-Vorbeck das Streik¬

posten stehen unmöglich zu machen, wirkungslos
bleiben.,

Diescr saubere Plan der Direktoren schei¬
terte also an der Solidarität der Streikenden.

Deren Einsicht war ebenfalls groß genug, um sich
durch die von den Banlleitungen veröffentlichten
ganzseitigen Zeitungsinserate,, die den Zweck ver¬

folgten, durch politisches Sprengpulvcr die An¬

gestelltenschaft zu entzweien und Mißtrauen zwi¬

schen die Streikenden und ihre Führer^u säen,

zunächst nicht beirren zu lassen. VielleNit war

auch die Art und Weise, in der dieser Versuch

gemacht würde, etwas zu plump ausgefallen.
Das weitere Vorgehen der Direktionen war, der

Psyche der Angestellten entsprechend, eingestellt.
Das fortgesetzte Hincinzerren politischer Vcomentc

führte nämlich dahin, daß die Streikenden, statt

es bei der einmaligen wahrheitsgemäßen Fest-

stcllung^daß ihr Kampf ein rein wirtschaftlicher

sei, bewenden zu lassen, immer und immcr wieder

den Nachweis führen zu müssen glaubten, in

keinem politischen Kampf zu stehen und an keinen

solchen Kampf zu denken.

Worauf die Arbeitgeber hinauswollten, war

von^vornherein klar:. Sie versuchten mit allen

Mitteln den Eindruck zu erwecken, dnß der Streik

in dcm Moment zu einer politischen Aktion fich

auswachsen werde, wenn die streikenden Bank¬

angestellten von dem ihnen angebotenen Solida¬

ritätsstreik der kaufmännischen und technischen

Angestellten Hamburgs Gebrauch machen würden.

Diefe Solidaritätserklärung lvar der Trumpf im

Spiele dcr Angestellten, um so mehr, als auch

die industrielle Arbeiterschaft keinen Zweifel dar¬

über' gelassen hatte, falls das Unternehmertum
den nackten Machtkampf wolle, sich geschlossen

hinter die Angestcllten zu stellen..

Ein großer Tcil der Streikenden ließ sich in

dieser Frage aufs Glatteis führen und fiel der

unwahrhaftigen Agitation der Arbeitgeber und

den Einflüsterungen der diescn gefügigen Presse

zum Opfer, Statt sich auf die angebotene Soli¬

darität zu ftützcn und gegebenenfalls den Kampf

von dieser verbreiterten Basis aus zu führen,

stieß man — sehr zum Entzücken der. Banklei¬

tungen — die zur Hilfeleistung bereiten Ver¬

bände einfach vor dcn. Kopf, indem man erklärte,

auf diese Hilfc nicht zu reflektieren. Ein unver¬

zeihlicher Fehler.
Statt dessen setzte man alle Hoffnungen auf

die Intervention des Reichsarbeitsministeriums.
Und mit dicscn Hoffnungen mußte schließlich dann

der Streik zusammenbrechen. Dabei besteht icin

Zweifel darüber, daß dss Neichsarbeitsministe¬

rium sich an den Interessen der Streikenden gröb¬

lich versündigt hat: Seine Kommissare haben den

Streikenden Versprechungen gemacht, die nachher

nicht eingehalten worden sind. Durch diese

Schaukelpolitik kamen die Streikenden in ihrem
blinden Vertrauen zur Negierung nicht dazu, sich
der Tatsache bewußt zu wcrden, daß der Arbeit¬

nehmer, wcnn er sich an den Verhandlungstisch
begibt, schon halb verloren hat und daß es für

ihn nur eine Rettung gibt: sich auf seine eigene

Kraft und> die Solidarität seiner Klnsscngenossen

zu verlassen, wenn er dem ftnhlharten Unter¬

nehmerwillen wirksam begegnen will.

An dieser Erkenntnis hat es der Hamburger

Kollegenschaft gefehlt. Sie setzte alles auf die

eine Karte: Intervention des NcichsnrbeitSmini-

steriums. Da waren die Arbeitgeber doch nüch¬

ternere Rechner, Sie kümmerten sich weder um

die ergangcncn, Schiedssprüche, noch um die

Schädigung deS Wirtschaftslebens"; sic bcharrtcn

vielmehr auf ihrcm Hcrrcnstnndpunkt, erklärten

sich mit ihrcn Berliner Direktionskollegcn in jeder

Beziehung solidarisch.
Anders die Angestellten. Stets beklagten sie

die schmerc Schädigung dcs Hamburger Wirt¬

schaftslebens, und um diese nicht noch mehr zu

vergrößern, lehnten sic es ab, von der ihnen

angebotenen Solidarität dcr kaufmännischen und

technischen Angestelltcn Gebrauch zu inachen.

Dns war eiue vslllsüllnene Verkennung der

Situation. Im modernen Wirtschaftskampfe
entscheidet allein die wirtschaftliche Macht. Da

sieht jeder, wo er bleibt, und es ist Aufgabe der

Staatsautoritöt, den Erfordernissen des allge¬
meinen Wohls Geltung zu verschaffen. Wenn i»

dieser Beziehung das Ncichsarbcitsmmisterium
leider vollkommen versagt hat, so war das sür
die Streikenden kein Grund, unter Preisgabe der

eigenen Interessen das zu tun, was Ausgabe der

Regierung war. Das habcn die Hamburger
Bankangest-ellten, als sich die Situation mehr und

mehr zuspitzte, nicht bedacht, sonst hättcn sie der

Brutalität, mit der die Baukleitungen den Kampf
schließlich führten, anders begegnen müssen als eS

geschehen ist. Daran ändert auch die leider zu

konstatierende Tatsache nichts, daß die Hamburger
Bankbeamtenschaft durch die Berufsgenosfen an

anderen Plätzen nicht die nötige Unterstützung
gefunden hat. Nicht Sympathietelegramme sind
in solchen Situationen angemessen, telegraphische
Postanweisungen leisten da wcit bessere Dienste.

Beide Unterlassungssünden sind cin Beweis

dafür, daß das gewerkschaftliche Denken und Füh¬
len innerhalb der Bankbeamtenschaft noch nicht

so in die Tiefe gegangen ist, als es sein müßte,
und daß hier noch viel Aufklärungsarbeit zu

leisten ist. Wäre es anders, dann hätte die Ham¬

burger Kollegenschaft — genau wie die Bank¬

leitungcn es taten — das Wirtschaftsleben Wirt¬

schaftsleben sein lassen; denn schließlich sind doch
die Bankleitungen als die „Kapitäne unserer

Volkswirtschaft", wie sie sich so gerne nennen

hören, für die schädigenden Folgen des Streiks

zum mindesten ebenso verantwortlich wie die An¬

gestellten. Wenn den Banlleitungen jedoch, wic

ihr Verhalten bewiesen hat, die Sorge um ihr

Prestige und die Durchsetzung ihres reinen Macht-

stundpunktes höher stand als die Sorge um das

Wirtschaftsleben Hamburgs, so ist nicht einzu¬

sehen, weshalb die Angestellten sich zu dem — für

sie selbstmörderischen — entgegengesetzten Prin¬

zip bekennen sollen.
Die Angestellten müssen fich endlich frei¬

machen von dem ganzen zu ihrer Irreführung
bestimmten Komplex, ich möchte sagen konventio¬

neller Lügen über ihre Stellung im Wirtschafts-

prozcß und erkennen, daß das die Versklavung
der Angestellten bedeutende Alleinherrschertum der

Betriebsleitungen nur durch die eisenstarke, kon¬

sequent nur auf die Erreichung ihres Zieles be¬

dachte Solidarität der Angestellten gebrochen wer¬

den kann. Jn der Wahl der Mittel, die zum

Ziele führen, müssen die Angestellten von den

Unternehmern lernen, daß jedes zweckdienliche
Mittel anzuwenden ist, das Erfolg verspricht, nnd

daß die beste Parade immcr noch der Hieb ist.
Unter dieser Voraussetzung ist auch ein rein

örtlicher Kampf mit Aussicht auf Erfolg durchzu¬

führen. Ein Moment jedoch, mit dcm wir Bank¬

beamte besonders zu rechnen haben, ift die hoch¬
entwickelte Konzentration im Bankgewerbe. Wenn

letzten Endes ein halbes Dutzend Banlleitungen,

solidarisch verbunden, sich anheischig machen, das

Lebcnsfchicksal von nach Zehntausenden zählenden
Angcstelltcnhecren entscheidend zu bestimmen,
dann ist demgegenüber die lückenlokste Zusam¬

menfassung aller Kräfte dcr Arbeitnehmer im

Bankgcwerbe geboten, mit dem Ziele, in gemein¬
samem Vorgehen die organisierte Arbeit mit

ihrem ganzen Schwergewicht zur Geltung

bringcn zu können, statt durch räumlich und zeit¬

lich' getrennte Einzelnktionen die organisierte

Kraft zu verzetteln, zur Verewigung von Willkür¬

herrschaft und Rechtlosigkeit in unserem- Berufe.

Darüber hinaus aber müssen wir — wieder

nach dem Vorbild dcs Unternehmertums — über

die Umzäunung des engeren Berufs hinaussehen

lernen, um gemeinsam mit anderen Arbeilneh-

mergruppcn d a sür die Interessen der Arbeit

einzutreten, wo die Kraft dcr einzelnen Schicht

versagt. Der geschlossenen Front des Arbcit-

gebcrtums muß letzten Endes die geschlossene
Front aller Kopf- und Handarbeiter entgegen¬

gestellt werden. Benno Marx.
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Internationaler wirtschaftlicher
Wettbewerb.

Zu den schweren, wirtschaftlichen Bedin¬

gungen, die Deutschland durch den Friedens¬
vertrag auferlegt wurden, gehört auch die

Einschränkung der privaten deutschen Unter¬

nehmungstätigkeit im Auslande. Gewiß er¬

wächst daraus nicht uur für die Kapitalisten¬
klasse Schaden, sondern auch sür weite Kreise
der übrigen Bevölkerung, denn vor dem

Krieg boten über die Rcichsgrenzen hinaus-
grcifende Unternehmungen vielen Personen
Erwerb. - Die Erschwerung der Teilnahme
Deutschlands an der Weltlvirtschaft ist aber

nicht ausschließlich die Folge kapitalistischen
Eigennutzes auf der Gegenseite! unser eigenes
Unternehmertum und die Negierungen der

Vorkriegszeit haben manches dazu beigetra¬
gen, daß die Dinge so wurden wie sie sind,
dcnn sie haben reichlich Mißtrauen im Aus¬
lande erweckt, weil fie mit 'wirtschaftlichen
Verträgen und wirtschaftlichen Unternehmun¬
gen politische Nebenzwecke verfolgten, und

weil manche Methoden des Wettbewerbes
überall Widerwillen hervorriefen, denn sie
waren weit davon entfernt, lauter zu sein. So
ist z. B. eiue der schlimmsten Unsitten im
internationalen Handel besonders in Deutsch¬
land tief eingewurzelt gewesen, nämlich der
mit dem Wort „„Dumping" bezeichnete
Brauch, nach dem Ausland derartig billig zu
verkaufen, daß jede Konkurrenz aus öem
Felöe geschlagen wird. Dcr Brauch muß
künftig verhindert werden, ebenso wie die ihm
wcsensverwandte Gewährung von Aus¬

fuhrprämien,^« denselben Zweck durch
Staotshilfe zu erreichen suchen, ber darin be¬

steht, bestimmte Industrien, etwa solche, die

kriegswichtig find, im Ausland nicht aufkom¬
men zu lassen. Die Ausfuhrprämien bedeu»
ten übrigens eine direkte Umgehung inter¬
nationaler Handelsverträge. Äie Kosten des

Dumping wie der Ausfuhrprämien hat das
Volk jenes Staates zu tragen, der folche un¬

lautere Praktiken zuläßt, weil die Verluste
infolge des zu billigen Verkaufs im Ausland
durch hohe Inlandspreise oder Steuern
wieder hereingebracht werden müssen. So¬

fern Ausfuhrprämien die Förderung kricns-
wichtigcr Industrien bezwecken, könnten ue

auch n^ch Gründung des Völkerbundes
noch immer im Interesse geheimer Kriegs-
vorbereituna gewäbrt werden.

Unzulässig sollte es in Zukunft überdies
fein, der fremden Kundschaft mit Hilfe von

Großbanken Kreditfristen zu gewähren, mit
denen niemand konkurrieren kann, oder

fcitens des Staates fo niedrige Frachtsätze
zu bewilligen, daß dadurch der Handel an¬

derer Länder ausgeschlossen wird.

Ferner sollte die Gewährung bon Zu-
scbüsscn an außerhalb ihres Stammlandcs

tätige Unternehmungen ausgeschlossen werden,
da dies ebenfalls eine Form des unlauteren
Wettbewerbes im Bereich einer fremden
Volkswirtschaft ist: ohne ben Staatszuschuß
wären dic meisten „subventionierten" Unter¬

nehmungen im Ausland nicht zu halten und

sie dienen auch in dcr Reael nicht nur wirt¬
schaftlichen, sondern vornehmlich politischen
Zwecken. Solche Auslandsunternehmungen
sind in hohem Grade der Wahrung des
Friedens gefährlich. Nur wenn die dringende
Notwendigkeit von Auslandsunternehmungen
-— etwa für öie Rohstoffversorgung cines
Landes —erwiesen ist, könnte von dem Ver¬
bot der Gewährung von Staatsmitteln «n

solche Unternehmungen Abstand genommen
werden.

Schließlich sollen anstößige Handelsge-
wohnheiten einzelner Unternehmungen ver¬

mieden werden, bie fich gegenüber der aus¬

ländischen Konkurrenz von dem Geiste ciner

kurzsichtigen „Realpolitik" leiten lassen, die

in jeder Berücksichtigung fremden Vorteils

schen Verrat am Eigeninteresse erblickt. Das

„Uebers-Ohr-Hauen" muß endgültig ein

Ende nchmcn.
Andererseits ist cs erforderlich, daß im

internationalen Verkehr kein Staat anderen

Staaten gegenüber zurückgesetzt wird. Die

Erlangung von Rohstoffen muß dadurch er¬

leichtert werden, daß alle Verbündeten

Staaten in allcn Kolonien gleiche Rechte des

Handels und der Niederlassung haben,
wenn sich «uch derzeit die alliierten Mächte
gcgen die Jnternationalisicrung der zur

Selbstverwaltung uicht geeigneten Kolonial-
länder noch kräftig sträuben.. Die kolonialen

Herrschzftsverhältnisse einzelner Staaten zu

beseitigen, ist eine wichtige Aufgabe aller,
die gegen die Ausbeutung von Völkern oder

Klassen eintreten, und wenn wir hiergegen
kämpfen, so sind wir der aufrichtigen Zu¬
neigung und Unterstützung jener fremden
Völker sicher. Nur dürfen wir nicht wollen,
daß an die Stelle einer Herrschaft eine an¬

dere tritt. Der Kampf gegen die kolonialen

Privilegien ist zugleich ein wichtiger Teil bes

Kampfes gegen den Grenzpfahlwahnsinn
überhaupt. Nur in dem Maße, wie die

Landesgrcnzen an Bedeutung verlieren,
wird der wirtschaftliche Wettbewerb von allen

Nebenabsichten befreit werden können und in

demselben Maße wird der weltbürgerliche
Geist unter den Völkern gefestigt werdcn, der
allein einen Kauernden Frieden verbürgt.
Erstes Erfordernis hicrzu ist, haß die Völker

sich kennen und verstehen lernen, daß fie zur

Einsicht der weitgehenden Uebereinstimmung
ihrer Interessen kommen und sich der natio¬
nalen Ausbeuter entledigen, die die Völker

zum Haß gegeneinander aufstacheln, um so
ihren Eigennutz im weitesten Umfange be¬

friedigen zu können. Ü?.

Wie der MrSdeuMs Lloyd lang¬
jährige irs«e OiezHs belohnt.
Eine eigenartige Belohnung für langjäh¬

rige treue Dienste hat der Norddeutsche Lloyd
einer Anzahl seiner unteren und mittleren
Beamten zugedacht. Vor wenigen Wochen wur¬

den eine Reihe von Angestellten zum 1. Ja¬
nuar 1320 gekündigt, .darunter befinden sich
diesmal auch viele ältere Leute, welche bereits

20, 23 und sogar 30 Jahre beim Lloyd be-

fchäftigt waren und für, diese Zeit Beiträge
zu der Pensionskasse der Gesellschaft entrichtet
haben. Nur diejenigen, die das 33. Lebens¬

jahr vollendet haben, sollen pensioniert werden,
während die übrigen am 1. Januar einfach
auf die Straße gefetzt werden, ganz gleich, wie

lange sie beim Lloyd waren. Die ganzen lan¬

gen Jahre haben sie zu den Pensionskassen
gezahlt, die beste Zeit ihres Lebens und ihre
besten Kräfte haben sie dem Unternehmen ge¬

opfert, und jetzt, wo sie bejahrt und verbraucht
sind, werden sie abgesägt. „Der Mohr hat seine
Schuldigkeit getan, der Mohr kann gehen." ...

Was sollen sie-jetzt anfangen? Anstellung wer¬

den bei dem hohen Alter doch nur die wenig¬
sten von ihnen finden. Sie können sich also
zunächst arbeitslos melden und fallen der Er»

werbslosensürsorge zur Last.
Aber der Lloyd ist großmütig: er hat noch

ein warmes Herz für seine Untergebenen. Er

hat daher auch gnädigst gestattet, bis zu ihrcm
33. Lebensjahre die Beiträge zur Pensionskasse
gemäß Z 38 des Statut? der Scemannskassc
(8 Proz. des noch festzusetzenden beitragspflich¬
tigen Einkommens) weiterzuzahlen und sich
dann pensionieren zu lassen. Wo sie diese
8 Proz. aber hernehmen, davon wird nichts

gesagt. Sie hätten fich schließlich ja von ihrcm
„fürstlichen" Einkommen rechtzeitig etwas zu»

riicklcgen könncn. Denn dafür, daß der Lloyd
seinen mittleren und unteren Beamten stets
„gute" Gehälter bezahlte, ist dcr Lloyd ja in
Bremen seit scher bekannt! Oder ist dem etwa

nicht so? Wenn die Direktoren und Prokuri¬
sten bei ihrem hohen Gehalt jetzt mit einer

Pension von 6000 Mk. nicht „auskommen"
könncn, dann bleiben sie so lange da, wie cs

ihnen gefällt und bis sie sich finanziell soweit
„erholt" haben.

Jn dem Schreiben, mit welchem den be¬

treffenden Beamten ihre Kündigung mitge¬
teilt wird, entschuldigt sich der Lloyd mit dem

schlechten Geschäftsgang und mit dem völligen
Zusammenbruch der deutschen Reederei. Ganz
rccht! Abcr wenn er hierdurch wirklich finan¬
ziell so schlecht gestellt ist, daß er nicht mehr in
der Lage ist, seincn langjährigen Beamten Ge»

halt oder Pension zu zahlen, weshalb inacht er

dann nicht erst einmal den Anfang mit einer

Reihe von Direktoren, die doch jetzt vollständig
überflüssig sind? Das betreffende Schreiben
ist unterzeichnet von den Direktoren Dr.
Greve und Stimming. Der letztere ist erst
vor etwa drei Jahren (wenn wir nicht irren

1916) von dem Kaiserlichen Auswärtigen Amt

in Berlin „importiert", zu einer Zeit, wo die

Direktion sich noch im Glänze der Wilhelmini»
schen Gnadensonne so Wohl fühlte und manch»
mal «ein übriges tun mußte". (Siehe Frei¬
herr v. Plettenberg u. a.) Wir fragen uns

nur: Existiert beim Lloyd denn kein Angestellt
tenmisschuß und wo bleibt der denn? Oder

vertritt dieser die Interessen der Unternehmer
und nicht der Angestellten? Dann sollte man

schleunigst daran gehen, eincn neuen zu

wählen.
Das Vorgehen der Lloydbirektion kenn¬

zeichnet mal wieder so recht deutlich das Unter¬

nehmertum in seiner ganzen nackten Brutali»

tät. Wir sind uns ja von jeher darüber klar

gewesen,, daß derartige Pensionskassen der

Unternehmer nichts mit, deren wohlwollender
Sorge mn das spätere Wohlergehen ihrer An¬

gestellten und Arbeiter zu tun haben, sondern
lediglich nur den einen Zweck verfolgen, den

letzteren die Hände zu binden. Jeder, der von

dem Kapitalismus nicht angekränkelt ist, wird

einsehen, daß es die höchste Zeit ist, mit solchen
ungesunden Unternehmungen endlich energisch

aufzuräumen und sie dem Nutzen und der Kon¬

trolle der Allgemeinheit zuzuführen.
Den aber noch beim Lloyd verbleibenden

Beamten sollte dieser Vorfall zur Lehre dienen

und ihnen zeigen, wo ihr Interesse liegt und

daß sie sich vor derartigen Gewalttätigkeiten
nur schützen können durch Zusammenschluß in

einer Organisation, die ihre Interessen unbe»

einflußt von den Prinzipalen und Direktoren

mahrnimmt.

Stenographie und Tarifverträge.
Wie die Verfasser eines Tarifvertrages die,

Arbeit eines Stenographen als mechanische hin¬

stellen können, ist mir als langjährigem Prak¬

tiker unverständlich. Wer von meinen Kollegen

sich, wie ich, von früh bis abends geschäftlich mit

der Stenographie beschäftigen muß, dcr wird mir

recht geben, wenn ich sage, daß besondere geistige

Inanspruchnahme, Geschick und Ausdauer dazu

gehören, um solch einen Posten zur vollen Zu¬

friedenheit seiner Vorgesetzten auszufüllen. Es

genügt nicht allein, daß inan die gesprochenen
Worte des Diktierenden zu Papier bringt, sie hand¬

schriftlich wiedergibt oder auf der Schreibmaschine

überträgt, nein, man muß auch als wirklicher

Stenograph mit dem jeweiligen Stoffe sclbst ver»,

traut, also sachkundig und vielseitig scin, wozu

wiederum eine längere Lernzeit gehört. In
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vielen Geschäften wird heutzutage ein großer
Teil der schriftlichen Arbeiten durch die Steno¬

graphie erledigt, und man gelangt in maßgeben¬

den Kreisen immer mehr zn der Ansicht, daß der

Handelsstand ohne diese nicht mehr auskommt.

Denn unendlich wichtig ist die Kurzschrift für

jeden Geschäftsherrn. Dieser wird, wenn ihm

gutgcschultcs, stcnograph iekundiges Personal zur

Verfügung steht, vor allem die befonders zeit¬

raubende Korrespondenz zu kürzen suchen. Er

hat bei cinem tüchtigen Stenographen die Gewiß¬

heit, daß die Uebertragung des von ihm Gesagten

seinen Wünschen entspricht, daß also das im

Briefe steht, waS cr wörtlich ausgesprochen hat,

was bei eincm anderen Korrespondenten nicht zu

erwarten ist. Hier ist sonach Hand und Kopf

stets in Anspannung, und das nennen gewisse
Leute mechanische Arbeit? Solch ein Urteil kann

doch wahrhaftig nur ein Mensch fällen, der den

Posten eines Stenographen nicht inne hat.

Dem Nrtikelschrciber von Nummer 19 gebe

ich in allen Teilen vollkommen recht. Eincm

Stenographen mutz, schon insolge feiner Sonder¬

ausbildung, ein höheres Gchalt zugesprochen

werden, da die Vorbildung zu seinem Berufe

besondere finanzielle Ansprüche an ihn stellte,

ohne dabei von der Zcit zu sprechen, die er auszer-

gcschäftlich dafür opfert, während ein Steno¬

graphie-Unkundiger diese Zeit für Vergnügungen
oder sonstige Zwecke ftei hat.

Vielleicht gelingt es unserem Verbände bci

Ncuausarbeitung von Tarifverträgen für unsere

Gruppe, als Gegenwert für Sondcrausbildung

midSonderleistung, einen entsprechenden Gehalts-

zuschwg durchzusetzen.

lieber öie SsnnisHsruhe
Dcm in Berlin erscheinenden „Konfektio¬

när" (Nr. 67 vom 21. August 1919) wiro von

einem württembergischen Geschäftsinhaber
über die reichsgcsetzlich verordnete Sonntags¬
ruhe im Handelsgewerbe geschrieben:

Es ist ja auch aus Detailhnudelskreisen schon
manches für und gegen diefe Gesetzesordnung ge¬

sprochen und geschrieben worden,' und es wurde

da bon einer Seite der Vorschlag gemacht, dem

Personal an Stelle der Sonntagsarbcit einen

freien Nachmittag in der Woche zn gewähren.
Demgegenüber wird das Personal erwidern, daß
eS mit dem freien Nachmittag nichts anzufangen
weiß, während die Sonntagsruhe durch die weni¬

gen Stunden Arbcit verdorben ist. Ich bitt sicher,
daß der Geschäftsinhaber gar bald verdrießlicher
auf den Wochentagsnrlaub zu sprechen sein
würde,, als auf die Sonntagsruhe.

Es scheint meist übersehen zu werden, daß
die reichsgesetzliche Verordnung übcr die Sonn¬

tagsruhe ausschließlich auf sozialer Grundlage be¬

ruht, und es werden meist die Gründe verkannt,

die die heutige Negierung zu dicscr Maßnahme

geführt haben. Die oberschwäbischen Vcrcine

scheinen auch nicht begreifen zu könncn, daß es

sich hierbei nicht um eine halbe, sondern uin eine

ganze Maßnahme handeln kann, die fich unbe¬

dingt auf jeden Ort und jcdcS Geschäft des Deut¬

schen Reiches erstrecken muß, wcnn sie gerecht
wirken soll, denn nnr durch ganze Arbcit wird

wcdcr der eine bevorzugt noch der andere ge¬

schädigt.
Gar nicht stichhaltig sind die Gründe, die der

Gnuverband hinsichtlich dcr ländlichen Bevölke¬

rung nnsiihrt. Wer niit Lnndkundschnft zu tun

hat, weiß ganz genau, daß diese Kundschaft sich
von alters her immer rechtzeitig auf die Ernte¬

zeit Vorsicht, daß sie zur jeweiligen Erntezeit

überhaupt nicht in die Stadt geht, außer bei un¬

günstiger Witterung, aber da fragt sie nicht, ob

Sonntag oder Werktag. Jst die Witterung aber

günstig, dann bleibt der Landwirt, sei es der

Herr oder Knecht, Frau oder Magd, bei der Ar¬

beit, selbst am Sonntag, sofern er dicsen Tag

nicht zur Ruhe braucht. Tatsache ist doch, daß
der Geschäftsverkehr mit der ländlichen Bevölke¬

rung immer in dcn Zwischenzeiten, z, B. zwischen
Heuet und Ernte, wieder einsetzt, wozu die Leute

sogar mit Vorliebe den Wochentag wählen.

Jn den Gemeinden unter 10 000 Einwohnern
werden allerdings viele Betriebe sein, die kein

Personal beschäftigen. Sind aber die Gründe,

die den Angestellten eine geregelte und abge¬

messene Betätigung verschaffen wollen, für den

Arbeitgebcr und seine Familie weniger einleuch¬

tend? Wochentags hat er meist mehr, d. h. län¬

ger zu arbeiten als sein Personal, weshalb soll
er sich nicht die Sonntagsruhe gönnen? Sechs

Tage sollst du arbeiten und am siebenten sollst

du ruhen, ist ein alter Spruch aus der Bibel;

also wer so gerne am Althergebrachten hängt,

greife lieber.gleich zurück zum ganz alten.

Ein Einwand gegen ,die Sonntagsruhe hat

volle Berechtigung: Hausierhandel und Detail¬

reisende werdcn unbedingt Nutzen aus der Ver¬

ordnung ziehen, vrd dem sollte und müßte von

Gesetzes wegen entgegengetreten werden. Der

Hausierhandel mit seinen bekannten Auswüchsen

wäre zu verbieten oder entsprechend zu ver¬

steuern. Die in Aussicht stehende erhöhte Umsatz¬

steuer dürfte allein schon Anlaß sein, dcm Hau¬

sierhandel auf den Leib zu rückcn, dcnn wer will

bei solchen Geschäftsbetrieben die Umsätze nur

annähernd überblicken? Durch schärfere An¬

ziehung dcS §44 Abs. 3 der Gewerbeordnung

und allfällige Besteuerung könnte der Detail-

reisebctrieb eingedämmt werden. Dnrch solche

Maßnahmen würden die Klagen gegen die völlige

Sonntagsruhe von selbst verstummen.
I. H. T.

Regierungsbezirk Frankfurt a. O.

Jn der „HandlungSgchilfen-Zeitung" bom

23. Juli mnr berichtet worden, daß dcr Regie¬

rungspräsident in Frankfurt a. O., Hcrr L. Bar¬

tels, für Ortschaften mit wcniger als 10 000 Ein¬

wohnern die reichsgesetzlich verordnete Sonntags¬

ruhe in öcn Läden durch Verordnung vom 21. Juni

beseitigt habe.
Der genannte Negierungsvräsident teilt jetzt

mit, daß er seine Verordnung wieder zurück¬

genommen habe.

Aus öer Ksnfetiionsbrsnche.
Die Angestelltcn einer

.

dcr bekanntesten

Berliner Damen- und Mädchenkonfektions-

firmcn. Fischbein u. Mendel. Linden¬

straße 44, wandten sich, von äußerster Not ge¬

trieben, an dcn Zentralverband der HandlungS¬

gehilsen, nachdem sie bald 9 Monate von dcm

„Fachvcrband" an der Nase herumgeführt jwor-

oen sind. Diescr Fachvcrband hatte es fertig

gebracht, einen Tarif abzuschließen, der den An¬

gestellten effektiv nicht das Eristcnzminimum

gewährleistet. Etwa die Hälfte des kaufmänni¬

schen Personals bezicht noch immer kein Mo¬

natsgehalt von -250 Mk., etwa 40 Personen davon

noch nicht einmal 150 Mk. Die besser salarierten

Angestelltcn bewegen sich in einer Gehnltsgrenze
von 2«0 bis 3S0 Mk., darunter eine große An¬

zahl Verheiratete, die auf eine 10- bis ISjäh-

rige Tätigkeit in demselben Hause zurückblicken.

Man hat sich nicht entblödet, aus diese Schuno-

löhne Teuerungszulagen von 30 bis 40 Mk. zu

gewähren. Dies alles Jahre des Krieges hin¬

durch, in dencn die Firma Millioncn zu Mil¬

lionen gehäuft hat! DicS alle? in einer Firma,

die in Arbeitnchmerkreiscn dcr Branchen als

ein: der feinsten giltl
Nun aber wird nicht etwa dem einstimmigen

Wunsch- der Angestellten, mit dem Zcntralvcr¬

band der Angestelltcn ein Provisorium bis zur

endgültigen Tätigung eincs Tarifvertrages ab¬

zuschließen, entsprochen, denn daS könnte „dem

armen Unternehmer" zu teuer werden, nein,

nun versteckt die Firma sich hiincr jenen Tarif,
der Anfang des Jahres, als die Situation noch

gar nicht zu übersehen war, mit diesen Schund¬

löhnen für die A>auer dcs ganzen Jahres ab¬

geschlossen war. Der 'Vorsitzende des Fnchver-
bandeS hat gut Erklären: Ja, es ist ein Fchlcr

gewesen, aber er hat nicht die Hand gerührt,

etwas zur Korrektur dieses unerhörten Fehlers

zu tun. Er fordert vielmchr die Angestellten

auf, sich mit den gegebenen Tatsachen nbzu-

finoen, also mit anderen Worten, die Löhne
weiter abzuhungern. Hinzu kommt, daß zu

diesem Tarif die Angestellten der Firma Fisch¬
bein u. Mendel weder dem Fachvcrband das

Mandat erteilt noch vor dem Abschluß etwas von

seinen Sätzen und seiner Dauer erfahren haben.
Die Oberbonzcn in den Geschäften verleiten zur

Bildung sogenannter Branchcnvereine, setzen sich

ungenügend unterrichtet und machtlos dcn Un¬

ternehmern gegenüber, um sich bon ihnen übers

Ohr hauen zu lasscn, und die Angestellten sind
dann die Leidtragenden.

Die Firma Fischbein n. Mendel lehnte kon¬

sequent die Verhandlung mit dein Zentralver»
band nnter Hinweis auf die angebliche Bindung

durch öcn Fachvcrbandstarif ab.^ES blieb uichts

anderes übrig, als daS Personal aus der Firma

herauszunehmen, um schriftlich das Zugeständ¬
nis zu bekommen, daß nunmehr in die Verhand¬

lung über das Provisorium mit dem Arbeit»

geberbcrband eingetreten Ivcrdcn solle.
Wie Zwischenzeit benutzt jetzt die Firma zu

dem Versuch, die Einigkeit der Angestellten zu

zersplittern, indem sie freiwillige Zulagen von

30—40 Mk. für Ultimo in Aussicht stellt, ob¬

wohl sie uns zugesichcrt hat, daß es sich nur um

wenige Tage bis zum Eintritt in unsere Ver¬

handlung handeln kann. Ein Manöver, dcsscn

Beurteilung wir jedem Unbefangenen mit aller

Ruhe überlassen können, zumal cs auf die Ange¬

stellten sclbst gerade die entgegengesetzte Wir¬

kung, als beabsichtigt war, erzielt hat. Die An¬

gestellten bei der Firnia Fischbein u. Mensel

sind von ihrem Fachvcrbandstraum gründlich

geheilt! Solltcn dicse Vorgänge nicht aber auch

den übrigcn Kollegen in der Konfektion Anlaß

zum Denken und zum Handeln gehen?

. Auch ein AnstMmgSVsrirsg.
Es ist uns der nachstehende Anstellungs»

Vertrag zugeschickt worden:

Die Firma Georg Bnrtling u. Söhne, Kiel,
nimmt Fräulein .... als Kontoristin oder für
eine sonstige dcm Angestellten von der Geschäfts»

leitung angewiesene Tätigkeit untcr folgenden
Bedingungen in ihr Geschäft:

1. Die Kündigungsfrist ist beiderseits eine

monatliche, Antritt 1. September 1910.

2. Das für einen Munnt zahlbare Gehalt
ist auf 200 Mk. festgesetzt, cine Erhöhung des¬

selben, welche etwa später vereinbart wird, hat
keinen Einfluß auf die übrigen Bedingungen
dieses Vertrages und bleibt diescr auf alle Falle
davon unberührt. Prämien, Freisonnlage, und

Soinmerfcrien, die den Angestellten von der

Firma Georg Bnrtling u. Söhne etwa gcwährt
werden sollten, sind freie, einseitig widcrrufbare
Leistungen der Firma.

3. Die endgültige Gchaltsabrcchnung findet
am letzten Werktage jeden Monats stntt, wobei

für die Geschäftszeit, in welcher dcr Angestellte
selbstverschuldet oder unverschuldet im Geschäft
fchltc, das Gehalt nicht zur Auszahlung
gelangt.

4. Wenn Fräulein .... die Stellung zum

vereinbarten Zeitpunkt nicht antritt, odcr diefclbe

ohne Einhaltung eincr Kündigungsfrist Vertrags»



236 Der freie Angestellte Nr. 20 — 1919

widrig verläßt, so verpflichtet sich Fräulein . . . .,

an die Firma Georg Bartling u. Söhne eine

Entschädigung von Ibv Mk., in Buchstaben
Einhundertfünfzig Mark, zu zahlen, ohne das;
letztere Schadcnnachiveis zu führen braucht.

S. Fräulein .... verpflichtet sich, auch nach
Aufhebung des Dienstverhältnisses Geschäfts- und

Betriebsgeheimnisse, insbesondere Listen der Be»

zugsquellen, Bilanzen, Preislisten, Herstellungs¬
kosten und Einkaufspreise, Etats- und Umsatz¬
ziffern der Abteilungen, organisatorische Einrich¬
tungen usw., wie sie bei der Firina Georg Bart-

sing u. Söhne bestehen, an dritte nicht mitzu¬
teilen.

L. Mit der bestehenden Geschäftsordnung er¬

klärt sich Fräulein .... einverstanden.

Kiel, den S. September 1919.

Man sollte einen solchen Vertrag jetzt
nicht mehr fiir möglich halten — wenn wir

nicht schon wüßten, wie wenig die bisherigen
politischen Umwälzungen an den wirt¬

schaftlichen Verhältnissen geändert haben.
Sorgt für die Ausbreitung und Stärkung des

Zentralverbandes der Angestellten!

Angestellte bei Behörden.
Eine vorbeigelungene Gründung.

Die Angeftelltenausschüsse bei den städti¬
schen Behörden waren für den W. und 31. August
zu einem Kongreß der Interessen¬
gemeinschaft der städtischen Hilfs-
an gest eilten Deutschlands nach Han¬
nover eingekiden. Tagesordnung: Bera¬

tung der Statuten und - Wahl dcs Zentral¬
vorstandes, Bcratung der Geschäftsordnung,
Festsetzung des nächsten Kongresses usw. Den

Teilnehmern des Kongresses wurde ein

Satzungsenlwurf vorgelegt, der cinen einheit¬
lichen Zusammenschluß der männlichen und

weiblichen Hilfsangestellten vorsah. Der Mo¬

natsbeitrag sollte 1,S0 Mk. betragen. Jn gleicher
Höhe wurde Eintrittsgeld gefordert. Für die

Bezirke sollten Bczirksleiter angestellt und be¬

soldet wcrden. Die leitenden Mitglieder, des

Zeniratvorstandes sollten eine Besoldung ent¬

sprechend ihrer Tätigkeit erhalten. Ferner war

vorgesehen die Herausgabe ciner Zeitschrift „Der

Hilfsangestellte". Mit einem Rundschreiben
vom 1. August war die Aktion eingeleitet wor¬

den. Der überraschten Kollegenschaft wurde

durch dieses Rundschreiben mitgeteilt, daß vom

Vorstand der Vereinigung der tzilfsangestellten
des Magistrats der Stadt Magdeburg und dem

Vorstand der Hilfsangestellten der Swdt Han¬
nover der Verband der Magistratshilfsange¬
stellten Deutschlands mit dem Sitz in Magde¬
burg gegründet worden ist. Der Zentralvor¬
stand wurde vertreten durch die Kollegen
Karl Jordan-Magdeburg und O. Falley»
Hannover. Die Gründer mochten eingesehen
haben, daß man durch die Versendung
eines Rundschreibens nicht einen Verband grün¬
den kann, der sich über das ganze Reich erstreckt,
und glaubten nun, die Gründung durch den

Kongrcß vom 30. und 31. August in Hannover
sanktionieren zu lassen. Bei dem Kongreh war

nach Feststellung der Mandatsprüfungskom¬
mission, die auf Wunsch der auswärtigen Dele¬

gierten in Tätigkeit trat, die Anwesenheit von

36 Delegierten festgestellt, die 44 38« Kollegen
vertraten. Die Unfähigkeit des Kongrehleiters
rief bald den Unmut der Delegierten hervor,
nnd schon kurz nach Beginn des Kongresses
wurde den „Gründern" die Versammlungs¬
leitung aus der-Hand genommen. Der Unmut

der Delegierten richtete sich in schärfster Form
gegen die Zersplitterungsbestrebungen. Unter

Stimmenthaltung der Magdeburger Delegierten
wurde folgende Entschließung angenommen:

„Die heute in Hannover im Hodlersaale
des neuen Rathauses in Hannover versammel¬
ten Delegierten bei den Magistraten und Kreis¬

verwaltungen erklären, daß die Gründung eines

neuen Verbandes oder einet Interessengemein¬
schaft nur eine Zersplitterung der Angestellten-
betvegung bedeutet und daß ein derartiges
Treiben der Kollegenschaft ungeheuer schadet.
Die geplante Gründung lehnt, die Versamm¬
lung ab. Die Versammelten versichern, daß sie
Mit allen Kräften dafür eintreten werden, daß

alle Angestellten bei Reichs-, Staats- und Kom¬

munalbehörden und sonstigen Korporativtien sich
dem parteipolitisch 'neutralen Zentralverbanö
der Angestellten anschließen und die Wahrung
ihrer Interessen' innerhalb der Organisation
durch Reichsausschüsse fordern."

Durch Annahme dieser Entschließung waren

sämtliche Tagesordnungspunkte erledigt und im

Einverständnis der anwesenden Delegierten
würde von dem neugewählten Bureau eine neue

Tagesordnung festgesetzt. Die Delegierten for¬
derten von den Gründern im Interesse der Kol¬

legenschaft Aufklärung über das Zustandekommen
der Gründung. Ein Antrag der Vertreter der

Kasseler Kollegen: „DaS gesamte Material ein¬

schließlich Briefwechsel, Protokollen usw. ist so¬

fort einer zu bildenden Prüfungskommission
vorzulegen, damit eine völlig objektive Infor¬
mation über die GründungSvorgänge stattfinden,

kann," wurde einstimmig angenommen. Der'

Kommission gehören an: der Verhandlungs¬
leiter Kollege Gutmann-Leipzig, Kollegin
Müller-Hannover und Kollege Kuhlrgk-
Berlin. -

,

Die Hannoverschen Delegierten erklärten,

daß fie von den Verhandlungsvorgängen und

dem vorliegenden Satzungsentwurf erst auf dem

Krmgrcß erfahren hättcn und protestierten ener¬

gisch gegen den mit ihrem Namen getriebenen
Mißbrauch. Der zweite Tag des Kongresses
brachte ein Referat über Fachgruppen des Kol¬

legen Kuhligk-Berlin. Die daran an¬

schließende Aussprache bewies, daß die Erörte¬

rung der gewerkschaftlichen Frage im Kreise der

Kollegenschaft außerordentlich notwendig ist und

auch von dcn Gründern wurde anerkannt, daß
nach Uebernahme der Leitung durch uns die

Verhandlungen auf ein viel höheres Niveau ge¬

führt worden waren. Es wurde der Antrag an¬

genommen, daß der Kollege K u hl ig k-Berlin

Richtlinien für alle Städte ausarbeiten solle.
Ein weiterer Antrag fario Annahme: daß sofort

Schritte zu unternehmen seien, um die erfolg¬
ten Massenkündigungen rückgängig zu machen

(Antrag Jordan). Mit Annahme dcr nachstehen¬
den vom Kollegen Kuhligk eingebrachten Ent¬

schließung wurde der Kongreß geschlossen:
„Der am 31. August 1919 im neuen Rat¬

hause, Hodlersaal, zu Hannover tagende Kon¬

greß der städtischen Angestellten nimmt von dem

Erlaß des Staatssekretärs Lewald betreffend
die Entlassung von Hilfskräften zugunsten
der Einstellung von Militärmrwärtern und

Kapitulanten fowie Kriegsteilnehmern Kenntnis.

Sie steht in der vollen Durchführung dieser
Verfügung ihr sauer erarbeitetes Recht auf Ar¬

beit und Weiterbeschäftigung ernstlich bedroht.
Sie lehnt cs ab, ihre Existenz untergraben zu

sehen zugunsten der einseitigen Interessenten
einer bestimmten Militärkaste. Sie stimmt der

Durchführung der Verordnung insofern zu, als es

sich um die Einstellung von Kriegsteilnehmern
handelt. Sie fordert, daß von der Notwendigkeit,
verschiedene Wirtschaftszweige in den städtischen

Dienst zu übernehmen, auch dahingehend
selbstverständlich Gebrauch gemacht werden

müsse, daß die in diesen Stellen erprobten und

eingearbeiteten sowie eigens mit dem Gebiete

vertrauten Hilfskräfte in den städtischen Dienst
übernommen werden, damit ein gefestigtes Ver¬

hältnis des Wirtschaftszweiges wie auch der in

denselben beschäftigten Angestellten erinöglicht
wird."

Der Verlauf dieses Gründungskongresses
muß unseren Berufskollegen die Augen öffnen,
wohin die Zersplitterungsversuche führen. Es

ift wieder einmal bewiesen, daß völlig ungeeig¬
nete Personen versuchen wollten, eine neue Or¬

ganisation zu schaffen. Schon der Versuch
mußte mit Rücksicht auf die organisatorische Un¬

fähigkeit der Kollegen scheitern. Die Gründer

sahen schließlich selbst ein, daß sie sich auf fal¬
schem Wege befanden und daß die Kollegenschaft
im Reiche nicht daran denn, derartigen Ver¬

suchen ihre Zustimmung zu geben. Die Kollegen¬
schaft im Reich muß die Augen offenhalten und

sich gegen solche Sonderbestrebungen schützen.
Auch der Breslauer Bund wird eines Tages so
enden wie die Interessengemeinschaft der städti¬
schen Hilfsangestellten Deutschlands notwen¬

digerweise enden mußte. Leider wird durch
solche Vorkommnisse unnütze Zeit, Geld und

Krafl zum Schaden der 5wllegenschaft vergeudet.
Jetzt gilt es aber alle Kraft anzuspannen, um

den restlosen Zusammenschluß der deutschen
Kullegenschaft in unserer Organisation zu er»

reichen. Lehnt jede Beteiligung an solchen
Sonderbestrebungen im eigenen Interesse von

vornherein ab. Qu.

Keine Entlassung der Privatangestellten bei

. Steuerbehörden.
Bei einer Anzahl von Steuerbchörden ist

den Angestellten für den 30. September deshalb
gekündigt worden, weil, mit dem 1. Oktober die

Steuerverwaltmng auf das Reich übergeht. Durch
Verhandlungen mit der Neichsregievung, die wir

herbeigeführt haben, wurde in den Verein»

barungcn zu dem Formular betr. Uebernahme
der Landesfinanzbehörden in den Reichsdienft
unter Punkt 4 das Folgende aufgenommen:

„Eine Entlassung oder Aenderung des Dienst»
Verhältnisses der nicht planmäßig angestellten
Personen lediglich aus Anlaß der Einführung
der Neichsfinanzverwaltung wird nicht stattfinden.
Das Reich tritt als Rechtsnachfolger in daS

zwischen nicht planmäßig angestellten Personen
und dcm betreffenden Lande bisher bestehende
Nechtsverhältnis an Stelle des Landes ein."

Hiernach ist es möglich geworden, den am

30. September geküirdigten Kollegen ihre Stelle

zu erhalten. Ein Erfolg, der nnseren eingehen¬
den Vorstellungen bei der Reichsregierung zu
verdanken ist.

»

Kongreß der Angcstelltcn bei den Versorgung?»
behörden.

AKn 20. unb 21. September d. Is. tagte im

Herrenhaus in Berlin ein. Kongreß aller bei
dcn Versorgungsämtern und -abteilungen be»

schcrftigten Angestellten. Bei diesen Angestellten
waren Strömungen entstanden, eine Solider»

organisation im Anschluß an den Reichsbund der

Kriegsbeschädigten M gründen. Diese von allen

gewerLschaMchen Grundsätzen abweichende Re¬

gelung wurde aber mit rrberwiegender Mehrheit
abgelehnt. Für einen Sonderbund stimmten nnr

4 Delegierte, während 17 dagegen stimmten,
Darauf wurde einstimmig erneut die Zu¬
ständigkeit des Zentralverbandes der Angestellten
bestätigt. Damit wird zu gleicher Zeit den Be¬

mühungen anderer Verbände, die Zersplitterung
schaffen möchten, eirtgegengetreten.

Der Kongreß wählte die Kollegen Mahdorf
(Berlin), Urban (Berlin), Müller (Breslau).
Schmidt (Altona), Jüttner (Cobleng), MichalZ
(Leipzig), Schlehlein (Nürnberg) und Elos (Frank¬
furt) zu Mitgliedern^ des Reichsfachaus¬
schusses im Zentrawerbcmd der Angestellten,.

Der Kongreß wandte sich in ein« EnitschKe«
ßung gegen die Bestrebungen, zugunsten von Of¬
fizieren, Beamten nsw. eingearbeitete Zivilan¬
gestellte aus ihren Stellen zu verdrängen. Es

mutz gefordert werden, dah ein geregelter Fort¬
gang der Arbeiten bei den VersorgungSbshövden
und die möglichst schnelle Erledigung der Ver»

sorgutigsanträge der KriegMcschädrgten und

Hinterbliebenen gewährleistet wird. Eine Ent¬

lassung eingearbeiteter Kräfte zugunsten anderer

meistens berufsfremder Personenkreise ist als

schädlich und unsoziale Härte gu bekämpfen
Der ReichSfachausschuß wird dies«

Forderung beim Reichsarbeitsnrinisterirum, in

dessen Beveich das gesamte Versorgungswesen am
1. Oktober d. Is. übergeht, geltend machen. I.

Angestelltenverstcherungspflicht «nd

Wahlberechtigung der Hilfskräfte. Nach
der Verordnung vom 30. September 1916 waren

Kriegshilfskräfte in der Angestelltenversicherung
bisher versicherungsfrei. Nach , Abschluß deS

Friedens sind sie nach Meinung des>, Reichs»
arbeitsministeriunrS, sosern sie ihre Beschäftigung

weiterhin ausüben, nunmehr versicherungs»
pflichtig und damit zweifellos auch wahlberech»
tigt zu den Angestelltenansschüssen nach der'Ver»

ordnung vom 23. Dezember 1913 (Mitteilung deS

ReichsarbeitsministeriuntS vom 26. Juni ,191g
— l. LOS —).
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Angestellte in der Sozial¬
versicherung.

Einmalige Beschaffungsbeihilfe für Kranken-

kassenangcstellte.
Der Reichsrmsschufz der Kvankenkassenange-

ftellten nahm, wie wir bereits berichteten, Kennt¬

nis davon, daß den Reichs- und Staatsbeamten

eine weitere einmalige Beschaffunizsbeihilfe von

1000 Mk. für Verheiratete, 60« V«. für Ledige
und 290 Mk. für jedes Kind gewährt wird. Mit

Rückficht darauf, dasz den Angestellten der Kran¬

kentassen von ihren Vorständen während der

Kriegszeit einmalige und laufende Teuerungs¬
zulagen znm größten Teile nur in sehr be¬

schränktem Maße gezahlt worden sind und daß
deshalb die'Krankenkassenangestellten unter den

heutigen Tenerungsverhältnissen befonders
fchwer zu leiden haben, ferner mit Rücksicht dar¬

auf, daß der Tarif mit dem Hnuptverband dent¬

scher Ortskrankenkassen erst am 1. Januar 1920

m Kraft treten kann, hat der Neichsausschuß be¬

schlossen, die gleiche Beschaffungsbeihilfe abzüglich
dessen, was für den gleichen Zweck von den

Kranken>tassen für 1919 bereits gewährt worden

ist, auch für die Krankenkassenangestellten zu

fordern. Die Forderungen selbst sollen durch die

Orts- nnd Bezirksleitungen^ bei den Kassen ein¬

gereicht und vertreten werden, B.

»

Krankenkaffenangestellte iu Grosz-Berlin.
Die erste Bewegung in diesem Jahre znr

Erreichung ciner Teuerungszulage resp. Ent-

schuldnngssumme hatte unter den ungünstig¬
sten Verhältnissen durchgeführt werden müssen
und muß als noch nicht ganz abgeschlossen be¬

trachtet werdend Es ist von Bedeutung, die

Kollegenschaft auf All öie Schwierigkeiten hin¬

zuweisen, unter denen eine Lohnbewegung für

unsere Kategorie durchgeführt werden muß.
Ein Teil der Kollegen glaubte, nachdem die De¬

legierten der Kassenvorstände im Ausschuß des

Kassenverbandes unsere Forderungen ablehnten,
die Angelegenheit unsererseits vor den Schlich¬
tungsausschuß Groß-Bcrlin zur Entscheidung ge¬

bracht wurde, welcher folgenden Schiedsspruch
fällte, als eine für uns gewonnene Sache an¬

sehen zu dürfen.

Schiedsspruch: Der Antrag auf Aus¬

zahlung einer einmaligen Wirtschaftsbeihilfe
wird abgelehnt. Eine laufende monatliche
Teuerungszulage sollte gezahlt werden:

Für alle diejenigen, die auf Grund des da¬

mals im Drirck vorliegenden, aber noch nichtunter-

zeichneten Tarifvertrages 4590 Mr. Jahres¬

gehalt oder weniger erreichen, in der Höhe von

12S Mk. monatlich; für alle diejenigen, die mehr

als 4S90 Mk. Fahresgehalt erreichen, in der

Höhe von 199 Mk. monatlich, jedoch muß bei

denjenigen, deren tarifliches Gehalt mehr als

4L99 Mk. im Jahre beträgt, die Summe, aus

Teuerungszulage und Tarifgehalt mindestens
9009 Mk. betragen.

Dieser Vorgang spielte fich Nnter Inan¬

spruchnahme der Verordnung vom 23. Dezem¬
ber 1918 «b, und man sollte glauben, daß sobald
von seiten des Kassenvcrbandes dieser Spruch
anerkannt, die Auszahlung bei den Kassen glatt

erfolgen müßte. Wer aber dieser Auffassung ist,
der irrt fich, denn erst jetzt beginnt die Gefahr

aufs neue. Nunmehr tritt St. Buroankratius auf
Grund dcr R.-V.-O. in Kraft, und zwar die Ge¬

nehmigung deS Obervcrsichcrungsaints wird ^not¬

wendig, Dcr Kassenvorstand, als vertretende Or¬

ganisation der Lrrankenknssen (Z'4«6 R.-V.-O.)

stellt bcim Obcrversichernngsamt den Antrag

auf Genehmigung des Schiedsspruchs. Diesem

Antrage folgen, durch Vertreter des Kassenver¬
bandes, informatorische Besprechungen beim

Obcrversicherungsnmt, die, wir wollcn.es da¬

hingestellt sein lassen, beim O.-V.-A. nicht haben

beitragen können, die im Schiedsspruch enthal¬
tenen Sätze zu bewilligen. Etwas anderer Auf¬

fassung mußten die Herren des O.-V.-A. wer¬

den, als zwei Vertreter unserer Organisation

ebenfalls zur Information vorsprachen und

verschiedene, durch die erste Vertretung gemach¬
ten Angaben richtigstellten. Wir wollen hier im

Augenblick nicht auf die juristischen Ausein¬

andersetzungen beim O.-V.-A. eingehen, heben

nbcr hervor, baß wir nach wie vor den Stand¬

punkt vertreten, daß der Kassenverband mit

unserer Organisation als beauftragte Vertre¬

tung der Kassenvorstände den Tarifvertrag ab¬

geschlossen, über die Teuerungszulage verhandelt
hat und auch vor dem Schlichtungsausfchuß als

Prozeßbevollmächtigtcr aufgetreten ist. Danach
müßte man der Auffassung sein, daß auch der

vom Kassenverband eingereichte Antrag beim

O -V.-Ä, auf Genehmigung des Schiedsspruchs
ausreichend, wäre. Dem aber stehen die Be¬

stimmungen der R.-V.-O. entgegen und selbst
wenn, wie auch geschehen, das O.-V.-A. dem

Antrag im Prinzip seine Zustimmung gab, es

aus formalen Gründcn notwendig ist, daß jeder
Kassenvorstand den Schiedsspruch als Antrag
beim O.-V^-A. einreichen muß. Wenn dadurch
auch die Auszahlung an die Angestellten nicht
verhindert wird, denn es können Vorschüsse bis

zur vollen Höhe der Teuerungszulage gezahlt
werden, so ist dies doch mit ein Vorwand, den

sich vereinzelte Kassenvorsitzende — denen jedes
Wohlwollen für die Angestellten fehlt — zum

Nutzen machen, um die Auszahlung zu ver¬

schleppen.
Wir sind in der Lage mitteilen zu können,

daß Schwierigkeiten innerhalb der Groß-Ber¬
liner Kassen nur in zwei Fällen zu verzeichnen
sind, die wir auch zu belehren wissen werden,

um dcn Angestcllten zu ihrein Recht zu ver¬

helfen.
Etwas anderes aber sind die Schwierig¬

keiten, die der Beschluß des O.-V.-A. mit sich

bringt, wonach Kollegen, die am 14. August 1919

in einem gekündigten Dienstverhältnis stehen,
keinen Anspruch auf die Teuerungszulagen

haben. Wir erblicken darin eine übergroße

Hörte, zumal die Teuerungszulagen mit rück¬

wirkender Kraft ab 1. Januar 1919 zu zahlen
find und gerade oen zur Entlassung kommen¬

den Kollegen eine Beihilfe bedeuten würden, bis

sie anderwärts eine Beschäftigung gefunden
haben. Aus diesem Anlaß werden wir nach

Feststellung der Zahl oer betroffenen Kollegen

versuchen müsscn, das O.-V.-A. zur Revidierring
des Beschlusses zu veranlassen, damit dicser in

Einklang mit dem Schiedssprüche steht.

Den Kollegen aber empfehlen wir, nichl
nachlässig zur Organisation zu stehen, sondern
sich rege an den Handlungen der Organisations»

leituug zu betätigen und dafür zu sorgen, daß
auch alle Angeftellten, die noch fernstehen, der

Organisation zugeführt werden. L.

«

Das Streben der Berufsgenossenschafts-
angcstellten nach der Beamteneigenschaft.
In der Kollegenfchaft macht fich vielfach das

Bestreben zur Erreichung der Beamteneigenschaft
bemerkbar. Hauptsächlich wird dieses Ziel aber

von den Kollegen angestrebt, welche fich in der

Jnteressenvereinigung znsammMge^rmden haben.
Diese Herrfchaften scheinen nicht zn wissen, daß
in der heutigen Zeit der Sozialifierung die Be-

amteneigenschast niemals erreicht werden kann.

Dieses Ziel steht mit den Grundsätzen der So-

^inlisierung im schärfsten Widerspruch. Den¬

jenigen, welche die .Beamteneigenschaft bereits

haben, soll sis nach den Grundsätzen der Regie¬

rung nicht genonnnen werden, aber neue Be-

amtenkatcgorien werden nicht geschaffen. Diese

Erklärungen sind uns von maßgebenden Mit¬

gliedern der Regierung, welche zum Teil auch

Mitglieder unseres Verbandes sind, wiederholt

gegeben worden. Aber auch das Neichsversiche-

vunflSamt und das NeichSatbeitSrnnt stehen aus
demselben Standpunkt. Wir verweisen «Suf die

Ausführungen in Nr. 7/8 der ^Monntsblätter für
Avl«iterversicherung" vom IS. Juli 1919, wo klar

und deutlich gesagt ist, daß die preußischen Mini¬

sterien eine Ausdehnung, des Boaintenprivilegs
Mis Angestellte, Äie seiner noch nicht teilhaftig
seien, in dcr heutigen Privilegien abgeneigten
Zeit nicht für angezeigt halten. Dcr § 3 Ms. 5

des neuen BetricbSrätegesetzentwurfs sieht auch
nur die Uebernahme in das Bcamtenverhältnis

bei Behörden vor, die Berufsgcnossenschaften
sind aber keine Behörden in dem Sinne. Sclbst
wenn das Bcamtenprivileg erreicht werden

könnte, würden immer noch nicht die Bezüge der

öffentlichen Beamten gcwährt werden, weil die

Regelnng der Gehälter durch das System der

Selbstverwaltung den GenossenschaftSvorständen

überlassen bleibt. Wer auch im Falle einer

Reform ,der gesamten Arbeiterversichernngsgefetz-
gebung würde das Prinzip der Selbstverwaltung
nicht eingeschränkt cÄ>er gar aufgehoben, sondern
vielinehr erlveitert werden Inr Grunde genom¬
men handelt es sich hier also nnr nm die Ver¬

leihung eines Titels und es gibt Kollegen, die

lieber den Titel nehmen als eine wirtschaftliche
Auifibesseruug der Bezüge. Bei alledem ist zu be¬

rücksichtigen^ daß die Vorteile, die die Ange¬
stellten gegenüber den Beainten haben, in einem

Punkt ganz schweamcgeuder Art sind. Dicsen
Vorteilen gegenüber müßte der Beamtentitel im

Falle eincr Wahl ohne weiteres fallen gelassen
werden, denn die Rechte der BeanUenausschüsse
gehen lange nicht so weit als diejenigen der

Angestelltenausschüsse oder Betriebsräte.

Es ist daher nicht an dcr Zeit, solchen Utopien
nachzujagen, wo augenblicklich mehr auf dem

Spiele stcht. Wir hoffen, daß endlich bei den

Kollegen der Jnteressenvereinigung eine Ernüch¬
terung in dieser Frage eintreten nnd den tat¬

sächlichen Verhältnissen mehr Rechnung getragen
wird.

^

Sch.

Unberechtigte Kündigungen bei der Landes-

Versicherungsanstalt der Provinz Schleswig-
Holstein.

Der Vorstand der genannten Landesver¬

sicherungsanstalt hatte IS weiblichen und IS

männlichen Hilfskräften zum 1. Oktober 1919

gekündigt. Anf Anrufung durch den Angestell-
tenansschuh hat der Schlichtungsausschuß Kiel

am 15. September 1919 mit folgender u. E. zu¬

treffender Begründung die KüiMgungen für nn»

berechtigt erklärt:

«Der SchlichtnngsMlSschuß konnte sich nicht
der Ansicht der Beklagten anschließen, daß die

Kündigungen nach Z 7 Absatz 2 der Verordnung
vonr 29. 1. 1919 zu Recht erfolgt seien, weil er

nicht anerkennen konnte, daß die Betroffenen zu

denjenigen Hilfskräften zu zählen seien, die -in

dem angezogenen Paragraphen als „Angestellte,
die zur vorübergehenden Aushilfe angenommen

sind' bezeichnet find. Nach den Erläuterungen

zu Z 7 Nr. 7 ist als eine vorübergehende Aus¬

hilfe nur eine solche anMsehen, deren Aufhören
von vornherein durch die Art der Tätigkeit fast
oder zum mindesten nnr in geringen Grenzen

verschiebbar bestimmt ist. Daß es sich um eine

ähnliche Tätigkeit bei den gekündigten Ange¬

stellten nicht handelt, gcht klar daraus hervor,

daß an ihre Stelle andere Personen gesetzt
werden sollen. Aber auch der von der Beklagten

angezogene 8 9 Absatz 1 kann hier nicht in Frage
kommen, weil die Landesversicherung nicht M den

Betrieben gehört, deren besondere Verhältnisse
des Betriebes eine Weiierbeschäfttgung der Ge¬

kündigten unmöglich machen. Beklagte will ja

gerade die gekündigten Stellenneu besehene Auch!

dadurch, daß die Neubesetzung der gekündigten
Stelleir dnrch Militäranwärter oder Kriegsteil¬

nehmer geschehen soll, kann in der Auffassung deS

Schlichtungsausschusses keine Aenderung hervor¬

gerufen werden, da sämtliche Gekündigte selbst

Kriegsteilnehn«r sind, und es nicht der Billigkeit

entsprechen würde, diese zu entlassen, um anderen

Personen gleicher Gattung Platz zn machen.

Der Borstand der Laiidesversicherrmgsansiialti
Kiel hat es abgelehnt, sich diesem Schiedsspruch

zu unterwerfen.

Nnr keine Ferienstörung
Folgender Brief spricht für sich selbst:

„Neiße, den 29. 8. 1919.

Auf Ihr Schreiben voin 2S. 8. kann ich Sie

nur auf mein Schreiben vom 4. 8. verweisen.
Vor Ablauf der Ferien kann eine Versammluirg
der Anwälte nicht erfolgen, nach den Ferien
werde ich die Herren zu eincr Besprechung ein¬

laden.
Dem Vorwurf der Verschleppung .

wider¬

spreche ich auf das allerentschiebenste. Wir sind
durchaus Nicht gewillt, uns dnrch etwaige von

unseren Angeftellten, die dem Verband ange¬

hören, unsere Ferien stören zu lassen.
Hochachtungsvoll gez.: Starker,

Jnstizrat,"
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Der Reichswerband deutscher
Angeftellten

behauptet in allen seinen Veröffentlichungen, eine

wirkliche, Angestelltengewerkschaft zu sein und ist
tief entrüstet, wenn man ihm diese Eigenschaft
auf Grund des Vorgehens seiner berufenen Ver»

treter abzusprechen wagt. Auch der angestellte
Beamte jenes genannten Verbandes in Saar¬

brücken, ein Herr Albin, dünkt sich als der einzig
wahre Vertreter, der Angeftelltcnintcresfcn, obwohl
er eS nötig hätte, sich zunächst einmal die An-

fangSgründe der Arbeiter- und Nngestclltenbewe-
gung gründlich einzuprägen. Wenn aber die Un¬

fähigkeit soweit geht, daß Hcrr Albin nicht in

der Lage ist, die seinem Verbände angehörenden
weiblichen Angestellten in diesem zu halten, son¬
dern,dazu die Hilfe der Chefs in Anspruch nehmen
mufz, so ist eS notwendig, sich einmal in der

Oefsentlichkeit mit dem Herrn zu beschäftigen.
Bei der Firma E. Weil Söhne, Saar¬

brücken, sind die weiblichen Anaestellten, weil

sie eingesehen hatten, dasz nur dcr Zentralver¬
band der Angestellten ihre gewerkschaftlichen Inter¬
essen vertritt, fast geschloffen aus dcm Reichs¬
verband zu unserm Zentralverband der Ange¬
stellten übergetreten. Darob begibt sich Herr
Albin höchst persönlich zu dem Inhaber dcr Firma
und klagt diesem sein Leid. Er beschuldigt uuter

Namennennung eine Kollegin, sie agitiere im

Geschäft für dcn „radikalen Zentralverband" und

mache dcm Neichsverband alle Mitglieder ab¬

wendig. Die Folge dieses Streiches des famosen
Gewerkschaftsbeamten war natürlich ein gewal¬
tiger Anpfiff der betreffenden Kollegin seitens
des Chefs. Weiter hat Hcrr Albin mit feiner
Denunziation nichts erreicht, im'^ Gegenteil, die

Angeftellten halten um fo treuer zum Zentral¬
verband, nachdem sie eingesehen haben, was der

Reichsverband unter Interessenvertretung dcr

Angestellten versteht. Erwähnt musz noch werden,
dasz Herr Albin der betreffenden Kollcgin, als

sie ihn wegen seiner Denunziation zur Rede

stellte, sagte, das sei ihm ganz egal, für seinen
Verband ginge er über Leichen. Da Herr Albin

also nicht den Mut aufbringt, über die Leichen
der Chefs zu gehen, wenn es gilt, die Jnieresscn
der Angestellten zu wahren,'macht er eS sich be¬

quemer, indem er versucht, fich bei den Unter¬

nehmern lieb Kind zu machen, und dabei die

Angeftellten zu verraten. Dah Herr Albin gegen
den Willen sämtlicher Saarbrücker Angestellten den

Chefs suggeriert, die Angestellten wollten keinen

Tarifvertrag, mag nur nebenbei erwähnt werden.
Die eigenen Verbandskollegen des Herrn haben
kein Hehl daraus gemacht, was fie bon feiner
Tätigkeit halten. Die Angestellten mögen die

Lehre aus vorstehender Schilderung ziehen: Her¬
aus aus dem Reichsverband, hinein in die freie
Gelverkfchaft, den Zentralverband der Angestellten.

zuschließen; und bedauerlich, ist es, dah in

heutiger Zeit sich Kollegen und Kolleginnen
noch in der Grsßstndt sich befinden, die

deshalb ihren Eintritt ablehnen, weil der Zwang
des Chefs vorliegt, sich solchen „sozialdemokra-
tischsn Vereinen" nicht anzuschließen, und die

Kündigung und andere Maßnahmen bei dennoch
crfolgwm Anschluß an unsere Organisation an¬

drohen.
Dicse Kameraden restlos zu gewinnen und

zu erfassen, gilt mein Ausruf dieser bescheidenen
Zeilen. Wenn wir auch wirklich Pionierarbeit,
und nicht fo wenig, geleistet haben, so ist es immer

noch nicht genügend, um unseren Verband noch
größer und noch stärker zu gestalten, als er

jetzt schon ist. Harte Kämpfe gegen das Unter¬

nehmertum stehen uns noch bevor; wir werden

noch Enttäuschungen erleben und deshalb müssen
wir in Wort und Schrift für unseren Verband

agitieren, besonders in letzterer, damit das kleinste
Kontor unsere Propaganda erhält.

'Wir' müssen jeden noch nicht organisierten
Angestellte?! bearbeiten, bis sie sich unserer guten
Sache anschließen, und wcnn wir dann nach
Jahren nach harten Kämpfen auf die Erfolge
hcrnbfehen, dic unsere Gewerkschaft errungen
hat, dann können wir mit Stolz sagen: „Die
Gcloerkschaft stnd wir, die Erfolge haben wir >nit-

errungeu." L. Hartig.

Auf Zur UßiisiwnsÄrbeii.
Wenn auch schon vor dem Kriege unser Ver¬

band in jeder Weise sich sür seine Mitglicder ein¬

setzte, wo er nur konnte, so war seine Entfallung
nach außen doch nicht so intensiv, als wie man es

nach seinen Leistungen ihm gegönnt hätte.
Wenn dies auch Wohl darauf zurückzuführen ist,
daß ein großer Teil reaktionärer Firmen ihren
Angestellten beim Engagement direkt zum Verbot

machten, sich dem Zentralverband anzuschließen,
so wohl auch darauf, daß das Gros der An¬

stellten sich des Wertes einer gewerkschaftlichen
Organisation, gar nicht bewußt war, oder aus

mangelndem Klassenbelvmßtsein mit Entrüstung
ihren Eintritt ablehnten.

Jetzt nach der Revolution hat sich dieser
falsche und nichtangebrachte -Dünkel bei den An¬

gestellten bitter gerächt, und das Anschwellen
der Eintrittsanzeigen, die täglich beim Verband

einlausen, beweisen, daß auch sie endlich zur'
Einsicht gekommen sind, daß nnr ein geschlossenes
Vorgehen gegen die Kapitalisten uns Erfolge
bringen kann, nnd nur, wenn auch wir, wie die

körperlich arbeitende Klasse uns restlos Mann

für Mann hinter unsere Organisation ver¬

schanzen^ unser Beruf zu Ansehen kommen kann.
L«ider gibt eS jedoch noch viele, viele Kame¬

raden, die noch immer kein Interesse und kein

Verständnis für die Bewegung der Angcstclltcn
zeigen, viele auch, die aus mangelnder Solidarität

sich uoch weigern, unserem Verbände sich an-

Gßfetzs und Verordnungen.
Mnftel.ung «ud Entlassung von Arbeiter» und

AvzesteStrn.
Der RdichZarbeitsminister hat am Z.Sep¬

tember 1919 eine „Verorbnung über die Ein¬

stellung unh> Entlassung von Arbeitern und

Angestellten tvährend der Zeit der wirtschaft¬
lichen Demobilmachung" erlassen, die im

wesentlichen besagt:
§1.

Arbeitnehmer im Sinne nachstehender
Vorschriften sind:

s,) Personen, die auf Grund eines Dienstver¬
hältnisses «IS Arbeiter, Gesellen, Gehilfen
oder in ähnlichen Stellungen in einem Be¬
triebe beschäftigt werden (Arbeiters

K) Personen, die nach dein VersicheritngS-
gesetze sür Angestellte vom Lg, Dezember
MI (Reichs-Gesetzbl. S. 989) versiche-
rungSpflichtig sind mit Einschluß der Per¬
sonen, die auf Grund des 8 10 Nr. S,

Z 11 oder des § 14 Nr. 2 und 3 desselben
Gesetzes von der Verficherungspflicht be¬

freit sind, ferner der Personen, die ver¬

sicherungspflichtig sein wirrden, wenn nicht
ihr JahresnrbeitSverdieNft SV00 Mk. oder

ihr Mtcr das 69. Lebensjahr überstiege,
sowie der im Hauptberufe mit niederen
oder lediglich mechanischen Dienstleistungen
beschäftigten Vureauangestclltett (Ange¬
stellte).

Deutschstämmige Zivilinternierte, die Ange¬
hörige eines während des Krieges mit,dem Deut¬

schen Reiche Verbündeten Staates sind, stehen
reichsdeutschen Zivilinternierten gleich, sofern
sie zur Zeit ihver Jnternierung ihren Wohnsitz
im Deutschen Reiche hatten.

Kriegsteilnehmer im Srnne «dieser
Verordnung sind diejenigen Personen, welche vor

der militärischen DemobAmachung die Eigenschaft
als Kriegsteilnehmer erworben haben.

Als Kriegsteilnehmer iin Sinne diefer Ver¬

ordnung sind auch die deuischstümmigen Kriegs¬
teilnehmer eines während des Krieges mit dem

Teutschen Reiche Verbündeten Staates anzusehen,
die bei ihrem Eintritt in den Heeresdienst ihren
Wohnsitz im Teutschen Reiche hatten.

Als Arbeitnehmer gelten auch Lehrlinge und

Personen, die sich in einer geregelten Ausbildung
zu einer der vorgenannten Beschäftigungen be¬

finden
Die deutsch-österreichische Staatsangehörigkeit

steht im Sinne dieser Verordnung der deutschen
NeichSangehörigkcit gleich.

s s.

Betriebsnnternehmer und Bnreauinhaber
einschließlich der Körperschaften deS öffentlichen
Rechtes sind vorbehaltlich deS Z 11 dieser Ver¬

ordnung verpflichtet, diesem «zen Kriegs¬
teilnehmer und reichsdeutschen Zi¬

vil i n ter n ! e r t e n wieder. einzu»
stellen, welche am 1. August 1914 als

Arbeitnehmer in ihrem Betriebe
odcr Burcau beschäftigt waren. Die

gleiche Pflicht haben diefe Arbeitgeber gegenüber
den KricgStcilnehmcrn, die o.m.1. August 1914

ihrer Dienstpflicht bei dem Heere, der Marine
older den Schutzlruppcn genügten und dieserhalb
aus ihrer srüheren Bcschäftigung bei ihnen aus¬

geschieden waren. Endlich erstreckt sich die

W-KdereinfteUungSpflicht auf die Kriegsteil¬
nehmer, die bei AuSvruch des Krieges noch die

Schnle besuchten und erst fpäter Arbeitnehmer
geworden sind, sofern sie von ihrer erstcn Arbeits¬

stätte aus unmittelbar in den Dienst des Heeres,
der Marine oder der Schutztruppen eingetreten
sind.

Die Wicdcrcinstellnngspflicht besteht nicht,
wenu die Arbeitnehmer einen wichtigen Grund

znr Kündigung ohne Einhaltung einer Kündi¬

gungsfrist gegeben huben und deswegen entlassen
worden siiid oder der wichtige Grund erst nach
deni aus anderen Gründen erfolgten Ausscheiden
aus -dem Betriebe oder Bureau zur Kenntnis
dcs Arbeitgebers gekonrnien ist. Die' Wiederein-

stellungSpslicht besteht auch nicht, wenn in der

Pcrson der Arbeitnehmer ein wichtiger Grund

vorliegt, dessentwegen der Arbeitgeber zur Kün¬

digung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
im Falle des Fortbestehens des Dienstverhält¬
nisses berechtigt gewesen wäre.

8 4.

Die WiedereinstellungSpflicht erlischt, wenn

die Arbeitnehmer sich nicht binnen zwei Wochen
zur sofortigen Wiederausnahme ihrer früheren
Tätigkeit bei ihren früheren Arbeitgebern mel¬
den. Bei den nuS der Kriegsgefangenschaft zu¬

rückkehrenden Kriegsteilnehmern und den aus der

Zivilinternierung zurückkeh«nden 'Personen be¬

trägt die Meldefrist sechs Wochen.
Die Frist beginnt sür KriegSlerlnehmer, di«

bei dem Jirlrasitreten dieser Verordnung noch
mcht nus dem Militärdienst entlassen sind, mit
dcm Tage ihrer ordnungsmöMgen Entlassung,
für Zivilinternierte, die noch nicht die Befugnis
zur freien OrtswaU im Deutfchen Reiche haben,
mit dem Tage, an dem fie diefe erlangen.. Für
bereits entlassene'KricgLtcilnehiner und für Zivil¬
internierte, welche die Befugnis "der sreien Orts¬

wahl im Deutschen Reiche haben, treten an die

Stelle der nach den Verordnungen vom 4. Jauuar
1919 (Reichs-Gesetzbl. S. S) uiid 24. Jannar
1919 (Neichs-Geschbl. S. 10«) vor dem Jnkraft-
treten dieser Verordnung begonnenen und noch
nicht abgelaufenen Meldefristen die Meldefristen
dieser Verordnung. Sind die Meldefristen nach
den Verordnungen vom 4. und 24. Jnnuar 1919

beim Inkrafttreten dieser Verordnung bereits ab¬

gelaufen, so hat eS damit scin Bewenden. Für
lbereits entlassene Kriegsteilnehmer, die der

Reichswehr odsr NeichSmarine angehören oder
bei Heeres- oder Marineverbänden zur Aufrecht¬
erhaltung der inneren Ordnung oder deS Grenz¬
schutzes Verwendung siirden, und die binnen sechs
Wochen seit ihrer Entlassung aus dcm Heeres¬
dienste oder, sowcit sie Arbeiter sirid, bis zum
6. Februar 1919, soweit sie Angestellte find, bis

zum 23. Februar 1919 in die Reichswehr, Reichs»
marine oder einer anderen dcr genannten Ver»

bände eingetreten sind, beginnt die Frist mit dem

Tage ihrer ordnungsmäßigen, Entlassung aus

dicsen Verbänden, jedoch spätestens am 31. März
1920. Für bereits entlassene Kriegsteilnehmer,
die in unmittelbarem Anschluß an ihre Ent»

lassu.ng von ihrem letzten Truppenteil oder Er»

sntzlruppenieil oder ihrer letzten Militär- oder

Scxrrinebehörde zur Abwicklung der Abrüstung
dnrch Zivildienstvertrag angestellt worden sind,
bcginnt die Meldefrist mit ihrer Entlassung aus

dicscm VertragSverMtnisse, spätestens jedoch am

31. März 192«.

8 6.

Kriegsteilnehmer nnd reichsdentsche Zivil»
internierte, welche seit dem 1. August 1914 ihre
Arbeitsstätte als Arbeitnehmer gewechselt haben,
können, wenn der Schlichtungsausschuß (Demobil»
machungskommissar) gemätz KZ 21 ff. dieser Ver»

ordnung den nach Z 3 verpflichteten Arbeitgeber
von der WiedereiNstellungSpflicht entbunden hat,
die Wiedereiustellung von demjenigen Arbeit»

geber verlangen, bei dem sie zuletzt beschäftigt
waren. Der Anspruch >des Arbeitnehmers ist je»
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doch insoweit beschränkt, als der an zweiter Stelle

in Ansprnch genommene Arbeitgeber zunächst die¬

jenigen Arbeitnehmer einzustellen hat, deren

Wiedcrbeschästiguug ihm nach ß 3 obliegt. Die

Meldesrist betragt zwei Wochen, und beginnt mit

den: Tage, an dein die Befreiung des zuerst in

Anspruch genvmmenen Arbeitgebers dcm Arbeit¬

nehmer bekanntgegeben worden ist.

ZS.
Kriegsteilnehmer und reichsdeutsche Zivil¬

internierte, die «m 1. Auguft 1914

1. stellungslos waren, oder

L. im Ausland tätig waren und nicht nach
§^ 3 wiedereingestellt werdcn können, oder

8. in Betrieben oder Bureaus tätig ivaren,

die später, jedoch bevor der Anspruch des

Arbeitnehmers auf Wiedereinstellung nach
§ 3 erloschen war, aufgelüst worden sind,
oder

4. selbständige Unternehmer waren und in¬

folge des Krieges kcin Unternehmen mehr
betreiben, .ein solches auch nicht durch an¬

dere betreiben lassen,
können die Wiedcreinstellung von demjenigen Ar¬

beitgeber bedangen, bei dem sie nach dem

1. Auguft 1914 zuletzt' «ls Arbeitnehmer beschäf¬
tigt waren. Die Meldevorschriften des Z 4 finden
Anwendung.

Z7.
Die Verpachtung der 88 3, 6 und 6 trifft

die Rechtsnachfolger der früheren Arbeitgeber nnd

diejenigen Personen, die den Betrieb oder das

Bureau als Geschäftsnachsolger tatsächlich fort¬

führen. Entsprechendes gilt bei einer mehrfachen
Rechtsnachfolge oder bei einem mehrfachen Wechsel
der Geschäftsnachsolger.

Z 8 Kftimnit, wie die Wiedereinzustellen¬
den beschäftigt werden holten.

5 9.

Die'Wiedereingestellten haben Anspruch auf
eine Vergütung, die derjenigen entspricht, die den

anderen Arbeitnehmern des Betriebs oder Bu¬

reaus unter sonst gleichen Verhältnissen gewährt
wird.

Hat cin Arbciwehmer für eure Zeit, sür die

ihm ein Anspruch auf Lohn oder Gehalt aus

dieser Verordnung zusteht, Erwerbslosenunter¬

ftützung bezogen, so ist der Arbeitgeber verpflichtet,
die für diese Zeit geleistete ErwerbSlosenunter-

'

stützung einschließlich etivaigor, Familienzuschlöge
der zahlenden Stelle zurückzuerstatten. Er ist be¬

rechtigt, dasür den gleichen Betrag von der Ver¬

gütung dcs Arbeitnehmers einzuhalten Dcm

Nrl'eitnehmer mnß jedoch, ein täglicher Betrag in

Höhe der ErwerbIlosenunterstütznng einschließlich
der ihm im Falle der Erwerbslosigkeit zustehen¬
den Familienzuschlöge verbleiben. Haben infolge
vorüb^ergeheiider Einstellung oder Beschränkring
dcr Arbeit die Arbeitnehmer des Betriebs oder

des Bureaus in der gleichen Zcit ein« teilweise
Erwerbslosenunterstützung erhalten, so ist dieser
Bctrag weder zurückzuerstatten noch einzubehalten.

8 1«.
- Die Wiedereingestellten können frühestens

nach Ablauf von drci Monaten nach dcr Wieder¬

einstellung und nur am Ende eines Kalender-

Monats entlassen wcrden. Eine Kündigung zu

diesem Zeitpunkt ist auch dnnn statthaft, wenn sie

zu dicsem Termine nach sonstigen gesetzlichen Vor¬

schriften unzulässig märe; die Küiidigungsftist be¬

trägt im letzteren Falle sechs Wochen.
8 ii-

Eine Pflicht zur Wiederernstel-
lungbe steht nicht, soweit ihre Durchführung
infolge dcr besonderen Verhältnisse des Betriebs,

Wie Wirtschaftlichkeit, Beschäftigungsri'öglichkeit,
ganz oder zum Test umnüglich ist oder soweit die

Arbeitnehmer nur 'zur vorhergehenden Aushilfe
oder sür einen vorübergehenden Zweck eingestellt
waren Welche Arbeitnehmer hiernach nicht

wiedereingestellt zu werden brauchen, ist im Be¬

nehmen mit der gesetzlichen Arbeitnchmcrver-
lretung oder, wenn eine solche nicht besteht, mit

der Mehrzahl der Vr'beitnchmer zu bestimmen
8 12.

Entlassungen Für Verminderung
der Arbeitnehmerzahl dürfen nur

vorgenommen werden, wenn dcm Arbeit¬

geber nach den Verhältnissen deS Betriebs keine

Vermehrung der Arbeitsgelegenheit durch Ver¬

kürzung der Arbeitszeit lMreaung der Arbeit)
zugemutet werden kann. Hierbei braucht jedoch

die Wochcnarbeitszeit eines Arbeitnehmers nicht
unter 24 Stunden herabgesetzt zu werden.

Ter Arbeitgebcr ist im Falle der Arbeits-

strcckung berechtigt, Lohn oder H!ehalt dsr mit

verkürzter Arbeitszeit beschäftigten Arbcitnehmer
entsprechend zu kürzen. Diese Kürzring darf jc¬
doch erst von dcm Zeitpunkt an erfolgen, an dem

cine Entlassung der betreffenden Arbeitnehmer im

Falle des Fehlens.der Vorschrift des Ws. 1 nach
den gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmungen
zulässig wäre.

8 13 schreibt vor, wer gegebenenfalls in

erster Linie «Massen werden darf.

8 14.

Vor jeder Kündignng hat der Arbeitgeber
(8 3) sich mit der gesetzlichen Arbeitnehmervcr-
tvetuny odsr, wenn eine solche nicht besteht, mit

der Mehrzahl dcr Arl^itnehmer ins Benehmen
zu setzen. Die Wirksamkeit der Kündigung ist
nicht von der Erftillung dieser Pflicht abhangig
unbeschadet der Befugnis des Schlichtungsaus¬
schusses (8 Ll), im Sireitfall die Stellungnahme
dsr gesetzlichen Acbeituehmervertretung einzu¬
holen nnd bei Verletzung der Vorschristen des

8 13 auf die Erneuerung deS Dieiistverhältnifscs
zu erkennen.

Die Vorschrift deS Abs. 1 Satz 1 findet keine

Anwendung bei Entlassungen infolge von nicht
vorübergehenden Betriebsei iifbellungen «der Auf¬
lösungen von Bureaus, serner nicht bei Ent¬

laßungen znm Zwecke der Umstellung solcher Be¬

triebe, die ans der Verwaltung von Heeres- oder

Marinebehörden in die Verwaltung von Zivil¬
behörden oder in Privathand übergegangen sind
oder übergehen sollen. TaS gleiche gilt bei Ent¬

lassungen von Arbeitnehmern, die nnr znr vor¬

übergehenden Aushilfe oder sür einen vorüber¬

gehenden Zweck angenommen worden sind, oder

dis Vorstände oder r^rtrewngsberechtigte Mit¬

glieder von juristischen Personen oder von Per¬
sonengesamtheiten des privaten Rechtes, selbstän¬
dige Geschäftsft'chrer oder Betriebsleiter, insbe¬

sondere Vorgefetzte aller übrigen im Betriebe oder

Burcau beschäftigten Arbeitnehuier sind ode-

denen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist.

Ueber den Z 14 uiiisscn wir unser Be¬

fremden «ussprechen. Wenn der ReichH-
arbeitsminister von vornherein vorschreibt,
dio Küuöi'gung sei «uch ,dann rechtsgültig,
wenn die Ärbeitnehmervertr-etung nicht
bLfragt ist, dann ist es vollständig überflüssig
vorher zu bestimmen, daß -der Unternehmer
vor der Kündigung her Arbeitnchmervcrtrc-
wng Mitteilung Nischen soll. Wie kommt der

Reichsarbeitsmmister öazu, öie Unternehmer

dazu anzureizen, die Arbeiwehmorocrtretun-
gen, zu übergehen?

8 «.

Die DemobilmochiingSauSschüsse sind befugt,
Unternehmer solcher Beiriebe und Inhaber solche-
Bureaus, die in der Regel mindestens LO Arbeiter

oder 19 Angestellte beschäftigen, oder die erst feit
dcm 1. August 1914 entsinnden oder wesentlich
vergrößert wordcn sind, zur Einstellung einer be¬

stimmten Mindcsizahl von Kriegsteilnehmern
oder reichsdeutschen Zivilinternierten zu ver¬

pflichten. Die Einstellung kann auch angesäet
wcrden zugunsten solcher reichsdeutschen Arbeit¬

nehmer, welche am 1. August 1914 oder später
ihren Wohnsitz im Ausland oder in Teilen des

Reichsgebiets hatten, die seitdem vom Deutschen
Reiche abgetrennt oder von fremden Mächten be¬

setzt worden, sind, wcnn diese Arbeitnehmer nach

AuAocisung dnrch eine fremde Macht an der Rück¬

kehr verhindert werden

Die Vorschriften des Ms. 1 finden, keine An»

Wendung auf Körpcrschaftcn des öffentlichen
Rechts. Dcr Bescheid dcS T«mobil!n«chun?LauS-
schnsses ist unzulässig gegenüber solchen Arbeit¬

gebern, die freiwillig und ohne sonstige wesent¬

liche Vergrößerung des Betriebs oder Bureaus

ihrcn Bestand an Arbeitnehmern vom 1, Sep¬
tember 1919 um fünf vom Hundert durch Arbeit¬

nehmer der in Abs. 1 bezeichneten Art erhöhen.

Die folgenden Paragraphen beschäftigen
sich mit der Durchführung der vorstehenden
Bestimmungen. Die vollständige Verordnung

ist in Nr. i«7 des Neichs-GesetzblatteS enthal-

tcn, das bei jeder Postanstalt fiir geringes Ent¬

gelt bestellt werden kann.

Liisrainr.
NaSk.RIcssel, Drntsch»franzi>sisck,rS Satzt-Mon. Ein

Band von L'ZS Seiten Groszauart. Jn vornehmem soli¬
dem Einband 2t Mk. (Stuttgart, Teutsche LerlagS-
anstatt.) Ms ein Hilfsmittel ersien NangeS sür jeden,
der das Französische zum Zweck dcs brieiiichcn Bcrkehrs
braucht, stellt sich das soeben erschienene »Teutfch-sran^S-
snche Sajzlcrikon- dar. Seine Eigenart beruh! darin,
dafz es die besten Uebcrsctzungen dcc einzelnen dcuifchcn
Wörier und Wendungen nicht nur siir sich allein, sondern
im Zusammenhang mit größeren und kleineren sorgfältig
ausgcivühUen eübcn gibt, wobei sicts gradier Wert anf
tadellosen, formvollendelcn Ausdruck in beiden Sprachen
gelegt Kurde, Ter SicsslreiZ deS SasilcrikouS ist sehr
weit gezogen; er befchränlt sich nicht aus das rc!» Kauf¬
männische und dic Formalien des brieflichen Verkehrs.
Zu den Quellen, nus denen die Sahbeisvicic znsammcn-
gUrage» sind, gehören Sriginajbciese. Briessanimlungen
,'^rr Skri, dic geleseinteu sranzösischen Zeitungen,
Scchniige,», Prospekte, Gesetzbücher.

Zenit-ssVsrSsnj) öer AngestelLien
Bekanntmachung des Aorflsndes

Am 8. und 9. September d. I. haben in
Weimar die Beiräte des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen nnd des Verbandes dcr Bu-

rMi»!r.g>.'stelltcu' Deutschlands unter BereiliAriig
einer Vertretung des Verbandes dclch'cher Ver¬

sicherungsbeamten getagt zum ZU'ecke dcr Bera¬

tung über die Bcr^chuielziuig diefer drei Ver¬
bände. Das Erge!l,ms war der «uMrnini.ge
GründungSbesMch des

Zen trallverbandes der Angestellten.
Für die Voreurigung des Vevbncdes dcr

B!ueeauan!g?stelllen Mit dem Zentrol«erban> der

HarrdluneMgeiMfen gelten folgende
'

V e r schni elznngs be d img un ge«:

1. Die Verschmelzung, und die neuen

Satzungen treten am 1. Oktober 1919 in Kraft.
Tas 4. Vierteljahr 1919 gilt als Ueberyangs-
stadium. Innerhalb desselben sind die Mssen-
obschlüffe vor 39. Septenber 1919 fertigzustellen.
Nm 1. Jnnuar 1929 gibt es nur noch eine ein¬

heitliche Verwaltung. Treten der Einführung
der netuen Beitragssätze, im Ortsgruppenbereich
deS V. d. B. veriiixÄlM,gS!i>hnische oder sonstige
Schwierigreit«,« entlzegen, so treten, BeibrnzZ»
und Unterstützungssätze in solchen Ortsgruppen
spätestens «in 1. Jannar 1029 in Kraft.

2. Sobald der neue VerbcrNdsvorsKrild seine
Tätigkeit ausgenommen hat, ivird er die Gnu«

eMteiiluiig vornehmen und bekanntgaben nnd die

Gauleiter bestimmen. Bis zur Wahl der Oau-

leituiigen bleiben Äie Bezirksleitungen des Ver¬

bandcs >t»r Burea>nangestellten in Kraft.
Die ZusammenKgung der OrtIleibungen

und deren Wenisahl muß bis zum 1. Januar 1920

duvehg>eführt fein
3. Die parteipolitische Neutralität ift strikte

durchführen. Die Beschlüsse >d«s 10. Gewerk¬

schaftskongresses werden, als bindend anerkannt.

4. Die beiderseitigen Mitglieder werden mit
allen Rechten iÄ.^nommem.

6. BertragSrückstälide «us den «rften drci

Vierteljahren dcs Jahres. 1919 und im Falle
Abf.^ 1 Satz S des vierten, Vierteljahres 1919,

die bis zum 1. Januar 1920 nicht beglichen stnd,
WÄden nach den neuen, Beitragssätzen berechnet.

lZ. Für di« Übergangszeit gilt dei Mitglie¬
dern des V. d. B. für die BerechMnig «der Unter-

stütnlngsansprüchze <ös letzlgesteirerte BeitkragS-
llafse für die jetzige BeitMgsklasse 1 die bis¬

herige Klaffe V, 'für die jetzige BeitragsklÄsse 2

die bisherige Klasse IV und für die jetzige Bei¬

tragsklasfe 3 die bisherigen Klassen III und II.

7. In Unterstützungsfällen wird, WKtglic-
der,n, die beiden Vorbänden bis zum 1. Oktober

1919 angehörten, nur die unnn!ierbro>ck)eiie Mit-

gUedchuft zu dem Verbailde angerechnet, dsm sie
länger angehören.

3. Tie VerbaiildSzeikschrift erscheint gwc,i->
mSchentlich. Die „Volkstümliche Zeitschrift" und

der „AnwaltSangcstellte" werden als Fachblätter
lxjSelMKcn.

9. Die Pensionskässe ÄeV Verbandes der

Bureniuaiigcstcllten, wird in >der bestehenden Form
vom neuen Verband übernommen. Die Mit¬

glieder der Bcschverdckommission sind vom

V. d. V. zu stellen.
10. Sämtliche V^rbandsbeaiiite und Besol¬

de!!« Vorstar^>S»iitglieder welrvdien mit den gleichen
Rechten und Pflichten übernoinmen, ebenso wer¬

den alle Angestellten übernommen; auf Hilfs¬

kräfte findet die Bestimmung ko«« Anwendung.
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11. Der )S. d>. B. stellt einen der zwei, glellch-
berechtigten Verbandsvorsitzenden nnd ei,nen

gleichberechtigten Redakteur. Der V. d. B. hat
tür diese Aemter auch nach der Vereinigung

dauernd das Vvri'chlagsrecht.
12. Der V. d. B. stellt aufzer seinen Fach»

-Muppensekretäven di« Angestellten Mr Vvrwcrl»

?tung der PensionSlasse und den Leiter für die

RcchtMmtMbteiilung. Der Sekretär der isozial-

pölitischen Abteilung wird nach aegenseitriger Ver-

ftärrdigNilg gewähllt. Bei Neubestellungen don

lei'tenkisn Beuimtem und Hillsskrästen stird die

Büreauberlufe regelmäßig zu berücksichtigen.
Ueber Äie sonstige Verteilung der Aemter der

leitenden Beamtem, im Hauptbureau ftnd noch

nähere Vecceinbarungsn zu trsffen.
13. Der Verbandsvorstand und der Aus»

schuß werden im Verhältnis der Mitglietderzahl
«ni 30. Jrrni besetzt. Es erhalten im Verbands«

vorstand der Zentralverband 7 llNd dör V. d. B.

4 besoldete Mitglieder..

Im Aiuslschusz erhalte,« der Zentralverband
5 Sitze, der V. d. B. 2 Sitze.

Für die Revisionskommission stellt der Jen»
ilrailt'erband 3 und der V. d. B. 4 Kollegen.

Dsr Beirat wird' paritätisch.besetzt.
Ueber die Jnfaminensctznng der Orts- und,

Gauleitnngen sowie der Vettuetunzen in den

orliiichen Gewerkschastskartellen, Avbeiterräten

(wo sie noch bestehen) fall örtlich eine Veristän-

digung herbeigeführt werden, und zwar soll die

ZusMninsnsetzung im Verhältnis des Mitglieder¬
bestandes cmn 30. Juni 1919 erfolgen

Die vorhandenen Reichsausschüsse bleiben

bestehe«.
Die F^chgruppenleitungen werdcn ent¬

sprechend den Mitgliederzahlen der betreffenden
Fachgruppen beider Vorbände zusammengesetzt.

Zum Punkt 3 der Ve,r!fchmelzungsbedingun-
g«n ist von der Beiratskonferenz beiider Ver¬

bände faigcnde programmatische Ent¬

schließung einstimmig angenommen worden:

„Der Beirat erklärt, dasz die für alle Mit¬

glieder verbindliche grundsätzliche Stellung des

Verbundes dürch die Verbands'atznngen, die Be¬

schlüsse der Verlbandstage und der Gewerkschafts¬
kongresse gegeiben ist. Er erblickt in den freien
Geiverkschaften die einzige und unbedingt not¬

wendige Jnteressenloertretung der Arbeitnehmer
in allen Mit dsm Avbeitsverhältnis znsammen-
liängendsn wirtschaftlichen und sozialen Fragen.

Bestrebungen, die darauf Pnajusloufen, den

gewMschaftlichen Kämpfen und Anfgaben im

t^genj<rtz M den freien Gewerkschaften andere

Formen und andere Träger zu geben, sind von

allem, VerbmiidMrngehörigen auf das nachdrück¬
lichste zu bekämpfen.

Die Betätigung für Vereinigungen, die der,

artige! Bestrehüirgen fördern, ist mit der Mit

glieldischaft im Zsntralberband der Angestellten
UnvvreimbaK,"

Die Weimarer Sitzung hat gemäß der ihnen
erteilten Vollmacht die Satzung für den

Zentralverband der Angeftellten
aufgestellt; fie wird nach beschleunigter Fertig¬

stellung den Mitgliedern sosort zugestellt werden.

Die Beiträge und Unterstützun¬
gen sind danach ab 1. Oktober d. I. wie folgt
bemessen:

Beiragsklasse I: für ein Monatseinkommen

von weniger als 209 Mk. Monatsbeitrag 2 Mk.;
Beirragsklasse ll: für ein Monatseinkommen

von einschließlich 299 Mk. bis weniger als

399 Mk. Monatsbeitrag 3 Mk.;
Beitragsklasse III: für ein Monatseinkommen

von 300 Mk. und mehr Monatsbeitrag 4 Mk.;
Beitragsklasfe für Jugendliche unter 17 Iah

reu mit einem Monatseinkommen bis 100 Mk.

Monatsbeitrag 7S Pf.
Als Monatseinkommen gilt das Gehalt und

alle Zulagen und Nebenbezüge.
Zu diesen Beiträgen können die Ortsgruppen

mit Genehmigung des Vcrbandsvorstandes OrtS

beitrage als Zuschlag erheben.
Als Unterstützungen werden gewährt: Rechts,

schütz, Stellenlosen-, Gemahregelten-, Notfall-
und Krankenunterstützung sowie Sterbegeld an

die Hinterbliebenen der Mitglieder. Ueber Höhe,
Dauer und Voraussetzring der Unterstützungen
verweisen wir auf die neue Satzung.

Durch die Beiräte stnd die Wahlen zum

Verbandsvorstand und zrrm Beirat

des neuen Verbanoes vorgenommen; oie beiden

Körperschaften setzen sich wie folgt zusammen:

1. Verbandsvorstand.

Vorsitzende: Carl Giebel (bisher Vorsitzender
des V. d. B.). Otto Urban (bisher Vorsitzender
des Z. d. H.).

Kassierer: Emil Wucher (bisher Kassierer im

Z. d. H.).
Sekretäre: Hugo Brenke (bisher V. d. B.),

Georg Döhnel (bisher Z. d. H.), Otto Haußherr

(bisher V. d. B.), Georg Ucko (bisher Z. d. H.),
Dr. Vollbrecht (bisher V. d. V.).

2. Betrat.

s) Zentralverband der Handlungsgehilfen:
Max Schröder (Bcrlin). Grete NeuthÄ (Berlin.),
Artur Mauer (Frankfurt a. M.), Wilhelm Fischer

(Hamburg), Karl Köhler (Leipzig), Fritz Schröder
(München), Friedrich Töpper (Karlsruhes Georg

Landgraf (Chemnitz), Willi Borchers (Braun¬
schweig), Hans Kleinert (Rostock), Hugo Freu

(Breslau), Fritz Hoff, Michael Forster (Nürn¬
berg).

b) Verband der Bureauangcstelllcn. Franz

Krüger (Berlin), Hermann Huhnfleisch (Berlin),

Helmuth Lehmann (Dresden), Franz Latal <Ham-

burg)," Karl Weber (Kiel), Ernst Loops (Danzig),
R. Kirchhofs (Breslau), Richard Hofmann (Nürn¬

berg), Christian Kraiker (Mannheim), Romanus

Göller (Frankfurt a. M.), Paul Dau (Stuttgart).

Hermann Meyer (Solingen), August Müller

(Wilhelmshaven).
Als Redakteure wurden die Kollegen

I. Aman (V. d. B.) und Paul Lange (Z. d: H.)
gewählt.

Der Sitz des Ausschusses ist Hmnburg.
Seine Zusammensetzung wird bekanntgegeben,

sobald die Hmnburger Ortsgruppe die Wahlen er¬

ledigt hat.
Wir erwarten Von den OrtSleitMMön und

den Mitgliedern, daß sie über die Bildung der

nöuen Ortsleitungen eine kollegiale Verstnndi-
guNg'lhevbeiführen und mit Energie und Umsicht
die Verschmelzung, der dvei Organisationen zu

einLr innigem Gemeinschaft recht schnell Wirklich¬
keit wertden lassen,

Berlin, den 1. Oktober 191S
.

Der Verbandsvorstand.
Carl Giebel Otto Urbiasn,

Vorsitzende.

Versammlungsmiiteilungen
Die Mitglieder werden um zahlreiche Beteiligung an ben

Veranstaltungen gebeten!

Aue i. Erzgeb.
Wir machen unsere Mitglieder erneut daraus auf¬

merksam, daß unsere Ortsgruppenversammlungen regel¬

mäßig jeden ersten Dienstag im Monat statt¬

finden.
Wir werden es uns angelegen sein lassen, über be¬

rufliche und gewerkschaftliche Fragen Vortrüge halten zu

lassen, weshalb wir die Mitglieder bitten, keine unser«

Versammlungen zu versäumen.

Nächste Versammlung Dienstag, den 10. Oktober.

Berlin.
Ortsgruppe Groß-Berlin. — Bildungsausschusz.
Mittwoch, den IS. Oktober, abends 7H Uhr, in der

Aula des Sophien-Gymnasiums. Welnmeisterstr. 15:

Vortrag: „Die Grundlagen der Bollswirischasti" Referent:
Dr. Alfons Goidschmtdt. Freie Aussprache.

Donnerstag, dcn 23. Oktober, abends Uhr, In der

Aula des Sophien-Ghmnasimns, WeinmeisiersN. IS: Vor¬

trag: „Die Zulunstsaufgaben der Gewerkschaften". Refe¬
rent: Kollegc Paul Lange. Freie Aussprache.

Zu diescn Vorträgen werden Einlaßkarten zum Preise
Kon SV Pf. pro Abcnd ab i, Oliober im neuen Ortsbureau,

Belle-Alliance-Slraße 7—10 ausgegeben. Die Kolle¬

ginnen und Kollegen werden geuenu, die Vorträge zahl¬

reich zu besuchen und stch rechtzeitig mit Einlabkarten zu

versehen. An den Vortragsabenden selbst werden Ein-

iaßlarren nur noch soweit vorhanden ausgegeben.
Dcr Bildungsausschusz.

Groß-Hamburg.
Der Bildungsausschusz hat Herrn Schriftsteller

Franz LauslStter gewonnen für einen zwöls
Unterrichtsabende umfassenden

Etnführnngswrsus in die Gesellschaftswissenschaft.
Folgender Unterrichisvlan is! vorgesehen: Das mensch¬

liche Zusammenleben als Entwicklungsvorgang. — Soziale

Erscheinungen und soziologische Gesetze, — Das Entwick¬

lungsgesetz, das Gesetz der Kausalität, der Zweckmäßigkeit
und der Wechselwirkungen des Wcsenssrcmden. — Die

Entwicklungsgeschichte der Menschheit: Staaten, — Kultur.
— Wirtschafte» und Sozialgeschichte. — Die Geschichte als

Lehrerin der Menschen. Klassen und Völker.

DaS soziale Bewußtsein und seine Wandlungen. —

Das Solidaritätsgefühl tn der einfachen Menschenhord«. —

Bemiichtungslampf und Behcrrschungskamps. — Bon der

Muttcrfnmilic zum Vatcrrccht. Standesbewufztsetn und

Musscubewubiscw, Rechlsbewuszlsein und Pflichtbewußt¬
sein. — Selbstbewußtsein und Persönlichkeit. — Klassen»
Wille und Mussenkampf. — Recht und Gewalt tm Emanzt»
vationSlampf,

Die foziaigeistigen Erscheinungen und ihre wirtschaft¬
liche Bedingtheit. — Recht und Sittlichkeit. — Ehe und

Familie. — Ser Freiheitsbegriff und die soziale Gesund¬

heit. — Individualismus und Kollektivismus. Der

Einzelmensch und seine soziale Gruppe, — Charakter und

Umwelt. — Der Organisatlonsgeoanke und seine Ver¬

wirklichung. — Koalitionsrecht und Koalitionspflicht. Der

OrganisationZzwang. — Die Entwicklung des SozialismuS
von der Utopie zur Wirklichkeit, — Der Sozialismus als

Weltanschauung und als Wirtschaftsbeweis. — Dt«

Marzsche Mehrwerttheorie und dte Ueberwindung deS

Kapitalismus. — Revolution und Evolution, ^ Klassen¬

staat und Volksstaat. — Die Sozialisterung unseres Wirt¬

schaftslebens als einmaliger Mt und als Entwicklungs¬
vorgang.

Herr Lauflötter ist durch feine Tätigkeit im Hambur»
gtschen Btldungswesen «nd seine anschauliche BehandlungS»
wcise der schwierigsten Probleme bestens bekannt. > Zur
Teilnahme am Kursus is! jedes Verbandsmitglied berech¬
tigt. Kosten entstehen nicht. Schriftliche Anmeldungen
müssen bis zum lS. Oktober dem Verbandsbureau zuge¬

gangen sein. Beginn des Unterrichts Freitag, dcn

2S. Oktober, abends S Uhr, pünktlich im Ge-

werksclmftshaus.

Anzeigen

Ortsbeamter für Bielefeld gesucht.
Wir suchen für unsere Ortsgruppe zu sofor¬

tigem Eintritt einen tüchtigen Ortsbeamten.

Derselbe muß rednerisch, organisatorisch und

agitatorisch befähigt sein und die Angcftellten-
bewegung genau kennen. Bewerbungen mit der

Aufschrift „Bewerbung" und Angabe der bis¬

herigen Verbandstätigkeit stnd zu richten an:

Zentralverband der Anaestellten, Bielefeld, Markt«

straße 8 11.

Ortsbeamker

für Bremerhaoen gesucht.
Die Ortsgruppe des Zentralverbandes der

Angestellten, zurzeit zirka 990 Mitglieder,, sucht
möglichst sofort eine geeignete Kraft für die Be¬

sorgung sämtlicher Geschäfte der Ortsgruppe,
insbesondere' auch der Kassengeschäfte. Ver¬

gütung nach den Beschlüssen des Verbandstages.
Bewerber muß organisatorisch und rednerisch be¬

fähigt sein und mindestens ein Jahr Verbands«

angehörigkeit nachweisen können.

Bewerbungen find zu richten an den Vor¬

fitzenden des Zentrawerbandes der Angestellten,
Joh. von Seggern, Bremerhaven, Deich S3.

Ortsbeamker sür Darmstaot.
Für unsere Ortsgruppe suchen wir möglichst

zu sofort einen tüchtigen Ortsbeamten. Bedin¬

gung: rednerisch, organisatorisch und agitatorisch
befähigt. Gute Kenntnis der Angestelltenbewe»
gung. Gehalt:, tarifmäßig. Umgehende Bewe»

bringen erbitten

Zentralverband ber Angestellten,
Ortsgruppe Darmstadt,

Mauerstr. 14. -

.
Ortsbeamker für Osnabrück.

Für unsere Ortsgruppe suchen wir für sofort
einen tüchtigen Ortsbeamten. Derselbe mutz
rednerisch, agitatorisch und organisatorisch be¬

fähigt sein sowie cine gute Kenntnis der Ange>
stelltenbewegung besitzen Gehalt tarifmäßig.
Umgehende Bewerbungen erbeten an

Zentralverband der Angestellten,
Ortsgruppe Osnabrück,

Osnabrück, Breitergang S.

Mirtrck-.ftt.cKes «amptbuck
fiir Betriebsräte.

Unter Mitwirkung von Dr. AlfonS Goldschmidt,
Ernst Jacobi. Friedrich M. Minct) W. A. Th, Müller-

Neuhaus und Richard Oehring,

herausgegeben von der

Rategenossenschaft für wirtschaftlichen Aufbau.
Aus dem Inhalt: Die Pflichten und Rechte der Betriebs

räte nach der neuen Verfassung. — Wie lesen Arbeit»

und AngestcMe cine Bilanz? — Die Organisaiion eines

moderne» Fabrikbetrtebes. — Die Organisation der

sozialistischen Produktion. — Der Aufbau der sozia¬

listischen Wirlschaf!, — Lehrmaterial zur Abhaltung vo»

wirtschaftlichen Vortragen. ''»-- Erläuternde Zeichnungen
und farbige Karten, — Stichwortregister usw,

Subskriptionspreis bis IS: Okt. 19lS: 12 Mk. gebunden
oder in sechs Teillieferungen je 2 Mk.

Nach Erscheinen: Ladenpreis IS Mk.
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